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Grußwort 
 
Die Fachkräftesicherung in der Pflege bildet seit 2002 einen 
Schwerpunkt der rheinland-pfälzischen Landesregierung. 
Unser Ziel ist es, eine menschenwürdige und qualitativ 
hochwertige pflegerische und medizinische Versorgung in 
Rheinland-Pfalz vorzuhalten und weiter zu entwickeln. Um 
dies sicherzustellen, sind fachkompetente Pflegekräfte in 
ausreichender Zahl unverzichtbar.  
 
Dafür wird die Fachkräftesituation in den Regionen von 
Rheinland-Pfalz nach Sektoren und Berufsgruppen in 
Arbeitsmarktanalysen erhoben, um anschließend gezielt 
Fachkräftesicherungsmaßnahmen einzuleiten. Nachdem im Jahr 2010 festgestellt 
wurde, dass in allen Pflegeberufen Fachkräftelücken in verschiedenen Regionen 
vorlagen, wurde die „Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 
2012-2015“ eingeleitet. Beteiligt waren alle Partnerinnen und Partner des rheinland-
pfälzischen Gesundheitswesens und der Pflege.  
 
Als Handlungsfelder wurden unter anderem die Steigerung der Ausbildungszahlen in 
den Pflegeberufen, die Nachqualifizierung von an- und ungelernt Tätigen in der Pflege, 
die Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen und die Zuwanderung von 
ausländischen Pflegekräften definiert. In verschiedenen Landesprojekten wurden 
anschließend konkrete Maßnahmen umgesetzt und anschließend die Ergebnisse allen 
Einrichtungen der Pflege zur Verfügung gestellt. Schwerpunkte waren vor allem die 
Ausbildung und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Die Maßnahmen waren 
erfolgreich, denn die Arbeitsmarktanalyse „Branchenmonitoring 2015“ machte 
sichtbar, dass die im Jahr 2010 prognostizierte Fachkräftelücke von 5.367 
Pflegekräften nicht eintrat. Stattdessen wurde die prognostizierte Fachkräftelücke um 
rund 65 Prozent auf 1.912 fehlende Pflegekräfte reduziert.  
 
In dem nun vorliegenden Bericht zum Stand der Umsetzung der „Fachkräfte- und 
Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012-2015“ sind detailliert die 
Ergebnisse in den einzelnen Handlungsfeldern dargestellt. Die Fachkräfteinitiative hat 
die gesteckten Ziele in vielen Handlungsfeldern erreicht. Dennoch liegen in 
verschiedenen Regionen weiterhin Fachkräfteengpässe vor, was zu einer 
Arbeitsverdichtung für die Pflegekräfte führt. Gemeinsam wollen wir dem 
entgegenwirken und unsere Bemühungen zur Verbesserung der Fachkräftesituation 
verstärken. Wir werden deshalb die derzeitige Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative 
bis Ende dieses Jahres fortführen. Im Laufe des Jahres 2017 werden wir sie zur 
„Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative Pflege 2.0“ weiterentwickeln. 
 
Ihre 

 
 
 

Sabine Bätzing-Lichtenthäler 
Ministerin für Soziales, Arbeit,  
Gesundheit und Demografie 
des Landes Rheinland-Pfalz 
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Einleitung 

Das Thema Fachkräftesicherung in der Pflege steht in Rheinland‐Pfalz seit Langem auf der Agenda. Als 

erstes Bundesland hat Rheinland‐Pfalz  im Jahr 2002 mit dem Aufbau eines kontinuierlichen Arbeits‐

marktmonitoring‐Systems begonnen. Mittlerweile ist das sogenannte „Branchenmonitoring Gesund‐

heitsfachberufe Rheinland‐Pfalz“ fest implementiert. Für die Jahre 2002, 2005, 2010 und zuletzt 2015 

ist die regionale Arbeitsmarktlage für die unterschiedlichen Pflegeberufe mit Hilfe des Matching‐An‐

satzes analysiert worden. Zudem werden Prognosen für die zukünftigen Entwicklungen von Pflegekräf‐

teangebot und Nachfrage nach Pflegekräften gerechnet. Die Daten zur aktuellen und zukünftigen Ar‐

beitsmarktlage bilden die Grundlage der Ausbildungsstättenplanung für die Gesundheitsfachberufe im 

Bundesland. 

Die Ergebnisse der Arbeitsmarktmonitorings stehen für die Landesregierung in Verbindung mit großen 

Herausforderungen in der Fachkräftesicherung. Denn mit Ausnahme des Jahres 2005, als die Einfüh‐

rung der Diagnosis Related Groups  (DRGs)  im Krankenhaussektor zu einer zurückhaltenden Einstel‐

lungspolitik führte und Angebotsüberhänge gemessen werden konnten, war die Arbeitsmarktlage für 

Pflegekräfte angespannt. Als Reaktion auf die Ergebnisse des Branchenmonitorings 2010 hat das Mi‐

nisterium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie (MSAGD) die „Fachkräfte‐ und Qualifizie‐

rungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ mit einer Unter‐Arbeitsgruppe  für die Pflegebe‐

rufe, die Assistenzberufe und die therapeutischen Gesundheitsfachberufe aufgelegt. Ziel war es, ge‐

meinsam die notwendigen Maßnahmen zu  initiieren und umzusetzen, damit Fachkräfteengpässe  in 

den Gesundheitsfachberufen vermieden werden. Der vorliegende Bericht fokussiert auf die Aktivitäten 

in der Unter‐Arbeitsgruppe Pflege.  

Mitglieder  der  Unter‐Arbeitsgruppe  waren  Vertreter/innen  des  Landes  Rheinland‐Pfalz  (MSAGD, 

MBWWK  , MIFKJF), der Schul‐ und Ausbildungsträger, der Berufsverbände der Pflege, der Gewerk‐

schaften, der Einrichtungsträger und deren Verbände, der Kostenträger, der Regionaldirektion Rhein‐

land‐Pfalz‐Saarland der Bundesagentur für Arbeit, der Pflegewissenschaft, der Betriebs‐ und Arbeits‐

medizin, der zuständigen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung  (Berufsgenossenschaft  für Ge‐

sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege und Unfallkasse Rheinland‐Pfalz) sowie des staatlichen Arbeits‐ 

und Gesundheitsschutzes und der kommunalen Spitzenverbände. Am 13. März 2012 fand die konsti‐

tuierende Sitzung der Unter‐Arbeitsgruppe Pflege statt. In insgesamt sechs Sitzungen und mehreren 

Umlaufverfahren erarbeitete sie bis Dezember 2012 eine von allen Beteiligten unterschriebene Ver‐

einbarung zur Fachkräftesicherung.1 Die Vereinbarung enthält Zielsetzungen und konkrete Maßnah‐

men, mit denen diese Ziele erreicht werden sollen. Ziele und Maßnahmen sind den folgenden elf Hand‐

lungsfeldern zugeordnet: 

I. Verstärkte Ausbildungsanstrengungen und bedarfsorientierte Erhöhung der Ausbildungskapa‐

zitäten bei Einrichtungen und Schulen 

II. Erschließung des Nachqualifizierungspotenzials in der Pflege 

III. Vorqualifizierungsmaßnahmen, die auf eine Ausbildung  in einem Gesundheitsfachberuf hin‐

führen 

IV. Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen mit Migrationshintergrund 

                                                            

1 Online verfügbar unter:  

https://msagd.rlp.de/fileadmin/msagd/Gesundheit_und_Pflege/GP_Dokumente/Be‐
richte_aus_der_Pflege_25.pdf 
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V. Wiedereinstiegsqualifizierung für die Stille Reserve  

VI. Weiterbildungsförderung durch die Agentur für Arbeit / Umschulung 

VII. Weiterentwicklung der Pflegeberufe  

VIII. Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

IX. Attraktive Beschäftigungsbedingungen und betriebliche Gesundheitsförderung  

X. Gesellschaftliche Bedeutung der Gesundheitsfachberufe durch Öffentlichkeitsarbeit fördern  

XI. Chancen der Freizügigkeit nutzen 

 

Um es nicht bei Absichtsbekundungen zu belassen, hat das MSAGD auch für die Umsetzung der „Fach‐

kräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe“ Strukturen geschaffen (siehe Abbildung 

unten). Die Aktivitäten in den elf Handlungsfeldern sind von fünf Projektgruppen (PGs) begleitet wor‐

den. Jedes Handlungsfeld wurde dabei einer Projektgruppe zugeordnet. Die PGs haben sich regelmäßig 

getroffen, den Umsetzungsstand in den Handlungsfeldern diskutiert, Handlungserfordernisse eruiert 

und gegebenenfalls konkrete Projekte  initiiert und begleitet.  Insbesondere von den Projektgruppen 

„Pflegeausbildung“ und „Attraktive Beschäftigung“ ist eine Reihe von Projekten angestoßen worden.  

Die große Gruppe von Akteuren, die zuvor den Vereinbarungstext unterzeichnet hatten, wurde als so‐

genannte „Steuerungsgruppe“ über den Fortgang und Umsetzungsstand der Aktivitäten zur Fachkräf‐

tesicherung  informiert. Ein übergeordneter Lenkungsausschuss aus Vertreter/innen des MSAGD be‐

richtete an die Hausspitze.  

 

Abbildung 1: Struktur für die Umsetzung der Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 
2012‐2015“ 

 

    Quelle: Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

Im Rahmen des Landesprojektes „Branchenmonitoring und Ausbildungsbedarf Gesundheitsfachberufe 

2015“ hat das MSAGD das Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK), Zentrum der Goethe‐Uni‐

versität Frankfurt am Main, beauftragt, den Umsetzungsstand der Aktivitäten  in zehn der elf Hand‐

lungsfeldern sowie der Initiative insgesamt zu bewerten. Die Ergebnisse werden im vorliegenden Be‐

richt präsentiert. Orientiert  an den  Zielsetzungen  im Vereinbarungstext und  strukturiert nach den 

Handlungsfeldern  wird  geprüft,  inwieweit  die  Zielsetzungen  bereits  erreicht  wurden  und  welche 

Gründe für die Erreichung bzw. Nicht‐Erreichung der Ziele verantwortlich sind. Die Bewertungen wer‐

den vor allem auf Grundlage quantitativer Sekundär‐ und Primärdaten vorgenommen. Darüber hinaus 

hat das IWAK wertvolle Informationen aus den Protokollen der PG‐Sitzungen gewinnen können und 
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Experteninterviews mit Vertreter/innen der Regionaldirektion Rheinland‐Pfalz‐Saarland, der Landes‐

pflegekammer  Rheinland‐Pfalz,  der  Berufsgenossenschaft  für  Gesundheitsdienst  und Wohlfahrts‐

pflege (BGW), mit Vertreter/innen von Berufsverbänden, Leiter/innen von Einrichtungen und Schulen, 

mit der Krankenhausgesellschaft Rheinland‐Pfalz e.V. und den Gewerkschaften geführt. Die Experten‐

interviews dienten dazu, vertiefende Einschätzungen zu einzelnen Aspekten, aber auch zur Bewertung 

der Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative insgesamt zu bekommen.2  

Im Anschluss an die Analyse, Aktivitätsabbildung und Bewertung der definierten Handlungsfelder im 

Detail erfolgt in Kapitel 11 ein komprimierter Überblick über die Zielerreichung in allen Handlungsfel‐

dern. Im abschließenden Ausblick werden Empfehlungen zur Weiterführung der „Fachkräfte‐ und Qua‐

lifizierungsinitiative“ gegeben.  

 

   

                                                            

2 Der Umsetzungsstand im Handlungsfeld X wird nicht bewertet, da die Evaluation in einem eigenständigen 
Projekt erfolgt. 
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Ergebnisteil 

Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt entlang der definierten Handlungsfelder. Dabei werden stets 

das Ziel des Handlungsfeldes sowie die Teilziele in den Untergliederungen eines jeden Handlungsfel‐

des wiedergegeben. Dem folgt die Darstellung der Datengrundlage, die zur Abbildung der bisherigen 

Aktivitäten und zur letztlichen Bewertung der Zielerreichung herangezogen wurde. Es schließt sich 

die detaillierte Darlegung des Umsetzungsstandes im jeweiligen (Teil‐) Handlungsfeld an. Dabei wer‐

den jeweils die in Bezug zum definierten Ziel stehenden Entwicklungen und Aktivitäten im Betrach‐

tungszeitraum zwischen dem Jahr 2011 und dem Jahr 2015 nachgezeichnet. In Einzelfällen werden 

auch Betrachtungsjahre vor oder nach dem genannten Zeitraum mit einbezogen oder es werden nur 

einzelne Zeitabschnitte innerhalb des Betrachtungszeitraums in die Analyse mit einbezogen. Solche 

Einschränkungen sind stets explizit sichtbar gemacht und werden begründet, wobei die Gründe zu‐

meist im Bereich der Datenverfügbarkeit liegen oder sich aus der Sachlage heraus keine sinnvolle Al‐

ternative ergibt. 

In zahlreichen Handlungsfeldern erfolgt neben der Bezugnahme auf Primär‐ und Sekundärdaten zu‐

dem eine rahmende Einschätzung von Experten/innen, um Entwicklungen in ihrer Detailtiefe richtig 

einordnen und bewerten zu können. Sofern möglich, wird stets Bezug genommen auf quantitatives 

wie auch auf qualitatives Datenmaterial. Einzelne Handlungsfelder lassen die Bezugnahme auf quan‐

titative Daten nicht zu, sei es, dass keine entsprechenden Daten vorliegen, sei es, dass aus der Sach‐

lage heraus eine Quantifizierung nicht sinnhaft ist. In diesen Fällen wird auf einer entsprechend brei‐

teren qualitativen Datenlage aufgebaut. 

Die Darstellung zu jedem (Teil‐)Handlungsfeld wird im Anschluss an die Abbildung der erfolgten Akti‐

vitäten und Prozesse unter einem bewertenden Fokus resümiert. Dabei erfolgt eine Bewertung unter 

drei Gesichtspunkten: a.) Wurde das Ziel bzw. wurden die Ziele im definierten Umfang erreicht?; b.) 

Sofern das Ziel / die Ziele nicht erreicht wurden, inwiefern gelang eine Teilumsetzung und welche 

Gründe standen gegebenenfalls einer vollumfänglichen Zielerreichung im Wege?; c.) Lassen sich Ent‐

wicklungen und Trendanzeichen feststellen? 

In einigen wenigen Fällen sind die Zielsetzungen verschiedener (Teil‐) Handlungsfelder derart ähnlich 

gelagert und ist im Zuge der Darstellung und Bewertung ein Rückgriff auf die gleichen Datenquellen 

unumgänglich, so dass diese  (Teil‐)Handlungsfelder  im vorliegenden Bericht gemeinsam dargestellt 

werden. An den betreffenden Stellen ist das beschriebene Vorgehen jeweils explizit sichtbar gemacht. 
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1. Handlungsfeld I: Verstärkte Ausbildungsanstrengungen und bedarfsorientierte Erhö‐

hung der Ausbildungskapazitäten bei Einrichtungen und Schulen 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Das Handlungsfeld  I gliedert sich  in zehn Teilaspekte, die  jeweils spezifischere Ziele  im Kontext des 

besagten Handlungsfelds definieren. Dabei sind quantitativ messbare Ziele ebenso Teil der definierten 

Ziele wie qualitative Zielbeschreibungen.  Im Folgenden wird auf die beschriebenen Teilaspekte des 

Handlungsfelds I näher eingegangen. 

Datengrundlage: Neben den spezifischen Perspektiven innerhalb des Handlungsfeldes I, zu denen die 

jeweilige Datengrundlage im Folgenden jeweils erläutert wird, basiert die hier vorgenommene Abbil‐

dung des Umsetzungsstandes vor allem auf einer Auswertung der Protokolle aus der PG Ausbildung. 

Sofern weitere Quellen herangezogen wurden, werden diese jeweils an der entsprechenden Stelle ge‐

nannt. 

 

1.1. Handlungsfeld I.1: Vereinbarung Ausbildung Altenpflege 

Ziel: Die Zahl der Auszubildenden  in der Altenpflege soll ausgehend von den Eintritten  im Schuljahr 

2011/2012 bis zum Schuljahr 2015/2016 stufenweise um mindestens  jährlich 10 Prozent gesteigert 

werden. 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind die Auszubildendenzahlen in der Altenpflege aus 

den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016, die der Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14. April 2015 

der PG Ausbildung  im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 

2012‐2015“ entnommen und mit entsprechenden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐

Pfalz abgeglichen und ergänzt wurden. Hierbei wird  jeweils auf die Daten aus dem zweiten Ausbil‐

dungsjahr zurückgegriffen. Grund hierfür ist, dass im ersten Ausbildungsjahr die meisten Schulklassen 

aus Auszubildenden der Altenpflege wie auch der Altenpflegehilfe bestehen. Da das definierte Ziel in 

Handlungsfeld I.1 sich auf eine Erhöhung der Auszubildenden der Altenpflege bezieht, findet eine Fo‐

kussierung auf das  zweite Ausbildungsjahr  statt, da dieses ausschließlich Auszubildende der Alten‐

pflege umfasst.  

Stand der Umsetzung (quantitativ): Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Altenpflege 

aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 tabellarisch und graphisch dargestellt. 

Hinsichtlich der anvisierten Steigerung der Auszubildendenzahlen  in der Altenpflege  sind deutliche 

Wachstumsraten erzielt worden. So lag die Ausgangzahl im Basisjahr 2011/2012 bei 794 Auszubilden‐

den (jeweils im ersten Ausbildungsjahr) und stieg bis zum letzten betrachteten Schuljahr auf 1042 Aus‐

zubildende  und  damit  248 mehr  als  im  Ausgangsschuljahr  2011/2012.  Zwischen  den  Schuljahren 

2013/2014 und 2014/2015 zeigte sich ein  leichter Rückgang, die Steigerungstendenz setzte sich an‐

schließend jedoch fort. In relationalen Zahlen ausgedrückt ist die Anzahl der Auszubildenden (jeweils 

im ersten Ausbildungsjahr betrachtet) aus Perspektive des Schuljahres 2015/2016 um 31% gegenüber 

dem Schuljahr 2011/2012 angestiegen. Anvisiert war eine jährliche Steigerung von 10% über die ersten 

drei Schuljahre des Betrachtungszeitraums hinweg und jeweils in Bezug auf das stets gleichbleibende 

Ausgangsjahr 2011/2012. Über den gesamten Betrachtungszeitraum wäre somit eine Steigerung um 

237 Personen gegenüber dem Ausgangsschuljahr 2011/2012 zu erzielen gewesen, was 30% in Bezug 

auf das Basisjahr ausgemacht hätte. 
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Tabelle 1: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflege, jeweils nur 2. Ausbildungsjahr 

  Soll  Ist 

Schuljahr Soll 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % Ist 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % 

2011/12 794      794     

2012/13 873  79  10  895  101  13 

2013/14 952  158  20  1019  225  28 

2014/15 1031  237  30  1000  206  26 

2015/16 1031  237  30  1042  248  31 

Quelle: Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsini‐

tiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Abgleich und Ergänzung (2015/2016) entsprechen‐

der Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Damit lässt sich die Zielerreichung für das Schuljahr 2015/2016 feststellen. Die Werte aus der voran‐

gegangenen Tabelle sind in der folgenden Abbildung noch einmal graphisch aufbereitet. 

 

Abbildung 2: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflege, jeweils nur 2. Ausbildungsjahr 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Datengrundlage von Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung  im 

Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Ab‐

gleich und Ergänzung (2015/2016) entsprechender Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden 

Um den bereits in der Laufzeit der Initiative teilweise leicht rückläufigen Auszubildendenzahlen in 

der Altenpflege zu begegnen, wird über weitere Maßnahmen nachgedacht, um die Zahl der Bewer‐

ber/innen zu erhöhen. Als mögliche Maßnahme wird über eine Kampagne in Zusammenarbeit mit 
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der Pflegegesellschaft nachgedacht, an der sich das MSAGD beteiligen und die im Jahr 2016 umge‐

setzt werden könnte. Die Kampagne könnte folgende Maßnahmen enthalten: a.) Akquise von Schü‐

ler/innen durch Anwerbung von ehemaligen Praktikanten (freiwillige Dienste, FSJ); b.) Ernennung 

von „Pflegebotschaftern“ (Auszubildende in der Pflege, die sich bereit erklären in allgemeinbilden‐

den Schulen ihren Ausbildungsgang darzustellen); c.) verstärkte Ansprache von Eltern über Medien 

und Einladung zu Informationsabenden. 

Weiterhin ist festzustellen, dass Beratungsfachkräfte der Bundesagentur für Arbeit, bzw. ihrer lo‐

kalen Vertretungen, in häufig engen Kooperationen mit allgemeinbildenden Schulen und weiteren 

Einrichtungen im Kontext der Berufsorientierung tätig sind. 

Zudem wurde in der PG Ausbildung auch über eine verstärkte Einbindung sozialer Medien zur ge‐

zielten Ansprache von Jugendlichen nachgedacht. Hierbei bestand Einigkeit, dass eine umfassende 

Einbindung sozialer Medien in Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden professionell und 

koordiniert stattfinden müsse. Die Aufgabe gehöre in eine „verantwortlichen Hand“3 (z.B. Fachper‐

son der Kommunikationsabteilung), zudem solle die verantwortliche Person mit der Sprache der 

Zielgruppe vertraut sein. Diese und weitere Maßnahmen (beispielsweise die Erstellung eines Flyers) 

wurden im Laufe des Projektzeitraums in das Handlungsfeld X, Öffentlichkeitsarbeit, delegiert, zu 

dem im Rahmen des vorliegenden Berichts keine Darstellung erfolgt (vgl. Handlungsfeld X). 

 

Maßnahmen zur Attraktivierung 

Um die Ausbildung oder Umschulung zur Altenpflegefachkraft attraktiver zu machen gibt es im Rah‐

men der „Ausbildungs‐ und Qualifizierungsoffensive Altenpflege“ der Bundesregierung Möglich‐

keit, dass Personen, welche über eine zweijährige Berufserfahrung im pflegerischen Bereich verfü‐

gen, und einen „Kompetenztest“ erfolgreich bestehen, die Ausbildung um ein Jahr verkürzen kön‐

nen. Diese Möglichkeit galt zunächst für den Zeitraum vom 1. April 2013 bis zum 31. März 2016 und 

wurde anschließend bis zum 31. Dezember 2017 verlängert. Kritisch beobachtet werden sollte in 

diesem Kontext, ob die Qualitätsstandards in der Ausbildung trotz der Verkürzung aufrechterhalten 

werden können. 

Zudem wird eine generelle Bewerbung des Berufsfeldes Pflege von der PG Ausbildung für sinnvoll 

erachtet. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die Steigerung der Ausbildungszahlen wurde innerhalb der ersten vier Betrachtungsjahre er‐

reicht – wobei der definierten Zielwert sogar leicht überschritten wurde. Der leichte Rückgang 

im Schuljahr 2014/2015 wurde im letzten betrachteten Schuljahr 2015/2016 wieder aufgefan‐

gen, und die Auszubildendenzahlen konnten weiter gesteigert werden. Somit wurde das defi‐

nierte Ziel vollumfänglich erreicht wenn auch erst ein Schuljahr später als ursprünglichgeplant. 

Insgesamt zeigt sich eine deutliche und größtenteils kontinuierliche Zunahme der Auszubilden‐

denzahlen in der Altenpflege. Mit den Aktivitäten und Möglichkeiten im Rahmen der „Ausbil‐

dungs‐ und Qualifizierungsoffensive Altenpflege“ wurde  jedoch ein  funktionaler  regulatori‐

scher Rahmen geschaffen, der weitere Steigerungen positiv zu beeinflussen vermag. 

 

                                                            

3 Protokoll der PG Ausbildung, Sitzung vom 06.06.2013. 
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1.2. Handlungsfeld I.2: Vereinbarung Ausbildung Gesundheits‐ und Kranken‐ bzw. Kinderkran‐

kenpflege 

Ziel: Die Zahl der Auszubildenden in der Gesundheits‐ und Krankenpflege sowie in der Gesundheits‐ 

und Kinderkrankenpflege4 soll ausgehend von den Eintritten im Schuljahr 2011/2012 bis zum Schuljahr 

2015/2016 stufenweise um mindestens jährlich 10 Prozent gesteigert werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind die Auszubildendenzahlen in der Gesundheits‐ und 

Krankenpflege sowie in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 

2015/2016, die der Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14. April 2015 der PG Ausbildung im Rahmen 

der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐

Pfalz entnommen und mit entsprechenden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz ab‐

geglichen und ergänzt wurden. Zudem wurden die Protokolle der PG Ausbildung ausgewertet, um ver‐

tiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu erhalten.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen  in der Gesund‐

heits‐ und Krankenpflege  sowie  in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege aus den Schuljahren 

2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt tabellarisch dargestellt. 

 

Die Anzahl der Auszubildenden (jeweils im ersten Ausbildungsjahr) hat sich im betrachteten Zeitraum 

teilweise sehr unterschiedlich zwischen den verschiedenen Schuljahren entwickelt. Zwischen dem Aus‐

gangsschuljahr 2011/2012 und dem darauffolgenden Schuljahr 2012/2013 ergab sich lediglich ein An‐

stieg um 12 Auszubildende.  

 

Tabelle 2: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege, jeweils nur 1. Ausbil‐
dungsjahr 

  Soll  Ist 

Schuljahr Soll 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % Ist 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % 

2011/12 1163      1163     

2012/13 1279  116  10  1175  12  1 

2013/14 1395  232  20  1241  78  7 

2014/15 1511  348  30  1385  210  18 

2015/16 1511  348  30  1356  193  17 

Quelle: Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsini‐

tiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Abgleich und Ergänzung (2015/2016) entsprechen‐

der Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

                                                            

4 Die Zahlen zur Gesundheits‐ und Krankenpflege beinhalten für das Schuljahr 2011/2012 hier und im Folgen‐
den stets auch die Zahlen aus der kombinierten Ausbildung zur Kranken‐/Kinderkrankenpflegefachkraft.  
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Bei  einer  Gesamtzahl  der  Auszubildenden  (im  ersten  Ausbildungsjahr)  von  1163  im  Schuljahr 

2011/2012 entspricht die Steigerung lediglich einem Prozent und bleibt damit deutlich hinter dem de‐

finierten Steigerungsziel von jährlich 10% (über die ersten drei Betrachtungsjahre hinweg und jeweils 

in Bezug zumAusgangsschuljahr 2011/2012) zurück.  Im darauffolgenden Schuljahr 2013/2014 ergab 

sich ein Anstieg um 78 Auszubildende, was 7% gegenüber dem Ausgangsschuljahr 2011/2012 ent‐

spricht, wobei  der  Zielwert  für  das  Schuljahr  2013/2014  bei  einer  Steigerung  um  20%  festgesetzt 

wurde. Die größte Steigerung gegenüber dem Ausgangsjahr zeigte sich  im Schuljahr 2014/2015 mit 

210 Personen, was einer Steigerung von 18% gegenüber dem Schuljahr 2011/2012 entspricht. Für das 

Schuljahr 2015/2016 ging die Anzahl der Auszubildenden in der Gesundheits‐ und Krankenpflege dann 

leicht zurück und betrug nur noch 193 Personen mehr als im ersten Betrachtungsschuljahr 2011/2012. 

Dieser Wert stellt eine Steigerung von 17% zwischen den Schuljahren 2015/2016, als letztem betrach‐

tetem Schuljahr, und 2011/2012 als Basisjahr der Betrachtungen dar. 

Die Werte aus der vorangegangenen Tabelle sind in der folgenden Abbildung noch einmal graphisch 

aufbereitet. 

 

Abbildung 3: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege, jeweils nur 1. Ausbil‐
dungsjahr 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Datengrundlage von Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung  im 

Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Ab‐

gleich und Ergänzung (2015/2016) entsprechender Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Die graphische Darstellung verdeutlicht noch einmal, dass Steigerungen in der Anzahl der Auszubilden‐

den im Sinne der Zielsetzung grundsätzlich stattfinden, die absolute Anzahl jedoch um ungefähr 150 

Personen unter dem jeweiligen Jahresziel liegt. 

Betrachtet man die Auszubildendenzahlen für den Bereich der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege 

(jeweils für das erste Ausbildungsjahr) zeigt sich ein ähnliches Gesamtbild wie in der Gesundheits‐ und 

Krankenpflege. Bei einem Ausgangswert von 120 Auszubildenden (im ersten Ausbildungsjahr) für das 

Schuljahr 2011/2012  (Basisjahr) ergaben sich anfangs  lediglich geringe Anstiege von 4 Personen  im 

Schuljahr 2012/2013 (entspricht 3% gegenüber dem Basisjahr) und 11 Personen in 2013/2014 gegen‐

über dem Ausgangsschuljahr (Steigerung um 9%). Bereits zu diesem Zeitpunkt bleibt die reale Steige‐

rung deutlich hinter den anvisierten Zielen von 20% zum Zeitpunkt des Schuljahres 2013/2014 zurück. 

Für das sich dann anschließende Schuljahr 2014/2015 sinkt die Anzahl der Auszubildenden auf 129, 

was gegenüber dem Basisjahr 2011/2012 nur noch einer Steigerung um 9 Personen (8%) entspricht. 
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Der vergleichsweise deutliche Anstieg im Schuljahr 2015/2016 auf 135 Personen insgesamt (im ersten 

Ausbildungsjahr) stellt eine Steigerung um 13% gegenüber dem Ausgangsschuljahr 2011/2012 dar und 

bleibt damit ebenfalls deutlich hinter dem bereits für das Schuljahr 2014/2015 definierten Zielwert von 

30% zurück. 

 

Tabelle 3: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege, jeweils nur 1. Aus‐
bildungsjahr 

  Soll  Ist 

Schuljahr Soll 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % Ist 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % 

2011/12 120      120     

2012/13 132  12  10  124  4  3 

2013/14 144  24  20  131  11  9 

2014/15 156  36  30  129  9  8 

2015/16 156  36  30  135  15  13 

Quelle: Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsini‐

tiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Abgleich und Ergänzung (2015/2016) entsprechen‐

der Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Werte aus der vorangegangenen Tabelle sind in der folgenden Abbildung noch einmal graphisch 

aufbereitet. 

 

Abbildung 4: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege, jeweils nur 1. 
Ausbildungsjahr 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Datengrundlage von Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung  im 

Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Ab‐

gleich und Ergänzung (2015/2016) entsprechender Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Investitionsfördermittel 

Es wird in den Sitzungsprotokollen der Projektgruppe festgehalten, dass zur Steigerung der Ausbil‐

dungszahlen  in der Praxis  Investitionsfördermittel  zum Ausbau oder Anmieten von  zusätzlichen 

Schulräumen benötigt würden. Das Referat Gesundheitsfachberufe stimme sich diesbezüglich mit 

der Abteilung Gesundheit ab. Ziel sei eine Erhöhung der pauschalen Förderung für zusätzliche Aus‐

bildungsplätze. 

 

Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden 

Um den bereits in der Laufzeit der Initiative teilweise leicht rückläufigen Auszubildendenzahlen in 

der Altenpflege zu begegnen, wird über weitere Maßnahmen nachgedacht, um die Zahl der Bewer‐

ber/innen zu erhöhen. Als mögliche Maßnahme wird über eine Kampagne in Zusammenarbeit mit 

der Pflegegesellschaft nachgedacht, an der sich das MSAGD beteiligen und die im Jahr 2016 umge‐

setzt werden könnte. Die Kampagne könnte folgende Maßnahmen enthalten: a.) Akquise von Schü‐

ler/innen durch Anwerbung von ehemaligen Praktikanten (freiwillige Dienste, FSJ); b.) Ernennung 

von „Pflegebotschaftern“ (Auszubildende in der Pflege, die sich bereit erklären in allgemeinbilden‐

den Schulen ihren Ausbildungsgang darzustellen); c.) verstärkte Ansprache von Eltern über Medien 

und Einladung zu Informationsabenden. 

Weiterhin ist festzustellen, dass Beratungsfachkräfte der Bundesagentur für Arbeit, bzw. ihrer lo‐

kalen Vertretungen, in häufig engen Kooperationen mit allgemeinbildenden Schulen und weiteren 

Einrichtungen im Kontext der Berufsorientierung tätig sind. 

Zudem wurde in der PG Ausbildung auch über eine verstärkte Einbindung sozialer Medien zur ge‐

zielten Ansprache von Jugendlichen nachgedacht. Hierbei bestand Einigkeit, dass eine umfassende 

Einbindung sozialer Medien in Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden professionell und 

koordiniert stattfinden müsse. Die Aufgabe gehöre in eine „verantwortlichen Hand“5 (z.B. Fachper‐

son der Kommunikationsabteilung), zudem solle die verantwortliche Person mit der Sprache der 

Zielgruppe vertraut sein. 

Diese und weitere Maßnahmen  (beispielsweise die Erstellung eines Flyers) wurden  im Laufe des 

Projektzeitraums in das Handlungsfeld X, Öffentlichkeitsarbeit, delegiert, zu dem im Rahmen des 

vorliegenden Berichts keine Darstellung erfolgt (vgl. Kapitel zu Handlungsfeld X). 

 

Ausbau der Teilzeitangebote im Rahmen der Ausbildung 

Die Möglichkeiten  einer  Pflegeausbildung  in  Teilzeit  sowie  entsprechende  Fördermöglichkeiten 

sollten für die Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege ausgebaut werden, so die Mitglieder der Pro‐

jektgruppe. Da die Teilzeitausbildung  im Bundesland aktuell  (Stand: September 2016) bereits  in 

Trier, Mainz und Ludwigshafen angeboten wird, liegen erste Umsetzungserfahrungen bereits vor. 

Die Bundesagentur für Arbeit plant, einen Informationsflyer zum Thema zu veröffentlichen. 

 

 

                                                            

5 Protokoll der PG Ausbildung, Sitzung vom 06.06.2013. 
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Strukturelle Herausforderungen  im Bereich der Gesundheits‐ und Krankenpflege und Krankenpflege‐

hilfe 

Laut Aussagen der PG‐Mitglieder stehen den verfügbaren Ausbildungsplätzen in der Erwachsenen‐ 

und  der  Kinderkrankenpflege  genügend  Bewerber/innen  gegenüber.  Derzeit  können  aufgrund 

mangelnder räumlicher Ressourcen jedoch nicht alle Bewerbungen berücksichtigt werden. 

Das Ziel einer stärkeren Steigerung der Auszubildendenzahlen könnte unter Beachtung der folgen‐

den drei strukturellen Herausforderungen erreicht werden: 

1. Finanzierung der Praxisanleitung, um die Umsetzung der theoretischen Ausbildung in der Praxis 

zu gewährleisten, 

2. tatsächliche Freistellung der Praxisanleitung, um die Tätigkeit der Anleitungspersonen auf ihre 

schulische/ pädagogische Aufgabe zu zentrieren, und die 

3. finanzielle Förderung des Ausbaus/ Anbaus/ Neubaus von Ausbildungsräumen. 

 

Bewertung der Zielerreichung  

 Eine Steigerung der Ausbildungszahlen konnte  in der Gesundheits‐ und Krankenpflege noch 

nicht erreicht werden, auch wenn die Zahl der Ausbildungsanfänger/innen gestiegen ist. Die 

Steigerungsquoten liegen unterhalb der gesetzten Ziele.  

 Auch  in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege bleiben die Steigerungsraten hinter den 

anvisierten Zielen zurück. Im vorletzten betrachteten Jahr (2013/14 auf 2014/15) ergab sich 

sogar ein leichter Rückgang der Ausbildungsanfänger/innen, auch wenn dieser zum Schuljahr 

2015/2016 wieder ausgeglichen wurde.  

 

 

1.3. Handlungsfeld I.3: Vereinbarung Ausbildung Altenpflegehilfe 

Ziel: Die Zahl der Auszubildenden in der Altenpflegehilfe soll ausgehend von den Eintritten im Schuljahr 

2011/2012 bis zum Schuljahr 2015/2016 stufenweise um mindestens  jährlich 10 Prozent gesteigert 

werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind die Auszubildendenzahlen in der Altenpflegehilfe 

aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016, die der Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14. April 

2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachbe‐

rufe 2012‐2015“  im  Land Rheinland‐Pfalz entnommen und mit entsprechenden Daten des Statisti‐

schen Landesamtes Rheinland‐Pfalz abgeglichen und ergänzt wurden. Zudem wurden die Protokolle 

der PG Ausbildung ausgewertet, um vertiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu 

erhalten. Die daraus resultierenden Erkenntnisse werden nachfolgend dargestellt.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Altenpfle‐

gehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt tabellarisch dargestellt. 

Für den Bereich der Altenpflegehilfe wurden  jährliche Steigerungen der Auszubildendenzahlen von 

jährlich 10% über die ersten drei Betrachtungsjahre hinweg und jeweils in Bezug auf das gleiche Basis‐
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schuljahr 2011/2012 definiert. Im Schuljahr 2012/2013 konnte der entsprechende Wert nicht nur er‐

reicht, sondern deutlich übertroffen werden, mit  insgesamt 803 Auszubildenden und damit 139 zu‐

sätzlichen Ausbildungsanfänger/innen gegenüber dem Basisschuljahr 2011/2012.  

 

Tabelle 4: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflegehilfe 

  Soll  Ist 

Schuljahr Soll 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % Ist 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % 

2011/12 664      664     

2012/13 730  66  10  803  139  21 

2013/14 796  132  20  818  154  23 

2014/15 862  198  30  819  155  23 

2015/16 862  198  30  771  107  16 

Quelle: Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsini‐

tiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Abgleich und Ergänzung (2015/2016) mit entspre‐

chenden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Das entspricht einer Steigerung um 21%. Auch für das Schuljahr 2013/2014 konnte eine weitere, wenn 

auch deutlich geringere Steigerung erreicht werden. Die Zahl der Auszubildenden lag für dieses Schul‐

jahr bei 818 Personen und somit bei 154 Personen mehr als im Schuljahr 2011/2012, was einer Steige‐

rung von 23% entspricht. Anschließend stagniert die Zahl der Auszubildenden im Schuljahr 2014/2015 

nahezu  mit  819  Personen  insgesamt  und  ebenfalls  23%  Steigerung  gegenüber  dem  Schuljahr 

2011/2012. Im letzten Schuljahr des Betrachtungszeitraums zeigen die vorliegenden Daten dann einen 

Rückgang auf 771 Auszubildende, was nur noch eine Steigerung um 107 Personen gegenüber dem 

Ausgangsschuljahr darstellt. Damit kann über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg nur von 

einer Gesamtsteigerung von 16% gesprochen werden. Die Werte aus der vorangegangenen Tabelle 

sind in der folgenden Abbildung noch einmal graphisch aufbereitet. 

 

Abbildung 5: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflegehilfe 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Datengrundlage von Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung  im 

Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Ab‐

gleich und Ergänzung (2015/2016) mit entsprechenden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden 

Um den bereits in der Laufzeit der Initiative teilweise leicht rückläufigen Auszubildendenzahlen in 

der Altenpflege zu begegnen, wird über weitere Maßnahmen nachgedacht, um die Zahl der Bewer‐

ber/innen zu erhöhen. Als mögliche Maßnahme wird über eine Kampagne in Zusammenarbeit mit 

der Pflegegesellschaft nachgedacht, an der sich das MSAGD beteiligen und die im Jahr 2016 umge‐

setzt werden könnte. Die Kampagne könnte folgende Maßnahmen enthalten: a.) Akquise von Schü‐

ler/innen durch Anwerbung von ehemaligen Praktikanten (freiwillige Dienste, FSJ); b.) Ernennung 

von „Pflegebotschaftern“ (Auszubildende in der Pflege, die sich bereit erklären in allgemeinbilden‐

den Schulen ihren Ausbildungsgang darzustellen); c.) verstärkte Ansprache von Eltern über Medien 

und Einladung zu Informationsabenden. 

Weiterhin ist festzustellen, dass Beratungsfachkräfte der Bundesagentur für Arbeit, bzw. ihrer lo‐

kalen Vertretungen, in häufig engen Kooperationen mit allgemeinbildenden Schulen und weiteren 

Einrichtungen im Kontext der Berufsorientierung tätig sind. 

Zudem wurde in der PG Ausbildung auch über eine verstärkte Einbindung sozialer Medien zur ge‐

zielten Ansprache von Jugendlichen nachgedacht. Hierbei bestand Einigkeit, dass eine umfassende 

Einbindung sozialer Medien in Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden professionell und 

koordiniert stattfinden müsse. Die Aufgabe gehöre in eine „verantwortlichen Hand“6 (z.B. Fachper‐

son der Kommunikationsabteilung), zudem solle die verantwortliche Person mit der Sprache der 

Zielgruppe vertraut sein. 

Diese und weitere Maßnahmen  (beispielsweise die Erstellung eines Flyers) wurden  im Laufe des 

Projektzeitraums in das Handlungsfeld X, Öffentlichkeitsarbeit, delegiert, zu dem im Rahmen des 

vorliegenden Berichts keine Darstellung erfolgt (vgl. Kapitel zu Handlungsfeld X). 

 

Strukturelle Herausforderungen im Bereich der Altenpflegehilfe 

Für die Ausbildung zum/r Altenpfleger/in gibt es eigentlich mehr Interessenten als dann tatsächlich 

in die Ausbildung gehen. Viele gehen stattdessen zunächst  in die Altenpflegehilfeausbildung. Die 

Möglichkeit, anschließend in die verkürzte Fachkraftausbildung zu wechseln, ist durch die Stufen‐

ausbildung in Rheinland‐Pfalz gegeben. Für die Einrichtungen als Träger der praktischen Ausbildung 

sei dieses Stufenmodell durchaus attraktiv, da einerseits die Ausbildungsvergütung in der Helfer‐

ausbildung etwas niedriger ist als in der Fachkraftausbildung und da andererseits die Möglichkeit 

genutzt wird, die Eignung der Auszubildenden gründlich zu prüfen. 

Zudem wurden die  teilweise hohen Abbrecherquoten  im Bereich der Altenpflegehilfe  in der PG 

Ausbildung angesprochen. Die Abbrecherquoten – auf Basis von Daten des Statistischen Landesam‐

tes berechnet – lagen im betrachteten Zeitraum zwischen 26% und 39%.  

In der einjährigen Ausbildung zur Altenpflegehilfe werde von den Auszubildenden sehr viel erwar‐

tet, so dass es Überlegungen gibt, die Ausbildungsdauer anzuheben.  

Ab Sommer 2013 wurde an der BBS Südliche Weinstraße eine Teilzeitausbildung mit 1,5  Jahren 

erprobt, um der hohen Abbrecherquote entgegenzuwirken. Spezifische Ergebnisse hierzu  liegen 

(noch) nicht vor. 

 

                                                            

6 Protokoll der PG Ausbildung, Sitzung vom 06.06.2013. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Die Steigerung der Ausbildungszahlen  ist vor allem zu Beginn des evaluierten Zeitraums gut 

gelungen (von 2011/12 auf 2012/13), die Steigerungsrate ebbte dann jedoch deutlich ab und 

geht  vor  allem  im  letzten  betrachteten  Schuljahr  (2015/2016)  deutlich  zurück.  Insgesamt 

wurde das Ziel ‐ trotz einer letztlich erreichten Gesamtsteigerung – verfehlt. Dass in den Jahren 

zwischen erstem und letztem Betrachtungsjahr teilweise deutlich mehr Personen ausgebildet 

wurden als in den Jahren zuvor dürfte allerdings zu einer Entlastung des Arbeitsmarktes bei‐

getragen haben, auch wenn die hoch gesetzten Ziele nicht vollumfänglich erreicht werden 

konnten. 

 

 

1.4. Handlungsfeld I.4: Vereinbarung Ausbildung Krankenpflegehilfe 

Ziel: Die Zahl der Auszubildenden in der Krankenpflegehilfe soll ausgehend von den Eintritten im Schul‐

jahr 2011/2012 bis zum Schuljahr 2015/2016 stufenweise um mindestens jährlich 25 Prozent gestei‐

gert werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind die Auszubildendenzahlen  in der Krankenpflege‐

hilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016, die der Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14. 

April 2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheits‐

fachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz entnommen und mit entsprechenden Daten des Sta‐

tistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz abgeglichen und ergänzt wurden. Zudem wurden die Proto‐

kolle der PG Ausbildung ausgewertet, um vertiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungs‐

stand zu erhalten. Die daraus resultierenden Erkenntnisse werden nachfolgend dargestellt.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Kranken‐

pflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt tabellarisch dargestellt. 

 

Im Handlungsfeld I.4 wurden für den Bereich der Krankenpflegehilfe die umfangreichsten Ziele gesetzt, 

was die anvisierten Steigerungsraten  in den fünf Pflegeberufen betrifft. Der definierte Zielwert  liegt 

für die Krankenpflegehilfe bei einer Steigerung um 25% pro Schuljahr, jeweils  in Bezug auf das Aus‐

gangsschuljahr 2011/2012 und über die ersten drei Jahre des Betrachtungszeitraums hinweg. Für das 

Schuljahr 2012/2013 konnte mit insgesamt 166 Auszubildenden die anvisierte Steigerung zwar nicht 

vollumfänglich erreicht werden, erzielte jedoch mit 25 zusätzlichen Auszubildenden gegenüber dem 

Basisjahr 2011/2012 dennoch eine Steigerung um 18%. Im darauffolgenden Schuljahr 2013/2014 ab‐

solvierten gegenüber dem Schuljahr 2011/2012 zusätzliche 57 Auszubildende die Krankenpflegehil‐

feausbildung. Dies entspricht einer Steigerung um 40% gegenüber dem Basisschuljahr 2011/2012. Die 

hohe Steigerungsrate setzt sich im Schuljahr 2014/2015 fort mit dann 232 Auszubildenden insgesamt 

und somit 91 mehr als  im Ausgangsschuljahr 2011/2012, was einer Steigerung von 65% entspricht. 

Dieser Wert bleibt somit nur  leicht hinter dem für dieses Schuljahr definierten Steigerungswert von 

75% zurück. Schaut man über den eigentlich für die Umsetzung der anvisisierten Steigerungsraten de‐

finierten Zeitraum hinweg in das letzte hier betrachtete Schuljahr 2015/2016 zeigt sich ein deutlicher 

Rückgang der Auszubildendenzahlen. Die Zahl sinkt auf 192 Auszubildende insgesamt und somit nur 
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noch 51 mehr als im Basisschuljahr 2011/2012. Das entspricht nur noch einer Steigerung von 36% ge‐

genüber dem Basisschuljahr 2011/2012, womit dieser Wert unter jenem des Schuljahres 2013/2014 

liegt. 

 

Tabelle 5: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Krankenpflegehilfe 

  Soll  Ist 

Schuljahr Soll 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % Ist 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

absolut 

Δ 

Basisjahr 2011/12 

in % 

2011/12 141      141     

2012/13 176  35  25  166  25  18 

2013/14 211  70  50  198  57  40 

2014/15 246  105  75  232  91  65 

2015/16 246  105  75  192  51  36 

Quelle: Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsini‐

tiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Abgleich und Ergänzung (2015/2016) mit entspre‐

chenden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Werte aus der vorangegangenen Tabelle sind in der folgenden Abbildung noch einmal graphisch 

aufbereitet. 

 

Abbildung 6: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Krankenpflegehilfe 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Datengrundlage von Anlage 2 zum Sitzungsprotokoll vom 14.4.2015 der PG Ausbildung  im 

Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ im Land Rheinland‐Pfalz unter Ab‐

gleich und Ergänzung (2015/2016) mit entsprechenden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Investitionsfördermittel 

Es wird in den Sitzungsprotokollen der Projektgruppe festgehalten, dass zur Steigerung der Ausbil‐

dungszahlen  in der Praxis  Investitionsfördermittel  zum Ausbau oder Anmieten von  zusätzlichen 

Schulräumen benötigt würden. Das Referat Gesundheitsfachberufe stimme sich diesbezüglich mit 

der Abteilung Gesundheit ab. Ziel sei eine Erhöhung der pauschalen Förderung für zusätzliche Aus‐

bildungsplätze. 

 

Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden 

Um den bereits in der Laufzeit der Initiative teilweise leicht rückläufigen Auszubildendenzahlen in 

der Altenpflege zu begegnen, wird über weitere Maßnahmen nachgedacht, um die Zahl der Bewer‐

ber/innen zu erhöhen. Als mögliche Maßnahme wird über eine Kampagne in Zusammenarbeit mit 

der Pflegegesellschaft nachgedacht, an der sich das MSAGD beteiligen und die im Jahr 2016 umge‐

setzt werden könnte. Die Kampagne könnte folgende Maßnahmen enthalten: a.) Akquise von Schü‐

ler/innen durch Anwerbung von ehemaligen Praktikanten (freiwillige Dienste, FSJ); b.) Ernennung 

von „Pflegebotschaftern“ (Auszubildende in der Pflege, die sich bereit erklären in allgemeinbilden‐

den Schulen ihren Ausbildungsgang darzustellen); c.) verstärkte Ansprache von Eltern über Medien 

und Einladung zu Informationsabenden. 

Weiterhin ist festzustellen, dass Beratungsfachkräfte der Bundesagentur für Arbeit, bzw. ihrer lo‐

kalen Vertretungen, in häufig engen Kooperationen mit allgemeinbildenden Schulen und weiteren 

Einrichtungen im Kontext der Berufsorientierung tätig sind. 

Zudem wurde in der PG Ausbildung auch über eine verstärkte Einbindung sozialer Medien zur ge‐

zielten Ansprache von Jugendlichen nachgedacht. Hierbei bestand Einigkeit, dass eine umfassende 

Einbindung sozialer Medien in Kampagnen zur Gewinnung von Auszubildenden professionell und 

koordiniert stattfinden müsse. Die Aufgabe gehöre in eine „verantwortlichen Hand“7 (z.B. Fachper‐

son der Kommunikationsabteilung), zudem solle die verantwortliche Person mit der Sprache der 

Zielgruppe vertraut sein. 

Diese und weitere Maßnahmen  (beispielsweise die Erstellung eines Flyers) wurden  im Laufe des 

Projektzeitraums in das Handlungsfeld X, Öffentlichkeitsarbeit, delegiert, zu dem im Rahmen des 

vorliegenden Berichts keine Darstellung erfolgt (vgl. Kapitel zu Handlungsfeld X). 

 

Strukturelle Herausforderungen im Bereich der Krankenpflegehilfe 

Wie in der Erwachsenen‐ und der Kinderkrankenpflege stehen auch in der Krankenpflegehilfe aus‐

reichend Bewerber/innen zur Besetzung der verfügbaren Ausbildungsplätze zur Verfügung. Auf‐

grund mangelnder räumlicher Kapazitäten in den Ausbildungsstätten können jedoch nicht alle Be‐

werbungen berücksichtigt werden. 

Das Ziel einer Steigerung der Auszubildendenzahlen könnte unter Beachtung der  folgenden drei 

strukturellen Herausforderungen erreicht werden: 

 

                                                            

7 Protokoll der PG Ausbildung, Sitzung vom 06.06.2013. 
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1. Finanzierung der Praxisanleitung, um die Umsetzung der theoretischen Ausbildung in der Praxis 

gewährleisten, 
 

2. tatsächliche Freistellung der Praxisanleitung, um die Tätigkeit der Anleitungspersonen auf ihre 

schulische/ pädagogische Aufgabe zu zentrieren, und die 
 

3. finanzielle Förderung des Ausbaus/ Anbaus/ Neubaus von Ausbildungsräumen. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Auch wenn die Steigerung gegenüber dem definierten Zielwert von 75% nicht erreicht werden 

konnte, so ist zumindest die bis zum Schuljahr 2014/2015 erzielte Steigerung von insgesamt 

65% als deutlicher Erfolg zu werten,  insbesondere vor dem Hintergrund der ambitionierten 

Zielsetzung. Allerdings führt der deutliche Rückgang im letzten betrachteten Schuljahr zu Aus‐

zubildendenzahlen, die unter jenen des Vorjahres liegen. Unklar ist, ob dieser Trend sich fort‐

setzt. Die Krankenhäuser scheinen zur Deckung ihres Personalbedarfs – darauf deuten Exper‐

tengespräche hin – weiterhin vor allem auf die deutlich flexibler einsetzbaren Fachkräfte (Ge‐

sundheits‐ und Krankenpfleger/innen) zu bauen.  

 

 

1.5. Handlungsfeld I.5: Vereinbarung Berufsorientierung 

Ziel: Es sollen mehr  Jugendliche  in der Phase der Berufsorientierung an das Beschäftigungsfeld der 

Pflege herangeführt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die quantitative Evaluation sind die Auszubildendenzahlen des Statis‐

tischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz  für die Gesundheits‐ und Krankenpflege, die Gesundheits‐und 

Kinderkrankenpflege, die Krankenpflegehilfe, die Altenpflege und die Altenpflegehilfe in den Schuljah‐

ren 2011/2012 bis 2015/2016. Zudem wurden die Protokolle der PG Ausbildung ausgewertet, um ver‐

tiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu erhalten. Die daraus resultierenden Er‐

kenntnisse werden nachfolgend dargestellt.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 1: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Krankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016  jeweils getrennt nach 

verschiedenen Altersgruppen dargestellt. 

 

Vor allem in der Gruppe der 17 bis unter 20‐Jährigen konnten in den letzten beiden betrachteten Schul‐

jahren hohe absolute Steigerungen der Auszubildendenzahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege 

erreicht werden.  
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Abbildung 7: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege nach Alter der Auszubil‐
denden im Zeitraum 2011 (Schuljahr 2011/2012) bis 2015 (Schuljahr 2015/2016) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

In der Gruppe der 20‐ bis unter 25‐Jährigen gab es zunächst (Schuljahre 2011/2012 bis 2013/2014) 

stetige Steigerungen, danach jedoch einen leichten Rückgang auf in etwa das Niveau des Schuljahres 

2012/2013. In den Altersgruppen der ab 25‐Jährigen kam es jeweils zu leichten Steigerungen zwi‐

schen den Schuljahren 2011/2012 bis 2014/2015. Anschließend stagnierte die Anzahl der Auszubil‐

denden in beiden „älteren“ Altersgruppen, beziehungsweise zeigte sich ein leichter Rückgang bei den 

Personen, die damals 30 Jahre oder älter waren. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel, verstärkt Jugendliche für die Ausbildung in der Gesundheits‐ und Krankenpflege ge‐

winnen zu wollen, wurde  in der Tendenz erreicht. Die Zahlen belegen, dass die zusätzlichen 

Auszubildenden  in der Gesundheits‐ und Krankenpflege  in nicht geringem Maße der „jüngs‐

ten“ Altersgruppe zuzurechnen sind. 

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels mit einem Rückgang der Zahl der jüngeren 

Bevölkerungsgruppen ist die Steigerung in der Gruppe der jüngsten Auszubildenden als beson‐

derer Erfolg anzusehen. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 2: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Kinderkrankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt 

nach verschiedenen Altersgruppen dargestellt. 

 

Auffällig ist zunächst der deutliche Einbruch der Auszubildendenzahlen in der Gesundheits‐ und Kin‐

derkrankenpflege  zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2012/2013. Zwischen den Schuljahren 

2012/2013 und 2015/2016 konnten dann deutliche Steigerungen der Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Kinderkrankenpflege erreicht werden und zwar vor allem in der Gruppe der jüngsten 

Auszubildenden (17 bis unter 20 Jahre). In den anderen Altersgruppen zeigen sich über den Zeitverlauf 

nur geringe Veränderungen, die als nicht signifikant zu werten sind. 
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Abbildung 8: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege nach Alter der 
Auszubildenden im Zeitraum 2011 (Schuljahr 2011/2012) bis 2015 (Schuljahr 2015/2016) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel, verstärkt Jugendliche für die Ausbildung in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege 

zu gewinnen, wurde in der Tendenz erreicht. Die Zahlen belegen, dass die zusätzlichen Auszu‐

bildenden in nicht geringem Maße der „jüngsten“ Altersgruppe zuzurechnen sind.  

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels mit einem Rückgang der Zahl der jüngeren 

Bevölkerungsgruppen ist die Steigerung in der Gruppe der jüngsten Auszubildenden als beson‐

derer Erfolg anzusehen. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 3: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Kran‐

kenpflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt nach verschiedenen Al‐

tersgruppen dargestellt. 

Zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2014/2015 konnten in der Gruppe der jüngsten Auszubil‐

denden (17 bis unter 20 Jahre) deutliche Steigerungen der Auszubildendenzahlen erreicht werden.  

 

Abbildung 9: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Krankenpflegehilfe nach Alter der Auszubildenden im 
Zeitraum 2011 (Schuljahr 2011/2012) bis 2015 (Schuljahr 2015/2016) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Lediglich im letzten betrachteten Schuljahr (2015/2016) sind die Zahlen wieder gesunken. In den an‐

deren Altersgruppen zeigen sich im Zeitverlauf wechselhafte Entwicklungen ohne eindeutige Tenden‐

zen. Auffällig sind teils sprunghafte Anstiege in einzelnen Altersgruppen und spezifischen Schuljah‐

ren, die nicht ohne weiteres erklärbar sind. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel, verstärkt Jugendliche für die Ausbildung in der Krankenpflegehilfe gewinnen zu wol‐

len, wurde in der Tendenz erreicht. Die Zahlen belegen, dass die zusätzlichen Auszubildenden 

in nicht geringem Maße der „jüngsten“ Altersgruppe zuzurechnen sind. Dennoch zeigt sich für 

das letzte betrachtete Schuljahr 2015/2016 auch ein leichter Rückgang der „Jüngeren“, gleich‐

zeitig zeigen sich zeitweise (vor allem in 2013/2014) deutliche Zunahmen bei den Auszubilden‐

den, die 30 Jahre und älter sind. 

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels mit einem Rückgang der Zahl der jüngeren 

Bevölkerungsgruppen ist die Steigerung in der Gruppe der jüngsten Auszubildenden als beson‐

derer Erfolg anzusehen. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 4: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Al‐

tenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt nach verschiedenen Alters‐

gruppen dargestellt. 

 

Zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 konnten in der Gruppe der jüngsten Auszubil‐

denden  (15  bis  unter  20  Jahre)  leichte  Steigerungen  der  Auszubildendenzahlen  erreicht werden. 

Gleichzeitig zeigen sich jedoch teils deutliche Steigerungen der absoluten Zahl der Auszubildenden in 

den Gruppen der 30 bis unter 40‐Jährigen wie auch bei den 40 bis unter 50‐Jährigen, während die 

Gruppe der 20 bis unter 25‐Jährigen kaum Veränderungen und vor allem keine klare Tendenz aufweist. 

Ähnliches gilt für die Gruppe der 25 bis unter 30‐Jährigen mit lediglich leichter Steigerung der absolu‐

ten Zahl der Auszubildenden bei jedoch nicht eindeutiger Tendenz. 

 

Abbildung 10: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflege nach Alter der Auszubildenden im Zeitraum 
2011 (Schuljahr 2011/2012) bis 2015 (Schuljahr 2015/2016) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel, verstärkt Jugendliche für die Altenpflege‐Ausbildung zu gewinnen, wurde zwar in ab‐

soluten Zahlen erreicht, insbesondere für die Gruppe der jüngsten Auszubildenden (15 bis un‐

ter 20 Jahre). Da gleichzeitig jedoch die Zahl der älteren Auszubildenden ebenfalls in nicht ge‐

ringem Maße angestiegen  ist, ergibt sich keine deutliche Erhöhung des relativen Anteils Ju‐

gendlicher in der Ausbildung zur Altenpflegefachkraft.  

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels ist die Steigerung in der Gruppe der jüngs‐

ten Auszubildenden jedoch als Erfolg zu werten. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 5: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Al‐

tenpflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt nach verschiedenen Al‐

tersgruppen dargestellt. 

 

Abbildung 11: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflegehilfe nach Alter der Auszubildenden im Zeit‐
raum 2011 (Schuljahr 2011/2012) bis 2015 (Schuljahr 2015/2016) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Entwicklung der Auszubildendenzahlen in der Altenpflegehilfe zeigt gerade in der hier besonders 

interessierenden Gruppe der jüngsten Auszubildenden (15 bis unter 20 Jahre) kaum Veränderungen, 

mit Ausnahme des Schuljahres 2012/2013, das einen außergewöhnlich hohen Wert für die Anzahl der 

Auszubildenden aufweist.  

 

Leichte Steigerungen der Auszubildendenzahlen wurden vor allem in den Altersgruppen der 25 bis un‐

ter 30‐Jährigen wie auch bei den 30 bis unter 40‐Jährigen erzielt. In leicht geringerem Umfang gilt dies 

auch für die Gruppen der 40 bis unter 50‐Jährigen sowie für die Personen, die zum jeweiligen Zeitpunkt 

50 bis 60 Jahre alt waren. Insgesamt zeichnet sich keine ganz klare Tendenz ab. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel, verstärkt Jugendliche für die Ausbildung in der Altenpflegehilfe zu gewinnen, wurde 

nicht erreicht. Auch wenn die  jüngeren Auszubildenden die größten Gruppen bilden, wurde 

die Steigerung der Auszubildendenzahl eher  in den Altersgruppen der älteren Personen er‐

reicht.  

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels ist die enorme Herausforderung zu sehen, 

die mit einer Zielerreichung im Sinne des Handlungsfeldes I.5 verbunden ist. So ist der weitest‐

gehend zumindest nicht gesunkene Teil  jüngerer Auszubildender als Teilerfolg zu bewerten. 

Hieran kann in der weiteren Entwicklung angeknüpft werden, verbunden mit dem Ziel, die de‐

finierten Steigerungen mittelfristig zu erreichen. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Aktionen und Maßnahmen zur Berufsorientierung 

Hinsichtlich der Verstärkung von Maßnahmen in der Berufsorientierung wurde die Aktion „Pflege 

on Tour“8 durchgeführt, die auf den Bereich der Altenpflege zugeschnitten war. Es gab Überlegun‐

gen, die Aktion „Pflege on Tour“ auch auf die Gesundheits‐ und Krankenpflege auszuweiten oder 

ein ähnliches, eigenes Programm aufzulegen. Eine solche Ausweitung fand  im betrachteten Zeit‐

raum jedoch nicht statt. Die Aktion würde für den Bereich der Altenpflege unter dem Begriff „Pfle‐

gesignal“ fortgeführt und angepasst. Grundsätzlich soll bei der Berufsorientierung stets auch die 

gezielte Anwerbung von männlichen Jugendlichen forciert werden. 

 

Ansprache über die Agenturen für Arbeit 

Seitens der Agenturen für Arbeit findet grundsätzlich eine offene Beratung statt, die weder auf eine 

geschlechts‐ noch eine altersspezifische Zielgruppenberatung abzielt. Basierend auf diesen allge‐

meinen und grundsätzlichen Regelungen der Agenturen für Arbeit  ist auch dort der Bedarf nach 

Auszubildenden in den fünf pflegebezogenen Berufen durchaus flächendeckend bekannt. In allen 

Beratungsgesprächen erfolgt bei entsprechend gegebenen Rahmenbedingungen und Vorausset‐

zungen daher auch immer eine Beratung in Richtung Pflegeberufe. 

 

 

1.6. Handlungsfeld I.6: Vereinbarung zur Gewinnung von männlichen Jugendlichen für die 

Pflege 

Ziel: Es sollen mehr männliche Jugendliche für die Pflegeausbildung gewonnen werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die quantitative Evaluation sind die Auszubildendenzahlen des Statis‐

tischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz für die Gesundheits‐ und Krankenpflege, die Gesundheits‐ und 

Kinderkrankenpflege, die Krankenpflegehilfe, die Altenpflege und die Altenpflegehilfe in den Schuljah‐

ren 2011/2012 bis 2015/2016. Zudem wird das Angebot entsprechender Aktionen  im Rahmen des 

„Boys´ Day“ ausgewertet und benannt. Weiterhin wurden die Protokolle der PG Ausbildung analysiert, 

                                                            

8 Website der Aktion „Pflege on Tour“ bzw. der nachfolgenden Aktionen unter: http://pflegesignal.de/, letzter 
Zugriff am 14.04.2016. 
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um vertiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu erhalten und Expertengespräche 

zur zusätzlichen Validierung des Analysierten durchgeführt. Die daraus  resultierenden Erkenntnisse 

werden nachfolgend dargestellt. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 1: Im Folgenden werden die Aktionen im Rahmen des „Boys´ 

Day“ dargestellt. Die Auswertung erfolgt auf Basis eine Analyse der angebotenen und freien Plätze für 

den Boys Day über die entsprechende Website (http://www.boys‐day.de/Boys_Day‐Radar/Statistik/). 

Die Auswertung fand zwischen dem 1. und 4. April 2016 statt, womit die hier vorliegenden Daten aus‐

schließlich den Stand in diesem Zeitraum abbilden. Die Durchführung des Boys´ Day war für den 28. 

April 2016 vorgesehen. Somit bildet die Erhebung den Anmeldestand knapp vier Wochen vor dem 

Durchführungstermin ab. 

 

Im Rahmen des Boys´ Days stellen die Einrichtungen der Pflege einen überproportionalen Anteil an 

Plätzen zur Verfügung. Während das Gesamtangebot 919 Plätze umfasst, entfallen 271 dieser Plätze 

auf Einrichtungen mit (engerem) Pflegebezug, dies obwohl von den 176 teilnehmenden Einrichtungen 

nur 29 einen (engeren) Pflegezug haben. Betrachtet man die Plätze, die knapp vier Wochen vor Beginn 

des Boys´ Days noch verfügbar waren, so haben von den 435 Plätzen, die insgesamt noch frei waren, 

150 Plätze einen (engeren) Pflegebezug. Aussagekräftiger ist im vertiefenden Blick die relationale Be‐

trachtung. 

 

Abbildung 12: Anzahl der Einrichtungen sowie der angebotenen und freien Plätze im Rahmen des Boys´ Days für 
alle Berufe sowie für die Berufe mit unmittelbarem Pflegebezug 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von einer Auswertung der Website http://www.boys‐day.de/Boys_Day‐Radar/Sta‐

tistik/ unter ausschließlicher Berücksichtigung der Daten für Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Einrichtungen mit Pflegebezug machen lediglich einen Anteil von 16% an allen teilnehmenden Ein‐

richtungen aus, stellen jedoch 29% aller angebotenen Plätze. Allerdings sind die Angebote im Bereich 

der Pflege mit einem Anteil von 55% an freien Plätzen, gemessen an allen angebotenen Plätzen in der 

Pflege, schlechter ausgelastet als die Gesamtheit der angebotenen Plätze, von denen zum Erhebungs‐

zeitpunkt nur 47% unbesetzt waren. Damit entfallen 34% aller freien Plätze auf solche in Einrichtungen 

mit Pflegebezug, obwohl diese Einrichtungen nur 29% der Plätze stellen. 
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Abbildung 13: Anteile von Einrichtungen beziehungsweise Plätzen mit und ohne Pflegebezug im Rahmen des 
Boys´ Days im Vergleich 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von einer Auswertung der Website http://www.boys‐day.de/Boys_Day‐Radar/Sta‐

tistik/ unter ausschließlicher Berücksichtigung der Daten für Rheinland‐Pfalz. 

 

Ablesen lässt sich aus den Daten ein überproportional starkes Engagement der Plfegeeinrichtungen 

im Rahmen des Boys´ Days, welches auf eine unterproportionale Resonanz stößt. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Engagement im Rahmen des Boys´ Days, das der Gewinnung männlicher Auszubildender 

dient, ist bei den Einrichtungen mit Pflegebezug vergleichsweise hoch, die Anzahl der angebo‐

tenen  Plätze  ist  überproportional.  Die  Nachfrage  beziehungsweise  Auslastung  ist  jedoch 

schlechter als in den anderen teilnehmenden Branchen. Somit ist das Engagement der Einrich‐

tungen mit Pflegebezug positiv hervorzuheben – zukünftige Aufgabe wird sein, die Plätze stär‐

ker zu bewerben und höhere Auslastungsraten auch in den Einrichtungen mit Pflegebezug zu 

erzielen. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ), Teil 1: 

Hintergrundinfos zum Boys´ Day 

Die PG Ausbildung hat sich intensiver mit den Möglichkeiten, Chancen und Herausforderungen im 

Kontext des Boys´ Day befasst. Ergebnis war unter anderem, dass die Teilnahme am Boys´ Day mit 

viel Arbeit verbunden sei, während sich der Erfolg kaum nachweisen lässt. Dennoch sollte seitens 

des Ministeriums für Arbeit, Soziales und Gesundheit ein Schreiben an die Einrichtungen der Alten‐

hilfe verfasst werden, in dem dazu aufgerufen werden sollte, sich am Boys´ Day zu beteiligen. Zu‐

dem wurden die Pflegegesellschaft, die Verbände und die Krankenhausgesellschaft gebeten, aktiv 

zu werden und sich in den Einrichtungen und Ausbildungsstätten für eine Beteiligung am Boy`s Day 

einzusetzen. 

 

Berufsorientierung – spezifisch für männliche Jugendliche 

Die Berufsberater/innen der Bundesagentur für Arbeit bzw. derer lokalen Vertretungen in Rhein‐

land‐Pfalz, befassen sich in Beratungsgesprächen mit der Sensibilisierung von männlichen Jugend‐

lichen für Pflegeberufe. So wird unter anderem auf praxisbezogene Möglichkeiten hingewiesen, in 
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dieses Berufsfeld hinein zu schnuppern oder ein Freiwilliges Soziales Jahr in der Pflege zu absolvie‐

ren. Wichtig ist jedoch der Hinweis, dass seitens der Einrichtungen der Bundesagentur für Arbeit 

keine „Steuerung“ der zu beratenden Jugendlichen erfolgen darf. 

Über  Printmaterialen werden  ebenfalls  umfassend  Informationen  zu  den Möglichkeiten  in  der 

Pflege, speziell auch für männliche Jugendliche, gegeben. Im Sommer 2014 ist beispielsweise eine 

Extra‐Ausgabe „abi ‐ dein Weg in Studium und Beruf“ mit dem Titel „Frau‐Mann‐Beruf: was heißt 

hier typisch?“ erschienen. Im Berufsfeld Pflege wurden dabei die Studiengänge „Altenpflege und 

Management“ sowie „Pflegepädagogik“ vorgestellt und im Bereich der Ausbildungsberufe wurde 

unter anderem die Ausbildung zur Gesundheits‐ und Krankenpflegefachkraft thematisiert. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 In der qualitativen Bewertung  ist festzustellen, dass das Thema „Männer und männliche Ju‐

gendliche in der Pflege“ vielfach aufgegriffen wird. Es gibt sowohl umfassende Programme als 

auch Einzelaktionen, die das Ziel verfolgen, mehr männliche Auszubildende für die Pflegebe‐

rufe zu gewinnen. Insofern kann das Ziel hinsichtlich der Existenz entsprechender zielunter‐

stützender Programme als erreicht angesehen werden. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 2: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Krankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016  jeweils getrennt nach 

Geschlecht dargestellt. Zunächst erfolgt die vergleichende Darstellung beider Geschlechter nach abso‐

luter Anzahl der Auszubildenden in den darzustellenden Schuljahren. Anschließend erfolgt die Darstel‐

lung der Anteile männlicher Auszubildender in den darzustellenden Schuljahren. Dem folgt eine Dar‐

stellung des Anteils männlicher Auszubildender nach Altersgruppen, um einen spezifischen Blick auf 

die Entwicklung in der Gewinnung nicht nur männlicher, sondern vor allem männlicher jugendlicher 

Auszubildender zu werfen. 

 

Die Anzahl männlicher Auszubildender  in der Gesundheits‐ und Krankenpflege  ist  im Zeitraum von 

2011/2012 bis 2015/2016 in absoluten Zahlen gestiegen und zwar von 524 Personen auf 677 im Schul‐

jahr 2015/2016.  

 

Abbildung 14: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege in absoluter Anzahl 
der Auszubildenden nach Geschlecht zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Da auch die Zahl der weiblichen Auszubildenden gestiegen ist, erscheint es sinnvoll, auch die Anteile 

der männlichen Auszubildenden an allen Auszubildenden zu betrachten. Dieser machte im Schuljahr 

2011/2012 16,7% aus, im Schuljahr 2015/2016 18,5%. 

 

Abbildung 15: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Gesundheits‐ und Krankenpflege zwi‐
schen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Betrachtet man den Anteil männlicher Auszubildender getrennt nach Altersgruppen, zeigt sich, dass 

der Anstieg vor allem aus der Gruppe der unter 20‐Jährigen Auswirkungen zeigt. Diese Gruppe ist in 

absoluten Zahlen (vgl. Handlungsfeld I.5) vergleichsweise stark vertreten, weshalb sich ein steigender 

Anteil an männlichen Personen in dieser Gruppe in der Gesamtbetrachtung über alle Altersstufen hin‐

weg besonders bemerkbar macht. Deutliche Steigerungen des Anteils männlicher Auszubildender gab 

es jedoch auch in der Gruppe der 25 bis unter 30‐Jährigen, wenn auch mit leichtem Rückgang in den 

letzten  beiden  betrachteten  Jahren.  Dennoch  blieb  der  Anteil  hier  höher  als  im  Ausgangsjahr 

2011/2012.  Gesunken ist der Anteil an Männern lediglich in der Auszubildendengruppe der Personen, 

die im jeweiligen Erhebungsjahr 30 Jahre und älter waren. 

 

Abbildung 16: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Gesundheits‐ und Krankenpflege nach 
Altersgruppen zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel der Gewinnung von mehr männlichen Jugendlichen  in der Ausbildung zum Gesund‐

heits‐ und Krankenpfleger wurde erreicht, entsprechende Steigerungsraten wurden erzielt. Da 

die Steigerung im Betrachtungszeitraum teilweise gering ausgefallen ist, lässt sich jedoch noch 

nicht zwangsläufig von einer anhaltenden positiven Tendenz sprechen. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 3: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Kinderkrankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt 

nach Geschlecht dargestellt. Zunächst erfolgt die vergleichende Darstellung beider Geschlechter nach 

absoluter Anzahl der Auszubildenden  in den darzustellenden Schuljahren. Anschließend erfolgt die 

Darstellung der Anteile männlicher Auszubildender in den darzustellenden Schuljahren. Dem folgt eine 

Darstellung des Anteils männlicher Auszubildender nach Altersgruppen, um einen spezifischen Blick 

auf die Entwicklung in der Gewinnung nicht nur männlicher, sondern vor allem männlicher jugendli‐

cher Auszubildender zu werfen. 

 

Die Anzahl männlicher Auszubildender in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege  ist sehr gering. 

Im Basisschuljahr waren 45 der 566 Auszubildenden männlich. In den Jahren danach schwankt die Zahl 

zwischen minimal 12 und maximal 19 Personen. Der deutliche Rückgang in der Anzahl männlicher Aus‐

zubildender in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege zu Beginn des Betrachtungszeitraums, vor 

allem zwischen den Schuljahre 2011/2012 und 2012/2013, wird begleitet von einem Rückgang der 

Gesamtanzahl Auszubildender in diesem Ausbildungsbereich. 

 

Abbildung 17: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege in absoluter An‐
zahl der Auszubildenden nach Geschlecht zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Auch der relative Anteil männlicher Auszubildender ist im betrachteten Zeitraum rückläufig. Machte 

der Anteil im Schuljahr 2011/2012 noch 8,0% aus, waren es zuletzt nur noch 4,7%.  
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Abbildung 18: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege 
zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Zugleich  zeigt  sich,  nach  dem  deutlichen  Rückgang  zwischen  den  Schuljahren  2011/2012  und 

2013/2014,  in den  letzten beiden betrachteten Schuljahren wieder ein  leichter Anstieg des Anteils 

männlicher Auszubildender  in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege. Die Zunahme an männli‐

chen Auszubildenden  seit  2013/2014  verläuft  also überproportional  im Vergleich  zur  Zunahme  an 

weiblichen Auszubildenden, daher steigt der Anteil der Männer, verbleibt dennoch auf einem niedri‐

geren Niveau als im Ausgangsjahr des Betrachtungszeitraums. 

 

Die Anteile der männlichen Auszubildenden in den verschiedenen Altersgruppen ist hier zwar aufge‐

führt, wird jedoch zur weiteren Analyse nicht herangezogen. Die ohnehin niedrigen Fallzahlen führen 

in der Aufschlüsselung nach Altersgruppen dazu, dass die einzelnen Altersgruppen nur noch gering 

besetzt sind, womit eine prozentuale Darstellung keine Aussagekraft mehr hat. Die Darstellung erfolgt 

daher lediglich nachrichtlich, um die Analyse zu vervollständigen. 

 

Abbildung 19: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege 
nach Altersgruppen zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel der Gewinnung von mehr männlichen Jugendlichen für die Ausbildung zum Gesund‐

heits‐ und Kinderkrankenpfleger wurde nicht erreicht. Zwischen dem ersten und dem letzten 

Schuljahr im Betrachtungszeitraum zeigt sich sogar ein Rückgang des Anteils männlicher Aus‐

zubildender. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 4: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Kran‐

kenpflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt nach Geschlecht darge‐

stellt. Zunächst erfolgt die vergleichende Darstellung beider Geschlechter nach absoluter Anzahl der 

Auszubildenden in den darzustellenden Schuljahren. Anschließend erfolgt die Darstellung der Anteile 

männlicher Auszubildender in den darzustellenden Schuljahren. Dem folgt eine Darstellung des Anteils 

männlicher Auszubildender nach Altersgruppen, um einen spezifischen Blick auf die Entwicklung in der 

Gewinnung nicht nur männlicher sondern vor allem männlicher jugendlicher Auszubildender zu wer‐

fen. 

 

Die Anzahl männlicher Auszubildender in der Krankenpflegehilfe ist in absoluten Zahlen nur in gerin‐

gem  Maße  gestiegen,  der  größte  Anstieg  zeigt  sich  zwischen  den  Schuljahren  2011/2012  und 

2012/2013. Zuletzt waren 43 der 192 Auszubildenden männlich. 

 

Abbildung 20: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Krankenpflegehilfe in absoluter Anzahl der Auszubil‐
denden nach Geschlecht zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Im Betrachtungszeitraum haben sich unterproportionale Steigerungen in der Anzahl weiblicher Auszu‐

bildender  ergeben, was  den  relativen Anteil männlicher Auszubildender  zwischen  2011/2012  und 

2012/2013 zunächst von 15,6% auf 19,9%  steigen  lässt, wobei  sich anschließend ein Rückgang auf 

16,4%  im Schuljahr 2014/2015 ergibt. Der anschließende deutliche Rückgang  in der Gesamtzahl der 

Auszubildenden  in der Krankenpflegehilfe bei  jedoch weiterhin zunehmender absoluter Anzahl der 

männlichen Auszubildenden führt im Schuljahr zu einem Höchstwert von 22,4% männlichen Auszubil‐

denden an allen Auszubildenden. Dieser Wert liegt deutlich über dem Anteilswert im Ausgangsschul‐

jahr.  
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Abbildung 21: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Krankenpflegehilfe zwischen den Schul‐
jahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Betrachtung nach Altersstufen  ist aufgrund der geringen Anzahl Auszubildender  in der Kranken‐

pflegehilfe ohne Aussagekraft. Die ohnehin niedrigen Fallzahlen führen  in der Aufschlüsselung nach 

Altersgruppen dazu, dass die einzelnen Altersgruppen nur noch gering besetzt sind, womit eine pro‐

zentuale Darstellung keine Aussagekraft mehr hat. Die Darstellung erfolgt daher lediglich nachrichtlich, 

um die Analyse zu vervollständigen 

 

Abbildung 22: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Krankenpflegehilfe nach Altersgruppen 
zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die angestrebte Steigerung des Anteils männlicher Auszubildender in der Krankenpflegehilfe 

konnte absolut und relational erreicht werden. In absoluten Zahlen konnte die Anzahl männli‐

cher Auszubildender über den Betrachtungszeitraum hinweg nahezu verdoppelt werden.  

 Dennoch zeichnet sich keine deutliche Tendenz ab. Zu stark ist dafür der gleichzeitige Einfluss 

der sich stark verändernden Gesamtanzahl an Auszubildenden in der Krankenpflegehilfe und 

die  insgesamt niedrige  Fallzahl, welche  auch bei  kleinen  absoluten Änderungen bereits  zu 

deutlichen Verschiebungen in der relationalen Betrachtung führt. 
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Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 5: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Al‐

tenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt nach Geschlecht dargestellt. 

Zunächst erfolgt die vergleichende Darstellung beider Geschlechter nach absoluter Anzahl der Auszu‐

bildenden in den darzustellenden Schuljahren. Anschließend erfolgt die Darstellung der Anteile männ‐

licher Auszubildender  in  den  darzustellenden  Schuljahren. Dem  folgt  eine Darstellung  des Anteils 

männlicher Auszubildender nach Altersgruppen, um einen spezifischen Blick auf die Entwicklung in der 

Gewinnung nicht nur männlicher sondern vor allem männlicher jugendlicher Auszubildender zu wer‐

fen. 

 

Abbildung 23: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflege in absoluter Anzahl der Auszubildenden 
nach Geschlecht zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Anzahl männlicher Auszubildender in der Altenpflege ist im Betrachtungszeitraum absolut um 176 

Personen auf 561 gestiegen, was gegenüber dem Ausgangswert von 385 männlichen Auszubildenden 

im Schuljahr 2011/2012 einen deutlichen Zuwachs darstellt.  

Bei gleichzeitig deutlich steigender Anzahl weiblicher Auszubildender ergeben sich relativ gesehen in 

den ersten vier betrachteten Schuljahren nur geringe Veränderungen im Anteil männlicher Auszubil‐

dender an der Gesamtheit der Auszubildenden.  

 

Abbildung 24: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Altenpflege zwischen den Schuljahren 
2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

2252 2318
2586 2643 2770

385 414 451 457 561

0

500

1000

1500

2000

2500

3000

2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 2015/16

gesamt Männer

17,1% 17,9% 17,4% 17,3%

20,3%

0,0%

5,0%

10,0%

15,0%

20,0%

25,0%

2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 2015/16



33 

 

 

Der Anteil lag im Schuljahr 2011/2012 bei 17,1% und im Schuljahr 2014/2015 bei 17,3%. Erst im letzten 

betrachteten Schuljahr (2015/2016) liegt der Anteil männlicher Auszubildender an allen Auszubilden‐

den dann bei ungefähr einem Fünftel  (20,3%). Somit  lässt sich festhalten, dass  in der Zunahme der 

Gesamtzahl der Auszubildenden in der Altenpflege die Anzahl der männlichen Auszubildenden über‐

proportional gestiegen ist. Während die Zunahme männlicher Auszubildender in absoluten Zahlen im 

Betrachtungszeitraum stetig verläuft, gibt es in der relativen Betrachtung eine Phase der Stagnation 

bzw. des leichten Rückgangs, was im deutlichen Anstieg der Anzahl weiblicher Auszubildender wäh‐

rend dieser Phase begründet liegt. 

 

Abbildung 25: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Altenpflege nach Altersgruppen zwi‐
schen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Bei Betrachtung des Männeranteils nach Altersgruppen wird deutlich, dass vor allem in den jüngeren 

Altersgruppen  (15 bis unter 20‐Jährige und 20 bis unter 25‐Jährige) deutliche Steigerungen von 7,1 

beziehungsweise 8,3 Prozentpunkten zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 erreicht 

werden konnten.  

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die angestrebte Steigerung des Anteils männlicher Auszubildender  im Beruf der Altenpflege 

konnte in absoluten Zahlen erreicht werden. In der relationalen Betrachtung kann jedoch zu‐

nächst keine Zunahme des Anteils männlicher Auszubildender festgestellt werden, da auch die 

weiblichen Auszubildenden proportional ähnlich vermehrt in die Ausbildung zur Altenpflegerin 

eingestiegen sind. Erst im letzten betrachteten Schuljahr zeigt sich dann auch relational eine 

deutliche Steigerung des Anteils männlicher Auszubildender. Eine eindeutige Tendenz ist da‐

mit noch nicht zu sehen, auch wenn die Entwicklung insgesamt positiv ist. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 6: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Al‐

tenpflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils getrennt nach Geschlecht darge‐
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Auszubildenden in den darzustellenden Schuljahren. Anschließend erfolgt die Darstellung der Anteile 

männlicher Auszubildender in den darzustellenden Schuljahren. Dem folgt eine Darstellung des Anteils 

männlicher Auszubildender nach Altersgruppen, um einen spezifischen Blick auf die Entwicklung in der 

Gewinnung nicht nur männlicher sondern vor allem männlicher jugendlicher Auszubildender zu wer‐

fen. 

 

Die Anzahl männlicher Auszubildender in der Altenpflegehilfe ist im Betrachtungszeitraum absolut um 

insgesamt 54 Personen gestiegen, was gegenüber dem Ausgangswert von 100 männlichen Auszubil‐

denden  im Schuljahr 2011/2012 eine Steigerung auf das 1,54‐fache darstellt. Ein Höchstwert wurde 

innerhalb des Betrachtungszeitraums im Schuljahr 2014/2015 erreicht, dieser liegt mit 159 männlichen 

Auszubildenden jedoch nur geringfügig über dem Wert von 154 im letzten betrachteten Schuljahr.  

 

Abbildung 26: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflegehilfe in absoluter Anzahl der Auszubilden‐
den nach Geschlecht zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Trotz der ebenfalls steigenden Anzahl weiblicher Auszubildender ergibt sich auch relational ein Anstieg 

der  männlichen  Auszubildenden.  So  liegt  der  Anteil  männlicher  Auszubildender  im  Schuljahr 

2015/2016 bei 20,0% gegenüber 15,1% im Ausgangsschuljahr 2011/2012.  

 

Abbildung 27: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Altenpflegehilfe zwischen den Schuljah‐
ren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 
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Lediglich zwischen den Schuljahren 2012/2013 und 2013/2014 stagnierte der Anstieg  in der Anzahl 

männlicher Auszubildender. Vor dem Hintergrund der absolut zunehmenden Anzahl weiblicher Auszu‐

bildender auch in diesem Teilzeitraum ergibt sich relational ein kurzzeitiger, leichter Rückgang im An‐

teil männlicher Auszubildender an allen Auszubildenden. 

Die Betrachtung der Anteile männlicher Auszubildender nach Altersstufen zeigt einen recht stetig an‐

steigenden Anteil in der jüngsten Altersgruppe (15 bis unter 20 Jahre). Dies deutet darauf hin, dass es 

in der Altenpflegehilfe tatsächlich gelungen ist, die Zahl der jungen Männer in der Ausbildung zu stei‐

gern. 

 

Abbildung 28: Entwicklung des Anteils männlicher Auszubildender in der Altenpflegehilfe nach Altersgruppen 
zwischen den Schuljahren 2011/2012 und 2015/2016 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die  angestrebte  Steigerung  des  Anteils männlicher  Auszubildender  in  der  Altenpflegehilfe 

konnte erreicht werden. In der relationalen Betrachtung kann anfangs zwar nur eine geringe 

Zunahme des Anteils männlicher Auszubildender  festgestellt werden, da auch die Zahl der 

weiblichen Auszubildenden proportional zugenommen hat. In den letzten beiden betrachte‐

ten Schuljahren zeigen sich dann auch relational deutliche Steigerungen im Anteil männlicher 

Auszubildender. Eine erste Tendenz für einen dauerhaften Anstieg der Zahl männlicher Auszu‐

bildender scheint sich damit abzuzeichnen. 

 

 

1.7. Handlungsfeld I.7: Vereinbarung zur Ausbildungsvermittlung 

Ziel: Die Zusammenführung zwischen Ausbildungssuchenden und Altenpflegeeinrichtungen soll ver‐

bessert werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche mit Vertreter/innen der Regio‐

naldirektion Rheinland‐Pfalz‐Saarland sowie mit der Pflegegesellschaft. Zudem wurden die Protokolle 
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der PG Ausbildung ausgewertet, um vertiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu 

erhalten. Die daraus resultierenden Erkenntnisse werden nachfolgend dargestellt.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Nach Austausch mit der Regionaldirektion Rheinland‐Pfalz‐Saarland sowie mit dem Statistik‐Service‐

Südwest zeigt sich, dass das im Handlungsfeld I.7 definierte Ziel quantitativ nicht abbildbar ist. Da sei‐

tens der Bundesagentur für Arbeit nicht in schulische Ausbildungen vermittelt werde und sich, wenn 

überhaupt, nur ein geringer und unzureichender Teil abbilden ließe, werden in diesem Kontext keine 

Daten aufbereitet. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Strukturelle Hürde im Bereich der Altenpflegehilfe und Krankenpflegehilfe 

Eine zentrale strukturelle Hürde im Sinne des Handlungsfeldes I.7 besteht darin, dass seitens der 

Arbeitsagenturen nicht in schulische Ausbildungen vermittelt wird. 

 

Regionale Praxis 

Expertengespräche deuten darauf hin, dass die Berater/innen der Bundesagentur für Arbeit in den 

lokalen Vertretungen zumeist gut über die Lage und Ausbildungsmöglichkeiten vor Ort informiert 

sind. Auf diesem Wege wird im Bedarfsfall auch immer wieder über die Möglichkeiten einer (schu‐

lischen) Ausbildung in der Altenpflege gesprochen, so dass zwar Informationen teilweise gegeben 

werden können, während eine formale Vermittlung aus den dargestellten Gründen nicht stattfin‐

den kann. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Eine Zusammenführung der Ausbildungssuchenden mit den Altenpflegeeinrichtungen findet 

bereits statt. Dies ist in der Regel allerdings wenig formalisiert und findet vor allem durch Wei‐

tergabe von  Informationen statt. Aufgrund des Fehlens quantitativer Daten  lässt sich keine 

Entwicklung aufzeigen. Die vorgenommene Bewertung der Zielerreichung basiert auf einer 

Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Datenerhebung. 

 

 

1.8. Handlungsfeld I.8: Vereinbarung zur Ausbildungsvergütung 

Ziel: Es soll gewährleistet werden, dass Auszubildenden in der Altenpflege eine angemessene Ausbil‐

dungsvergütung gezahlt wird. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation ist die Abbildung der Entwicklung der durchschnittlichen 

Ausbildungsvergütung  in der Altenpflege  in Rheinland‐Pfalz sowie des Anteils der Einrichtungen mit 

Tariflöhnen. Es liegen zu diesem Teilbereich (noch) keine quantitativen Daten vor. Zudem wurden die 

Protokolle der PG Ausbildung ausgewertet, um vertiefende Hintergrundinformationen  zum Umset‐

zungsstand zu erhalten. Die daraus resultierenden Erkenntnisse werden nachfolgend dargestellt. Für 

die quantitative Perspektive wurden der Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Pflegeberufen 
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(TVA‐L Pflege) sowie zum Vergleich der Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Ausbildungsberu‐

fen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA‐L BBiG) herangezogen. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Aktuelle Zahlen weisen für die Pflegeberufe eine durchschnittlich höhere Ausbildungsvergütung aus 

als  für andere Dienstleistungsberufe oder  für Ausbildungen  im öffentlichen Dienst. Begründet wird 

dies laut dem „Ausbildungsreport Pflegeberufe 2015“ mit dem „periodisch auftretende[n] Mangel an 

Fachkräften für diese Berufe und ihre Tradition, als Umschulungsberufe zu fungieren“ (S. 21). Sofern 

die Auszubildenden entsprechend dem Tarifvertrag  für Auszubildende der Länder  in Pflegeberufen 

(TVA‐L Pflege)  entlohnt werden, betragen die Ausbildungsvergütungen im 1. Ausbildungsjahr 990,70 

Euro, im 2. Ausbildungsjahr 1.056,70 Euro und im 3. Ausbildungsjahr 1.163,00 Euro9. Als Vergleich sei 

die Höhe der Ausbildungsvergütungen in den nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) ausgebildeten Berufen 

aufgeführt:  Die  im  entsprechenden  Tarifvertrag  vorgesehenen  Ausbildungsvergütungen  liegen  bei 

866,82 Euro im 1. Ausbildungsjahr, bei 920,96 Euro im 2. Ausbildungsjahr und bei 970,61 Euro im 3. 

Ausbildungsjahr10 und damit (deutlich) niedriger als in den Pflegeberufen. Ergänzend sei angemerkt, 

dass in den Ausbildungsberufen nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) im zusätzlichen 4. Ausbildungsjahr 

ein Ausbildungsentgelt in Höhe von 1.039,51 Euro im Tarifvertrag vorgesehen ist, welches immer noch 

unter dem Ausbildungsentgelt liegt, welches in den Pflegeberufen im 2. Ausbildungsjahr gezahlt wird. 

Zieht man die Zahlen des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV) zur pauschalierten 

Ausbildungsvergütung für den Bereich der Altenpflege und Altenpflegehilfe hinzu, zeigt sich, dass ne‐

ben der monatlichen Ausbildungsvergütung (laut Tarifvertrag) noch verschiedene Zusatzzahlungen ge‐

leistet werden. Dazu gehören der Arbeitgeberanteil bei den vermögenswirksamen Leistungen, Jahres‐

sonderzahlungen oder die Abschlussprämie im letzten Ausbildungsjahr.  

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Aktivitäten der Einrichtungsträger 

Im Rahmen der PG Ausbildung wurde festgehalten, dass die Verbände der Einrichtungsträger dafür 

Sorge tragen, dass die Einrichtungen über tarifvertragliche Regelungen informiert sind. Sie wirken 

auf die Zahlung der Ausbildungsvergütung gemäß TVAöD hin.  

 

Verbreitung der Zahlung der Ausbildungsvergütung gemäß TVAöD 

Experten/innen  geben  an,  dass  die  Verbreitung  der  Zahlung  der  Ausbildungsvergütung  gemäß 

TVAöD nicht quantifizierbar sei, man für Rheinland‐Pfalz jedoch von einem vergleichsweise hohen 

                                                            

9 Höhe des Ausbildungsentgeltes ab 01.03.2016 (dargestellt nach Ausbildungsjahr) entsprechend Änderungsta‐
rifvertrag Nr. 6 zum Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Pflegeberufen (TVA‐L Pflege) vom 28. März 
2015, online verfügbar unter: http://www.tdl‐online.de/fileadmin/downloads/rechte_Navigation/F._Auszubil‐
dende__Praktikanten/02_TVA‐L_Pflege/%C3%84nderungstarifvertrag_Nr._6_zum_TVA‐
L_Pflege_28.03.2015.pdf , letzter Zugriff am 05.12.2016. 

10 Höhe des Ausbildungsentgeltes ab 01.03.2016 (dargestellt nach Ausbildungsjahr) entsprechend Änderungsta‐
rifvertrag Nr. 6 zum Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungs‐
gesetz (TVA‐L BBiG) vom 28. März 2015, online verfügbar unter: http://www.tdl‐online.de/fileadmin/down‐
loads/rechte_Navigation/F._Auszubildende__Praktikanten/01_TVA‐L_BBiG/%C3%84nderungstarifver‐
trag_Nr._6_zum_TVA‐L_BBiG__28.03.2015.pdf, letzter Zugriff am 05.12.2016. 
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Wert an tariflicher Regelung ausgehen könne. Begründet wird dies vor allem mit dem hohen Anteil 

an öffentlichen und kirchlichen Trägern. Der am häufigsten angewendete Tarifvertrag ist demnach 

die AVR (Arbeitsvertragsrichtlinie der Diakonie bzw. Caritas). Der TVA‐L Pflege (Tarifvertrag für Aus‐

zubildende der Länder  in Pflegeberufen)  ist zwingend nur  für die Auszubildenden der Länder  in 

Pflegeberufen anzuwenden, dient vielen anderen Trägern  jedoch durchaus als (nicht zwingende) 

Richtlinie. Da zur Zeit vom Land Rheinland‐Pfalz keine Auszubildenden in der Altenpflegeausbildung 

beschäftigt werden, ist er für keinen Auszubildenden zwingend anzuwenden. Demnoch kommt dem 

TVA‐L Pflege eine zentrale strukturelle Bedeutung zu, da er als Tarifgrundlage für die Berechnung 

der  pauschalierten  Ausbildungsvergütungen  zugrunde  gelegt  wird. Weiterhin  dient  der  TVA‐L 

Pflege den berufsbildenden Schulen als Referenzgröße bei der Prüfung der Ausbildungsverträge. 

Hier sieht § 17 Abs. 1 des Altenpflegegesetzes vor, dass die Träger in der Altenpflegeausbildung den 

Auszubildenden eine angemessene Ausbildungsvergütung zahlen müssen, was wiederum seitens 

der berufsbildenden Schulen über eine Einsicht der Ausbildungsverträge zu prüfen und gegenzu‐

zeichnen ist. Als angemessen wird demnach eine Ausbildungsvergütung angesehen, wenn sie min‐

destens 80% der  tariflich  geregelten Ausbildungsvergütung beträgt,  so die Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichts (5. Senat, Urteil vom 30.09.1998). Da viele Ausbildungsträger an keinen Ta‐

rifvertrag gebunden sind, ist über das dargelegte Verfahren dennoch sichergestellt, dass eine ange‐

messene Höhe der Ausbildungsvergütung gezahlt wird. 

 

Besonderer Fokus auf den Bereich der Altenpflegehilfe 

Die Entlohnung im Bereich der Altenpflegehilfe steht unter besonderem Fokus, da hier die Entloh‐

nung in Vergangenheit, so die Protokolle der PG Ausbildung, besonders niedrig gewesen seien. In 

der PG Ausbildung bestand Einvernehmen dahingehend, dass die Ausbildungsvergütung in der Al‐

tenpflegehilfe sich an derjenigen  in der Altenpflege orientieren müsse. Vertreter/innen der Ver‐

bände und Einrichtungen haben zugesagt, hierauf in ihrem Zuständigkeitsbereich hinzuweisen. In 

der Praxis entsprechen die  im vorherigen Punkt dargelegten Verfahren  in der Altenpflegeausbil‐

dung auch dem Vorgehen im Bereich der Ausbildung zur Altenpflegehelferin bzw. zum Altenpflege‐

helfer, so Expertengespräche. Dabei orientieren sich die berufsbildenden Schulen am 1. Lehrjahr 

der Altenpflegeausbildung, da es für das Land Rheinland‐Pfalz keine spezifische tarifliche Regelung 

für die Altenpflegehilfeausbildung gibt. 

 

Unterstützende Systeme im Bereich der Ausbildungsvergütung für die Berufe der Altenpflege 

Zur  Förderung  der Altenpflegeausbildung wurde  2004  das Ausgleichsverfahren  eingeführt. Alle 

Heime (im Sinne des Landesgesetzes über Wohnformen und Teilhabe (LWTG)) und alle stationären, 

teilstationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen (im Sinne des SGB XI), zahlen in einen soge‐

nannten „Pool“ ein. Aus diesem Pool erhalten die ausbildenden rheinland‐pfälzischen Heime und 

Pflegeeinrichtungen eine anteilige Erstattung der von  Ihnen gezahlten Ausbildungsvergütungen. 

Eine Fortführung dieses Verfahrens ist zugleich Gegenstand des Handlungsfeldes I.9. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die vorliegenden Daten deuten auf eine überdurchschnittlich hohe Ausbildungsvergütung in 

den Pflegeausbildungen im Vergleich zu anderen Ausbildungen hin. Diese Bewertung kann je‐

doch nur gehalten werden, sofern eine Entlohnung nach Tarifvertrag (insbesondere TVAöD) 

zugrunde gelegt wird. Über die Verbreitung einer Entlohnung nach Tarifvertrag in Rheinland‐
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Pfalz kann keine quantitative Aussage getroffen werden. Der Anteil liegt, so die Einschätzun‐

gen von Experten/innen, in Rheinland‐Pfalz vergleichsweise hoch, was mit dem hohen Anteil 

an öffentlichen und kirchlichen Trägern begründet wird.  

 

 

1.9. Handlungsfeld I.9: Vereinbarung zum Ausgleichsverfahren im Rahmen der Ausbildung in 

der Altenpflege und der Altenpflegehilfe 

Ziel: Das rheinland‐pfälzische Ausgleichsverfahren im Rahmen der Ausbildung in der Altenpflege und 

der Altenpflegehilfe soll fortgeführt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche. Dieser Teilbereich ist quantita‐

tiv nicht darstellbar. Zudem wurden die Protokolle der PG Ausbildung ausgewertet, um vertiefende 

Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu erhalten. Die daraus resultierenden Erkenntnisse 

werden nachfolgend dargestellt. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Dieser Bereich ist aufgrund der Zielformulierung quantitativ nicht abbildbar. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Initiativen seitens des Landes Rheinland‐Pfalz 

Das Land setzt laut Protokoll der PG Ausbildung das Ausgleichsverfahren im Rahmen der Ausbildung 

in der Altenpflege und der Altenpflegehilfe fort. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel wurde erreicht, das Ausgleichsverfahren wird fortgeführt. 

 

 

1.10. Handlungsfeld I.10: Vereinbarung zur Richtlinie über die Festlegung ärztlicher Tätigkei‐

ten zur Übertragung auf Berufsangehörige der Alten‐ und Krankenpflege zur selbstständigen 

Ausübung von Heilkunde im Rahmen von Modellvorhaben nach § 63 Absatz 3c des Fünften 

Buches Sozialgesetzbuch (Richtlinie nach § 63 Abs. 3c SGB V) 

Ziel: Ausbildungsangebote für Pflegekräfte, die in Modellvorhaben nach der Richtlinie nach § 63 Abs. 

3c SGB V eingesetzt werden, sollen nach § 4 Abs. 7 Altenpflegegesetz und nach § 4 Abs. 7 Krankenpfle‐

gegesetz erprobt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche. Dieser Teilbereich ist quantita‐

tiv momentan nicht darstellbar. Zudem wurden die Protokolle der PG Ausbildung ausgewertet, um 

vertiefende Hintergrundinformationen zum Umsetzungsstand zu erhalten. Die daraus resultierenden 

Erkenntnisse werden nachfolgend dargestellt. 
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Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Dieses Handlungsfeld  lässt sich quantitativ nicht abbilden. Näheres hierzu  ist den Darstellungen  im 

Stand der Umsetzung (qualitativ) zu entnehmen. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Initiativen seitens des Landes Rheinland‐Pfalz 

Ausbildungsangebote für Pflegekräfte, die in Modellvorhaben nach der Richtlinie nach § 63 Abs. 3c 

SGB V eingesetzt werden, sollen nach § 4 Abs. 7 Altenpflegegesetz und nach § 4 Abs. 7 Kranken‐

pflegegesetz erprobt werden. Das Ministerium  für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

kündigte im Rahmen der PG Ausbildung an, zu diesem Thema ein Vorprojekt starten zu wollen. So 

war von der Abteilung Gesundheit konkret ein Modellprojekt zur Übertragung von heilkundlichen 

Tätigkeiten auf Pflegekräfte (§ 63 Abs. 3c SGB V) geplant wozu im Kontext des Zukunftsprogramms 

„Gesundheit & Pflege 2020“ eine Klärung zur Umsetzbarkeit stattfand. Angedachter Standort für 

dieses Modellvorhaben war Daun. Nach einer ersten Sondierungsphase mussten die Aktivitäten 

jedoch abgebrochen werden, da seitens der vorgesehenen Partner kein Umsetzungsweg entwickel‐

bar war. Seitens der Länder wurde jedenfalls das Bundesministerium für Gesundheit  im Rahmen 

der Gesundheitsministerkonferenz aufgefordert, die Rahmenbedingungen für Projekte  nach § 63 

Abs. 3c SGB V zu erleichtern. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Seitens des Landes Rheinland‐Pfalz wurde die Initiative zur Umsetzung eines Modellvorhabens 

ergriffen und ein  institutioneller Rahmen  zur Umsetzbarkeitsklärung  geboten. Dieser erste 

Schritt  in Richtung konkreter Umsetzung kann als erster Teilerfolg  in der Zielerreichung  im 

Sinne des Handlungsfeldes I.10 angesehen werden. Dennoch wurde das definierte Ziel noch 

nicht erreicht, wobei die Gründe womöglich in den Rahmenbedingungen für eine Umsetzung 

liegen. Das Land hat den Bund aufgefordert, die Rahmenbedingungen zu verbessern.  
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2. Handlungsfeld II: Erschließung des Nachqualifizierungspotenzials in der Pflege 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Das Handlungsfeld  II gliedert sich  in vier Teilaspekte, die  jeweils spezifischere Ziele  im Kontext des 

Handlungsfelds beinhalten. Die definierten Ziele lassen sich nur in geringem Umfang quantitativ dar‐

stellen und erfordern in weiten Teilen eine qualitative Aufarbeitung, um die jeweilige Zielerreichung 

bewerten zu können. Im Folgenden wird auf die beschriebenen Teilaspekte des Handlungsfelds II nä‐

her eingegangen. 

 

Datengrundlage: Die Abbildung des Umsetzungsstandes gründet vor allem auf einer Auswertung der 

Protokolle aus der PG Qualifizierung. Darüber hinaus wird auf Daten des Statistischen Landesamtes 

zurückgegriffen, die seitens des rheinland‐pfälzischen Ministeriums für Bildung zur Verfügung gestellt 

wurden.  

 

Stand der Umsetzung (Gesamtbetrachtung Handlungsfeld II): Das Handlungsfeld in seiner Gesamtheit 

betreffend wurden einige Aspekte in den Sitzungen der PG Qualifizierung besprochen, die, sofern sie 

den Stand der Umsetzung und die Entwicklungen betreffen, hier dargestellt werden. 

 

Kostenloses Beratungsangebot 

Im Rahmen der Ausbildungs‐ und Qualifizierungsoffensive Altenpflege des Bundes steht bundes‐

weit ein kostenloses Beratungsangebot des Bundesamtes für Familie und zivilgesellschaftliche Auf‐

gaben zur Verfügung.  

 

Informationsdefizite 

Die Arbeitgebervertretungen in der PG Qualifizierung sprachen von einem Informationsdefizit be‐

züglich der Förderinstrumente der Arbeitsverwaltung. Womöglich werden diese nur unzureichend 

von den Einrichtungen genutzt. Eine landesweite Workshop‐Reihe („Workshops zur Steigerung der 

Ausbildungszahlen  in den Pflegeberufen  in Rheinland‐Pfalz“) hat  im Jahr 2016 dazu beigetragen, 

Informationen zu besagten Fördermöglichkeiten in die Regionen zu tragen, jeweils unter Koopera‐

tion mit den lokalen Vertretungen der Bundesagentur für Arbeit. 

 

2.1. Handlungsfeld II.1: Vereinbarung Nachqualifizierung von Pflegehelferinnen bzw. Pflege‐

helfern 

Ziel: Es sollen verstärkt Pflegehelfer/innen mit mindestens einjähriger staatlicher Ausbildung,  insbe‐

sondere Altenpflegehelfer/innen zu Altenpfleger/innen nachqualifiziert werden. Die Ausbildung soll 

dabei um mindestens ein Jahr verkürzt werden. In ihrer zeitlichen und organisatorischen Ausgestaltung 

soll die Nachqualifizierung auf die Vereinbarkeit von Nachqualifizierung, Beruf und Familie ausgerich‐

tet sein. Die Ergebnisse des Modellprojekts „Servicestellen Nachqualifizierung Altenpflege Niedersach‐

sen und Rheinland‐Pfalz“ sollen berücksichtigt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche und die Protokolle der Sitzun‐

gen der PG Qualifizierung, die sich wiederum auf Daten aus einer Befragung der Pflegegesellschaft 
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Rheinland‐Pfalz und des Verbands Deutscher Alten‐ und Behindertenhilfe e.V. (VDAB) stützen. In den 

Statistiken zur Ausbildung ist nicht ausgewiesen, wie viele Auszubildende sich in einer verkürzten Aus‐

bildung oder Nachqualifizierungsmaßnahme befinden. Entsprechende Daten  liegen  jedoch aus dem 

„Gutachten Ausbildungsstätten Gesundheitsfachberufe“ aus dem Jahr 2013 und aus aktuellen Berech‐

nungen im Rahmen des „Branchenmonitoring Gesundheitsfachberufe Rheinland‐Pfalz“ aus dem Jahr 

2016 vor. Zudem wurden die Ergebnisse aus der Workshop‐Reihe zur „Steigerung der Ausbildungszah‐

len in den Pflegeberufen“ analysiert und im Sinne des Handlungsfeldes III für diesen Bericht aufgear‐

beitet. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Zu den Einwechsler/innen, die aus dem Bereich der Altenpflegehilfe in eine Ausbildung zu Altenpfle‐

ger/innen wechselten, liegen Quoten aus den Jahren 2011 und 2015 vor. Während für das Jahr 2011 

im „Gutachten Ausbildungsstätten Gesundheitsfachberufe“ eine Quote von 40% angegeben wird, zei‐

gen aktuelle Berechnungen aus dem Jahr 2015, dass mittlerweile 52% der Absolvent/innen aus der 

Altenpflegehilfe direkt in eine Ausbildung zur Altenpfleger/in einwechseln. 

Im Frühjahr 2014 wurde aus der PG Qualifizierung heraus durch die Pflegegesellschaft Rheinland‐Pfalz 

und den Verband Deutscher Alten‐ und Behindertenhilfe e.V. (VDAB) eine Befragung in den stationären 

und ambulanten Pflegeeinrichtungen in Rheinland‐Pfalz durchgeführt. Ziel der Befragung war es, die 

Einrichtungsleitungen über die Möglichkeiten zur Nachqualifizierung von bereits in den Einrichtungen 

tätigen Pflegehelfer/innen und Hilfskräften zu informieren und das Nachqualifizierungspotenzial zu er‐

fassen. Die Rücklaufquote der Befragung kann nur näherungsweise bestimmt werden, da nicht be‐

kannt ist, wie viele Fragebögen seitens der Organisatoren der Befragung verschickt wurden. Insgesamt 

lagen von 58 Einrichtungen ausgefüllte Fragebögen vor. Bezogen auf die Anzahl aller Einrichtungen in 

Rheinland‐Pfalz ist die PG Qualifizierung von einer Rücklaufquote von rund 6% ausgegangen. 

Insgesamt beschäftigen die teilnehmenden Einrichtungen 961 Arbeitnehmer/innen als Altenpflegehel‐

fer/in, Krankenpflegehelfer/in oder als Helfer/in in der Altenpflege. Davon sehen die Einrichtungslei‐

tungen bei 159 Arbeitnehmer/innen das Potenzial für eine Nachqualifizierung zur Pflegefachkraft. Von 

diesen 159 Personen ist bei insgesamt 67 von einem Interesse an einer Nachqualifizierung auszugehen. 

Nur 40 Einrichtungsleitungen erklären  ihre Bereitschaft, die Arbeitnehmer/innen für eine Qualifizie‐

rung freistellen zu wollen. Eine Hürde für die Nachqualifizierung von beschäftigten Helfer/innen und 

Hilfskräften  sehen die Arbeitgebervertretungen vor allem darin, dass man während der Qualifizie‐

rungszeiten auf dieses Personal verzichten muss. Dies wollen die Einrichtungen vor dem Hintergrund 

einer ohnehin schon angespannten Personalsituation vermeiden.  

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Beratung zu Fördermaßnahmen 

Von den 58 Einrichtungen, die sich an der oben beschriebenen Befragung beteiligt haben, wurden 

in der Folge 49 Einrichtungen durch die Mitarbeiter/innen des zuständigen Arbeitgeberservice der 

Agenturen für Arbeit angesprochen und über die Fördermöglichkeiten der Bundesagentur für Ar‐

beit informiert. Arbeitsstand laut Protokoll der PG Qualifizierung vom 01. Oktober 2014 war, dass 

in 25 Einrichtungen bereits Förderungen realisiert wurden bzw. zum damaligen Arbeitsstand un‐

mittelbar bevorstanden. In 11 weiteren Einrichtungen wurde ein Interesse an einer Förderung von 

Mitarbeiter/innen im folgenden Jahr (2015) signalisiert. In 13 Einrichtungen (überwiegend solche, 



43 

 

die keinen Bedarf bzw. geeignete Mitarbeiter zurückgemeldet haben) gab es zum damaligen Zeit‐

punkt kein Interesse an einer Nachqualifizierung von bereits Beschäftigten. 

Im Rahmen der Workshop‐Reihe zur „Steigerung der Ausbildungszahlen in den Pflegeberufen“, wel‐

che das Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK) im Auftrag des Ministeriums für Soziales, 

Arbeit, Gesundheit und Demografie (MSAGD) im Jahr 2016 durchgeführt hat, wurden in enger Ko‐

operation mit den  lokalen Arbeitsagenturen die Fördermöglichkeiten seitens der Bundesagentur 

für Arbeit vorgestellt. Die Workshop‐Reihe umfasste 10 Veranstaltungen, wobei insgesamt 24 Land‐

kreise und kreisfreie Städte über Kooperationsveranstaltungen erreicht werden konnten. Im Fokus 

der vorgestellten Fördermaßnahmen stand das Sonderprogramm „Weiterbildung Geringqualifizier‐

ter und beschäftigter älterer Arbeitnehmer in Unternehmen“ (WeGebAU). Es zeigte sich, dass das 

Sonderprogramm WeGebAU, wie aber auch weitere Fördermaßnahmen,  in allen Regionen einen 

äußerst hohen Bekanntheitsgrad aufweisen. Eine überwiegende Mehrheit der Workshop‐Teilneh‐

mer/innen hat bereits entsprechende Fördergelder in Anspruch genommen. Die Erfahrungen mit 

der Fördermittelbeantragung waren dabei durchweg gut. Sofern einzelne Probleme bestanden, 

dann auf der Ebene von Detailfragen, welche im direkten Austausch mit den Arbeitsagenturen in 

nahezu allen Fällen gelöst werden konnten. Über die seitens des MSAGD in Auftrag gegebene Work‐

shop‐Reihe hat das Ministerium einen wesentlichen Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit  im Kontext 

von Fördermöglichkeiten geleistet. Die wenigen Entscheidungsträger/innen mit bisher erst wenig 

Erfahrung  in der  Fördermittelbeantragung  konnten  ihre  vereinzelt  vorhandenen  Zweifel  in den 

meisten Fällen überdenken und im direkten Austausch mit den Vertreter/innen der Arbeitsagentu‐

ren vermutete bürokratische Hürden als problemlos kennenlernen. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Eine Zunahme des Anteils der Einwechsler/innen, die aus dem Bereich der Altenpflegehilfe 

direkt in jenen der Altenpflege wechselten, fand innerhalb des Betrachtungszeitraums in deut‐

lichem Umfang statt. 

 Es besteht  landesweit ein Potenzial an bereits  in den Altenhilfeeinrichtungen beschäftigten 

Pflegehelfer/innen, die für eine Nachqualifizierung zur Fachkraft in Frage kommen. Unterstüt‐

zend wirken die Fördermöglichkeiten der Bundesagentur für Arbeit, die über die regionalen 

Agenturen für Arbeit bekannt gemacht und abgewickelt werden. Expertengespräche wie aber 

auch die Auswertung vorliegender Protokolle und die Workshop‐Reihe zur „Steigerung der 

Ausbildungszahlen in den Pflegeberufen“ zeigen, dass die Förderangebote sehr gut angenom‐

men werden und zumeist problemfrei handhabbar sind. Trotz der hohen Akzeptanz und Nut‐

zung wurden die bestehenden Fördermöglichkeiten weiter beworben und es wurde über die 

Rahmenbedingungen informiert, um noch weitere Potenziale zu erschließen. 

 

 

2.2. Handlungsfeld II.2: Vereinbarung Nachqualifizierung von an‐ und ungelernten Hilfskräften 

in der Pflege 

Ziel: Es sollen verstärkt an‐ und ungelernte Hilfskräfte in der Pflege zu staatlich anerkannten Altenpfle‐

gehelfer/innen nachqualifiziert werden. Die Nachqualifizierung soll dabei auf die Nichtschülerprüfung 

gemäß der rheinland‐pfälzischen Fachschulverordnung – Altenpflegehilfe vom 31. August 2004 vorbe‐

reiten. Die Nachqualifizierung soll in ihrer zeitlichen und organisatorischen Ausgestaltung auf die Ver‐
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einbarkeit von Nachqualifizierung, Beruf und Familie ausgerichtet sein. Die Ergebnisse des Modellpro‐

jekts  „Servicestellen Nachqualifizierung Altenpflege Niedersachsen und Rheinland‐Pfalz“  sollen be‐

rücksichtigt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Daten des Statistischen Landesamtes, die seitens 

des rheinland‐pfälzischen Ministeriums für Bildung zur Verfügung gestellt wurden. Da nicht erkennbar 

ist, ob die Absolventen/innen, die eine Nichtschülerprüfung abgelegt haben, zum Zeitpunkt der Prü‐

fung als an‐ und ungelernte Pflegekräfte tätig oder arbeitslos waren, bleibt unklar, ob sie dem Hand‐

lungsfeld II.2 oder dem Handlungsfeld II.3 zuzuordnen sind. Hintergrundinformationen sind Experten‐

gesprächen im Feld entnommen. 

 

Stand der Umsetzung: Im Modellprojekt „Servicestellen Nachqualifizierung Altenpflege Niedersachsen 

und Rheinland‐Pfalz“ wurde unter anderem die Gestaltung von Nachqualifizierungskursen für Pflege‐

hilfskräfte erprobt. Das Projekt wurde  im  Jahr 2013 abgeschlossen. Ein Anschlussprojekt oder eine 

Überführung in den Regelbetrieb ist bislang nicht initiiert worden. Dennoch gibt es Anbieter, die auf 

die Nichtschülerprüfung vorbereiten. 

Die Daten des Statistischen Landesamtes, die seitens des rheinland‐pfälzischen Ministeriums für Bil‐

dung zur Verfügung gestellt wurden, zeigen, dass die Nachqualifizierung von Pflegehilfskräften ein in‐

teressantes Potenzial darstellt. Betrachtet man die Anzahl der Nichtschülerprüfungen im Bereich der 

Altenpflegehilfe, so zeigt sich eine Anzahl von bis zu 19 Prüfungen pro Schuljahr.  

 

Abbildung 29: Entwicklung der Nichtschülerprüfungen in der Altenpflegehilfe nach Schuljahren 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz, die seitens des rheinland‐

pfälzischen Ministeriums für Bildung zur Verfügung gestellt wurden. 

 

Nach Expertenangaben werden die dargestellten Nichtschülerprüfungen nahezu  immer von Pflege‐

hilfskräften absolviert. Es zeigt sich jedoch auch, dass die Anzahl der Nichtschülerprüfungen zwischen 

den betrachteten Schuljahren deutliche Schwankungen aufweist. Liegt sie im Schuljahr 2011/2012 bei 

18 Nichtschülerprüfungen, sinkt sie im darauffolgenden Schuljahr 2012/2013 auf lediglich 7 Prüfungen, 

steigt im Schuljahr 2013/2014 mit 19 Prüfungen auf den höchsten Wert im Betrachtungszeitraum an 

und liegt im letzten untersuchten Schuljahr 2014/2015 bei 14 Nichtschülerprüfungen. Die Schwankun‐

gen haben dabei mehrerlei Gründe: zum einen kommt den erteilten Genehmigungen zur Durchfüh‐

rung entsprechender Kurse eine hohe Bedeutung zu. Vor dem Schuljahr 2011/2012 gab es solche na‐

hezu nicht. Durch die Einführung der Bildungsgutscheine wurde es für die Träger  jedoch attraktiver 
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entsprechende Kurse anzubieten. Die Schwankungen in den späteren Jahren stehen dann vor allem im 

Zusammenhang mit der Frage, ob die zur Durchführung eines Kurses notwendige Teilnehmerzahl zu‐

stande gekommen ist. Zudem sind einzelne Träger nach ein‐ bis zweijähriger Durchführung von Kursen 

wieder aus diesem Bereich ausgeschieden, womit sich die Anzahl an Kursanbietern vorübergehend 

verringerte. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die Möglichkeit einer Nichtschülerprüfung in der Altenpflegehilfe besteht in Rheinland‐Pfalz. 

Die Anzahl der absolvierten Nichtschülerprüfungen  fällt  in den einzelnen Schuljahren dabei 

sehr unterschiedlich aus. Insgesamt stellt die Nichtschülerprüfung jedoch ein interessantes Po‐

tenzial dar, um Pflegehilfskräfte nachzuqualifizieren und geprüfte Pflegekräfte zu gewinnen. 

Die dafür notwendigen Rahmenbedingungen in Form entsprechender Anbieter und erteilter 

Genehmigungen zur Durchführung von Kursen und Prüfungen haben sich im Betrachtungszeit‐

raum positiv entwickelt. Das Modellprojekt „Servicestellen Nachqualifizierung Altenpflege Nie‐

dersachsen und Rheinland‐Pfalz“ ist nicht fortgeführt worden.  

 

 

 

2.3. Handlungsfeld II.3: Vereinbarung Nachqualifizierung von an‐ und ungelernten arbeitslo‐

sen Hilfskräften in der Pflege 

Ziel: Es sollen verstärkt an‐ und ungelernte arbeitslose Hilfskräfte in der Pflege zu staatlich anerkannten 

Pflegehelferinnen bzw. Pflegehelfern nachqualifiziert werden. Die Nachqualifizierung soll dabei auf die 

Nichtschülerprüfung gemäß der  rheinland‐pfälzischen  Fachschulverordnung – Altenpflegehilfe  vom 

31. August 2004 vorbereiten. Vorhandene Kompetenzen der an‐ und ungelernten arbeitslosen Hilfs‐

kräfte  in der Pflege sollen gemessen und berücksichtigt werden. Die Nachqualifizierung soll  in  ihrer 

zeitlichen und organisatorischen Ausgestaltung auf die Vereinbarkeit von Nachqualifizierung, Beruf 

und Familie ausgerichtet sein. Die Ergebnisse des Modellprojekts „Servicestellen Nachqualifizierung 

Altenpflege Niedersachsen und Rheinland‐Pfalz“ sollen berücksichtigt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Daten des Statistischen Landesamtes, die seitens 

des rheinland‐pfälzischen Ministeriums für Bildung zur Verfügung gestellt wurden. Da nicht erkennbar 

ist, ob die Absolventen/innen, die eine Nichtschülerprüfung abgelegt haben, zum Zeitpunkt der Prü‐

fung als an‐ und ungelernte Pflegekräfte tätig oder arbeitslos waren, bleibt unklar, ob sie dem Hand‐

lungsfeld II.2 oder dem Handlungsfeld II.3 zuzuordnen sind. 

 

Stand der Umsetzung: In den vorliegenden Datenbeständen wird nicht zwischen „an‐ und ungelernten 

Hilfskräften in der Pflege“ (Handlungsfeld II.2) und „an‐ und ungelernten arbeitslosen Hilfskräften in 

der Pflege“ (Handlungsfeld II.3) unterschieden. Die Darstellungen und Analysen zu Handlungsfeld II.2 

umfassen daher auch die Personengruppen des Handlungsfeldes II.3, weshalb an dieser Stelle keine 

gesonderte Darstellung erfolgt. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Die Möglichkeit einer Nichtschülerprüfung in der Altenpflegehilfe besteht in Rheinland‐Pfalz. 

Sie wird jedoch nur von wenigen Personen genutzt. Das Modellprojekt „Servicestellen Nach‐

qualifizierung Altenpflege Niedersachsen und Rheinland‐Pfalz“ ist nicht fortgeführt worden. 

 

2.4. Handlungsfeld II.4: Vereinbarung zur “Beratungsstelle Nachqualifizierung (NQ) Alten‐

pflege“ 

Ziel: Um verstärkt Nachqualifizierungen durchführen zu können, soll ein landesweites Projekt „Bera‐

tungsstellen Nachqualifizierung Altenpflege“ durchgeführt werden. Dieses soll die Ergebnisse des Mo‐

dellprojekts  „Servicestellen Nachqualifizierung Altenpflege Niedersachsen und Rheinland‐Pfalz“ be‐

rücksichtigen. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche. Dieser Teilbereich ist quantita‐

tiv nicht darstellbar. 

 

Stand der Umsetzung: Ein landesweites Projekt „Beratungsstellen Nachqualifizierung Altenpflege“ ist 

nicht  initiiert worden. Dies wurde  im Rahmen einer Sitzung der PG Qualifizierung damit begründet, 

dass seitens der Bundesagentur für Arbeit die Möglichkeit einer dreijährigen Förderung für die Alten‐

pflegeausbildung geschaffen wurde  (Programm WeGebAU). Diese Maßnahme hätte positiv auf die 

vorhandenen Nachqualifizierungspotenziale gewirkt.  

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die Umsetzung einer landesweiten Beratungsstruktur zur Nachqualifizierung konnte nicht er‐

reicht werden. Im Zuge parallel verlaufender Entwicklungen  im Kontext von Fördermaßnah‐

men in der Nachqualifizierung hat sich jedoch gezeigt, dass sich hierüber und trotz des Fehlens 

einer Nachqualifizierungsstruktur  im Sinne des Handlungsfeldes  II.4 positive Entwicklungen 

aufgrund der Fördermaßnahmen gezeigt haben.  Ob eine landesweite Beratungsstruktur zur 

Nachqualifizierung diese positiven Entwicklungen in signifikantem Maße verstärkt hätte, lässt 

sich nicht objektiv und valide beurteilen. 
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3. Handlungsfeld III: Erschließung des Vorqualifizierungspotenzials in der Pflege 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld III gliedert sich in zwei Teilaspekte, die jeweils spezifischere Ziele im Kontext des besag‐

ten Handlungsfelds definieren. Die definierten Ziele  lassen sich nur  in geringem Umfang quantitativ 

darstellen und erfordern  in weiten Teilen eine qualitative Aufarbeitung, um die  jeweilige Zielerrei‐

chung bewerten zu können. Im Folgenden wird auf die beschriebenen Teilaspekte des Handlungsfelds 

III näher eingegangen. 

 

Datengrundlage: Die hier vorgenommene Abbildung des Umsetzungsstandes im Handlungsfeld III be‐

ruht vor allem auf einer Auswertung der Protokolle aus der PG Qualifizierung. Sofern weitere Quellen 

herangezogen wurden, werden diese jeweils an der entsprechenden Stelle genannt. 

 

Stand der Umsetzung (Gesamtbetrachtung Handlungsfeld III): Das Handlungsfeld in seiner Gesamtheit 

betreffend wurden einige Aspekte in den Sitzungen der PG Qualifizierung besprochen, die, sofern sie 

den Stand der Umsetzung und die Entwicklungen betreffen, hier dargestellt werden. 

 

Potenzialabschätzung 

Die Potenzialgewinnung aus dem Kundenkreis SGB II gestaltet sich, so die Protokollaufzeichnung 

der PG Qualifizierung, schwierig, da es viele Langzeitleistungsbezieher mit „multiplen Vermittlungs‐

hemmnissen“ gebe. 

In den Protokollen der PG Qualifizierung ist zudem dokumentiert, dass es aus Sicht der Kranken‐

häuser nur einen sehr geringen Bedarf an Hilfskräften bzw. Krankenpflegehelfer/innen gebe. Der 

Bedarf  liege vor allem  im Bereich der hochqualifizierten Fachkräfte. Expertengespräche zeichnen 

hierzu ein differenziertes Bild: Die einzelnen Einrichtungen verfolgen  teils  sehr unterschiedliche 

Strategien und fokussieren entweder einen Ausbau der Hilfsberufe oder einen Ausbau der Fachbe‐

rufe.  Interviewte Experten/innen können diesbezüglich keinen generellen „Trend“ erkennen. Sie 

vermuten, dass es vielfältige Faktoren sind, die  letztlich entscheidend sind für die vorzufindende 

Strategie. Zu diesen Faktoren gehören vermutlich die Größe der Einrichtung,  inhaltliche Schwer‐

punktsetzungen der Einrichtungen, die Kultur und Historie des Hauses sowie grundsätzliche strate‐

gische Überlegungen. Der Umfang des Einsatzes von Hilfskräften und Pflegehelfer/innen erscheint 

eher weniger abhängig von ökonomischen Überlegungen. 

 

3.1. Handlungsfelder III.1: Vereinbarung zu Vorqualifizierungsmaßnahmen in der Altenpflege‐

hilfe und III.2: Vereinbarung zur Vorqualifizierungsmaßnahmen in der Krankenpflegehilfe 

Teilziel 1 (H. III.1): Es sollen verstärkt Vorqualifizierungsmaßnahmen angeboten werden, die auf eine 

Ausbildung mit staatlichem Abschluss in der Altenpflegehilfe vorbereiten. Im Anschluss an die Vorqua‐

lifizierung sollen die Teilnehmer/innen eine einjährige Ausbildung in der Altenpflegehilfe aufnehmen. 

Teilziel 2 (H. III.2): Es sollen verstärkt Vorqualifizierungsmaßnahmen angeboten werden, die auf eine 

Ausbildung mit staatlichem Abschluss in der Krankenpflegehilfe vorbereiten. Im Anschluss an die Vor‐

qualifizierung sollen die Teilnehmer/innen eine einjährige Ausbildung  in der Krankenpflegehilfe auf‐

nehmen. 
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Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche sowie die Dokumentation der 

Projektgruppe PG Qualifizierung. In letzterer sind auch Daten zur Umsetzung von Vorqualifizierungs‐

maßnahmen vorhanden, die ebenfalls ausgewertet und hier dargestellt werden. Zudem wurden die 

Ergebnisse aus der Workshop‐Reihe zur „Steigerung der Ausbildungszahlen in den Pflegeberufen“ ana‐

lysiert und im Sinne des Handlungsfeldes III für diesen Bericht aufgearbeitet. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): Erstmalig gab es im Jahr 2012 einen Aufruf über den Europäischen 

Sozialfonds (ESF) zur Durchführung von Vorqualifizierungsmaßnahmen. Obwohl dieser Aufruf politisch 

beworben wurde, gab es nur eine geringe Resonanz in der Praxis. Im Jahr 2013 konnten 13 Vorqualifi‐

zierungsprojekte sowohl im Bereich der Altenpflegehilfe wie auch in der Krankenpflegehilfe realisiert 

werden. Weiterhin wurde ein Rahmencurriculum erarbeitet sowie ein „Praxisleitfaden ‐ Vorqualifizie‐

rung für eine Altenpflegehilfeausbildung“, der auch auf der ESF‐Website abrufbar ist11. Im Jahr 2014 

konnten 10 Vorqualifizierungsmaßnahmen mit insgesamt 181 Teilnehmer/innen realisiert werden. 

Der Erfolg der Vorqualifizierungsmaßnahmen wurde  im Projektzeitraum über den Anteil derjenigen 

Teilnehmer/innen gemessen, die auch in eine Ausbildung zum Altenpflegehelfer/in bzw. Krankenpfle‐

gehelfer/in einmündeten. Es war möglich, bei 361 von 388 Maßnahmeteilnehmer/innen Informatio‐

nen zum Verbleib zu erheben. So haben insgesamt 53 Personen (15%) eine Ausbildung im Pflegebe‐

reich aufgenommen, 17 Personen  (5%) haben  im Anschluss eine weitere Qualifizierungsmaßnahme 

besucht und 61 Personen (17%) haben eine Beschäftigung (jedoch nicht im Pflegebereich) aufgenom‐

men. Insgesamt konnten somit 37% der Teilnehmer/innen im Anschluss an die Vorqualifizierungsmaß‐

nahmen entweder vermittelt oder qualifiziert werden. Dem ist hinzuzufügen, dass die Befragung nach 

dem jeweiligen Verbleib vier Wochen nach Abschluss der Vorqualifizierungsmaßnahme durchgeführt 

wurde. Somit konnte ein möglicherweise letztlich erfolgreicher Verbleib (im Sinne einer Vermittlung) 

nicht erfasst werden, wenn er nicht unmittelbar nach Abschluss der Vorqualifizierungsmaßnahme er‐

folgte. Letzter Stand hinsichtlich der Weiterführung von Vorqualifizierungsmaßnahmen  ist, dass das 

Angebot von Seiten des Landes aufrechterhalten wird. Einem weiteren ESF‐Aufruf des Landes für das 

Jahr 2015 folgten jedoch Anmeldungen von lediglich fünf Bildungsträgern, die eine Vorqualifizierungs‐

maßnahme anbieten wollten. 

Die durchgeführten Expertengespräche unterstreichen die Bedeutung von Vorqualifizierungsmaßnah‐

men. Gerade für Personen mit niedrigem Qualifizierungsniveau wird seitens der kontaktierten Exper‐

ten/innen die Durchführung von Vorqualifizierungsmaßnahmen als ideale oder auch nahezu notwen‐

dige Voraussetzung  

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Im Feld der Pflege werden Vorqualifizierungsmaßnahmen grundsätzlich positiv gesehen. Damit ver‐

bunden wird vor allem die Chance auf ein Absenken der Abbrecherquoten, da man davon ausgeht, 

dass Ausbildungsinteressierte  im Zuge gut  strukturierter Vorqualifizierungsmaßnahmen ein  realisti‐

sches Bild dessen vermittelt bekommen, was sie in einer späteren Ausbildung und Berufstätigkeit im 

Pflegebereich erwarten wird. Somit lässt sich der Umfang des Unerwarteten reduzieren. Das, was sonst 

erst in der Ausbildung als Realität der Pflegeberufe zu Tage tritt, wird bereits vor Ausbildungsbeginn 

sichtbar. Nicht nur  für die Einrichtungen, sondern auch vor allem  für die Ausbildungsinteressierten 

                                                            

11 Praxisleitfaden abrufbar unter: http://esf.rlp.de/fileadmin/esf/Downloads/ESF_2014‐2020/Rahmenbedin‐
gungen/FA_Vorbereitung_auf_die_Altenpflegehilfeausbildung_Anlage_4.pdf, letzter Zugriff am 12.04.2016. 
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stellt eine Vorqualifizierungsmaßnahmen somit eine Art Praxistest dar, in dessen Rahmen ausprobiert 

werden kann, ob aus dem Ausbildungsinteresse eine tragfähige berufliche Zukunft werden kann. Ne‐

ben der Erfahrungsebene birgt eine Vorqualifizierungsmaßnahme, so die Einschätzungen aus der Pra‐

xis, zudem die Möglichkeit, Zugangsvoraussetzungen, Zertifikate und Qualifizierungsnachweise zu er‐

langen. Dazu gehören unter Umständen benötigte Sprachzertifikate, die als Teil einer Vorqualifizie‐

rungsmaßnahme erworben werden könnten12. Aber auch das Angebot zum Erwerb anderer Zertifikate, 

wie beispielsweise für das erfolgreiche Absolvieren eines Kurses zu Erster Hilfe etc., könnte eine Vor‐

qualifizierungsmaßnahme attraktiver machen. 

Darüber hinaus sieht man  im Feld die Chance, dass gut strukturierte Vorqualifizierungsmaßnahmen 

nicht nur das Image der Pflegeberufe, welches tendenziell ohnehin positiv bewertet werde, sondern 

vor allem das Image der Arbeit in der Pflege positiv beeinflussen würden. Letzteres sei in der öffentli‐

chen Diskussion und in der gesellschaftlichen Wahrnehmung oft mit Herausforderungen, Überforde‐

rung, Zeitknappheit oder unattraktiven Rahmenbedingungen konnotiert. Konkrete positive Erfahrun‐

gen tragen sich, so die dahinter stehende Annahme, fundierter weiter als die meisten anderen image‐

beeinflussenden Maßnahmen. Im Feld sieht man hier jedoch auch konkrete Gefahren. Gelingt es nicht, 

entsprechende Vorqualifizierungsmaßnahmen  dahingehend  auszurichten,  besteht  umgekehrt  auch 

die Möglichkeit einer negativen Imagewirkung. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Instrument der Vorqualifizierung beinhaltet zahlreiche Chancen, die Entwicklung der Aus‐

bildungszahlen in den Pflegeberufen positiv zu beeinflussen. Entsprechende Maßnahmen sto‐

ßen in der Praxis zumeist auf positive Resonanz. Damit besteht eine gute Ausgangssituation, 

Maßnahmen in diesem Bereich zu intensivieren. 

 Bisherige Vorqualifizierungsmaßnahmen zeigen deutliche Erfolge, zumindest was das Ziel be‐

trifft, Teilnehmer/innen von Vorqualifizierungsmaßnahmen  in Beschäftigung zu bringen. Et‐

was mehr als ein Drittel der Teilnehmer/innen kann sehr zeitnah nach Abschluss der Vorquali‐

fizierungsmaßnahme in eine anschließende Beschäftigung überführt werden. Jedoch sind es 

nur 15%, die unmittelbar in den Pflegebereich einmünden. Es ist davon auszugehen, dass die‐

ser Anteil sich erhöht, wenn man den weiteren Verbleib nach sechs Monaten ebenfalls abbil‐

den könnte, was im Falle der vorliegenden Daten nicht möglich war. 

 

 

   

                                                            

12 Ein interessantes Praxisbeispiel gibt es in Bremen: http://www.drk‐lv‐bremen.de/angebote/berufsfoer‐
dernde‐bildungsmassnahmen/vorqualifizierung‐von‐migrantinnen.html?tablet=1, letzter Zugriff am 
30.11.2016. 
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4. Handlungsfeld IV: Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen mit Migrationshinter‐

grund 
 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld IV gliedert sich in drei Teilaspekte, die jeweils spezifischere Ziele im Kontext des besag‐

ten Handlungsfelds definieren. Dabei sind quantitativ messbare Ziele ebenso Teil der definierten Ziele 

wie qualitative Zielbeschreibungen. Im Folgenden wird auf die beschriebenen Teilaspekte des Hand‐

lungsfelds IV näher eingegangen. 

 

Datengrundlage: Neben den spezifischen Perspektiven innerhalb des Handlungsfeldes IV, zu denen die 

jeweilige Datengrundlage im Folgenden jeweils erläutert wird, basiert die hier vorgenommene Abbil‐

dung des Umsetzungsstandes vor allem auf einer Auswertung der Protokolle aus der PG Qualifizierung. 

Sofern weitere Quellen herangezogen wurden, werden diese jeweils an der entsprechenden Stelle ge‐

nannt. 

 

Stand der Umsetzung (Gesamtbetrachtung Handlungsfeld IV): Das Handlungsfeld in seiner Gesamtheit 

betreffend wurden einige Aspekte in den Sitzungen der PG Qualifizierung besprochen, die, sofern sie 

den Stand der Umsetzung und die Entwicklungen betreffen, hier dargestellt werden. 

Projekt zur „kultursensiblen Pflege“ 

Das Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit hat bei der Landeszentrale für Gesundheits‐

förderung die Erstellung eines Curriculums „kultursensible Pflege“ in Auftrag gegeben. Es umfasst 

40 Stunden theoretische sowie 40 Stunden praktische Ausbildung. Die PG Qualifizierung diskutierte 

das Thema unter zwei Perspektiven, nämlich a.) kultursensible Pflege durch die bereits in der Pflege 

Beschäftigten und b.) die Gewinnung und Förderung von Migrant/innen  für eine Tätigkeit  in der 

Pflege. 

Das Curriculum wurde in der Zwischenzeit, laut Protokoll der PG Qualifizierung vom 27.05.2014 in 

den Rahmenlehrplan der Ausbildung mit aufgenommen. 

 

Rekrutierung von Auszubildenden mit Migrationshintergrund vor allem in urbanen Regionen sinnvoll 

Im Rahmen der Workshops zur „Steigerung der Ausbildungszahlen  in den Pflegeberufen“ wurde 

insbesondere für die urbanen Regionen des Bundeslandes ein wachsender Bedarf an Pflegeperso‐

nal gesehen, das über entsprechendes kultursensibles Hintergrundwissen verfüge, um den Bedar‐

fen der zu Pflegenden mit ihren teils unterschiedlichen kulturellen Hintergründen passgenauer be‐

gegnen zu können. 

Insgesamt bestehen vielerorts bereits Erfahrungen in der Rekrutierung von Pflegekräften mit Mig‐

rationshintergrund. Das Thema ist im Feld keinesfalls neu und kann als etabliert betrachtet werden. 

 

Netzwerk aufbauen 

Im Rahmen der PG Qualifizierung wurde ein Bedarf nach Transparenz und Vernetzung definiert, um 

die mit dem Handlungsfeld beschriebenen Ziele besser erreichen zu können. Es sollte eine Kontakt‐

datenliste mit Ansprechpartner/innen bei Migrantenverbänden zusammengestellt werden. 
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Kein Weiterbildungsdefizit 

Hinsichtlich des Angebots an Weiterbildungen  zum Thema  „kultursensible Pflege“ bestand kein 

Handlungsbedarf. Seitens der Verbände wurde im Rahmen der PG Qualifizierung ausgeführt, dass 

zu dem Themenkomplex ausreichende Weiterbildungsangebote vorhanden seien. Je nach Bedarf 

in den Einrichtungen würde das vorhandene Angebot zur Qualifizierung der Mitarbeiter/innen auch 

genutzt. 

 

Rekrutierungsmaßnehmen  

In der Workshop‐Reihe zur „Steigerung der Ausbildungszahlen in den Pflegeberufen“ bestand wei‐

testgehend Einigkeit, dass im Anwerben von Personen mit Migrationshintergrund eine Chance zu 

sehen sei, auf die Fachkräftelücke zu reagieren. Sofern noch keine Sprachkenntnisse vorliegen soll‐

ten, wünscht man  sich  seitens der Praxis unterstützende Maßnahmen und passgenaue  Sprach‐

kurse. Auch in den bürokratischen Fragen und Voraussetzungen sieht man gegebenenfalls Hürden 

und wünscht sich auf der Verwaltungsebene Unterstützung. Hierbei ist jedoch stets zu unterschei‐

den zwischen Personen, die einen Migrationshintergrund haben, aber problemlos über Kenntnisse 

der deutschen Sprache verfügen, einen Status als deutsche Staatsbürger oder entsprechende An‐

erkennungen haben und keine kulturellen Herausforderungen mitbringen und zwischen Personen, 

bei denen sich einem oder mehreren der genannten Punkte Anpassungsbedarfe ergeben. In letzte‐

rem Fall wären, so die Praxis, entsprechende Unterstützungsprogramme gegebenenfalls hilfreich. 

 

 

4.1. Handlungsfelder IV.1: Vereinbarung zur Qualifizierung für Jugendliche mit Migrationshin‐

tergrund und IV.2: Vereinbarung zur Qualifizierung für Erwachsene mit Migrationshintergrund 

Da die Handlungsfelder IV.1 und IV.2 auf die gleichen Datengrundlage zugriefen und die Datengrund‐

lage keine getrennte Ausdifferenzierung der  jeweiligen Teilziele  zulässt, erfolgt die Darstellung der 

Handlungsfelder IV.1 und IV.2 hier in gemeinsamer Darstellung. 

 

Teilziel 1 (H. IV.1): Es sollen mehr Jugendliche mit Migrationshintergrund für eine Ausbildung und Tä‐

tigkeit in der Pflege gewonnen werden. Dafür müssen geeignete Zugangswege zur Zielgruppe gefun‐

den und Qualifizierungsmaßnahmen interkulturell geöffnet werden. 

Teilziel 2 (H. IV.2): Es sollen mehr Erwachsene mit Migrationshintergrund für eine Ausbildung und Tä‐

tigkeit  in der Pflege gewonnen werden. Dafür  sind Qualifizierungsmaßnahmen  zu entwickeln. Ziel‐

gruppe sind insbesondere Frauen, die nach der Familienphase die Rückkehr ins Erwerbsleben anstre‐

ben und sich beruflich neu orientieren wollen. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die quantitative Evaluation sind die Auszubildendenzahlen des Statis‐

tischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz  für die Gesundheits‐ und Krankenpflege, die Gesundheits‐und 

Kinderkrankenpflege, die Krankenpflegehilfe, die Altenpflege und die Altenpflegehilfe in den Schuljah‐

ren 2011/2012 bis 2015/2016. Da das Merkmal „Migrationshintergrund“ in den relevanten Daten des 

Statistischen Landesamtes nicht vorliegt, wurde alternativ auf das Merkmal „deutsche Schüler/innen“ 

/ „ausländische Schüler/innen“ zurückgegriffen. Die damit einhergehenden Einschränkungen  in der 

Abbildung der im Handlungsfeld IV definierten Ziele werden in der Bewertung der Zielerreichung ent‐
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sprechend berücksichtigt. Weiterhin liegen die Daten zum Merkmal „deutsche Schüler/innen“ / „aus‐

ländische Schüler/innen“ nicht in Verbindung mit dem spezifischen Alter der Schüler/innen vor. Daher 

ist eine vertiefende Betrachtung  insbesondere zum Anteil  jugendlicher Personen mit Migrationshin‐

tergrund nicht möglich. Die Darstellung geht daher auf den Teilaspekt „Jugendliche“ nicht ein. 

Hinsichtlich der spezifischen Betrachtung des Handlungsfeldes  IV.2  ist festzustellen, dass die Daten‐

grundlage keine weitere Ausdifferenzierung zulässt. Da sich die Familienphase  in den vorliegenden 

statistischen Daten nicht abbilden lässt, beschränkt sich die Darstellung auf die Ebene des gesamten 

Anteils von Migranten/innen an der Gesamtheit aller Auszubildenden im jeweiligen Pflegeberuf, die 

im Handlungsfeld IV.1 fokussiert wird und gemeinsam mit diesem dargestellt wird.  

Zudem wurden die Ergebnisse aus der Workshop‐Reihe zur „Steigerung der Ausbildungszahlen in den 

Pflegeberufen“ analysiert und für diesen Bericht aufgearbeitet. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 1: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Krankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils unter Angabe der 

absoluten Anzahl auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft  in Relation zu 

allen Auszubildenden und unter Angabe des Anteils der auszubildenden Migranten/innen ohne deut‐

sche Staatsbürgerschaft unter allen Auszubildenden dargestellt. 

 

Abbildung 30: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege unter Angabe der ab‐
soluten Anzahl auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubil‐
denden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Im Betrachtungszeitraum ist die Anzahl an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staats‐

bürgerschaft in der Gesundheits‐ und Krankenpflege absolut gestiegen und zwar von 159 Personen im 

Schuljahr 2011/2012 auf 328 Personen im Schuljahr 2015/2016.  

Relational  betrachtet  stellt  die  Gruppe  der  Auszubildenden  ohne  deutsche  Staatsbürgerschaft  im 

Schuljahr 2015/2016 einen Anteil von 9,0%. Dies ist gegenüber 5,1% im Ausgangsschuljahr 2011/2012 

eine deutliche Steigerung. 
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Abbildung 31: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege unter Angabe des An‐
teils der auszubildenden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubilden‐
den 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Aufgrund des deutlich angestiegenen Anteils an Auszubildenden mit einer anderen als der 

deutschen Staatsbürgerschaft gegenüber allen Auszubildenden kann das definierte Ziel für den 

Bereich der Gesundheits‐ und Krankenpflege als erreicht bewertet werden. Zwei Aspekte müs‐

sen dieser Bewertung  einschränkend hinzugefügt werden.  Zum  einen  konnte  lediglich das 

Merkmal  „deutsche Schüler/innen“  /  „ausländische Schüler/innen“ abgebildet werden und 

nicht das Vorhandensein eines eventuell vorliegenden Migrationshintergrunds. Der Anteil an 

Personen mit Migrationshintergrund dürfte hypothetisch noch einmal (deutlich) höher liegen. 

Zum anderen liegen die Daten zum Merkmal „deutsche Schüler/innen“ / „ausländische Schü‐

ler/innen“ nicht in Verbindung mit dem spezifischen Alter der Schüler/innen vor. Daher ist eine 

vertiefende Betrachtung  insbesondere zum Anteil  jugendlicher Personen mit Migrationshin‐

tergrund nicht möglich. 

 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 2: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Ge‐

sundheits‐ und Kinderkrankenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils unter An‐

gabe der absoluten Anzahl auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Re‐

lation zu allen Auszubildenden und unter Angabe des Anteils der auszubildenden Migranten/innen 

ohne deutsche Staatsbürgerschaft unter allen Auszubildenden dargestellt. 

 

Im Betrachtungszeitraum ist die Anzahl an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staats‐

bürgerschaft in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege absolut gesunken und zwar von 27 Perso‐

nen im Schuljahr 2011/2012 auf 15 Personen im Schuljahr 2015/2016. Zwischen den beiden zeitlichen 

Endpunkten des Betrachtungszeitraums ergaben sich teilweise deutliche niedrigere Werte. Mit ledig‐

lich 6 Auszubildenden ohne deutsche Staatsbürgerschaft stellt das Schuljahr 2013/2014 jenes mit dem 

niedrigsten Wert im Betrachtungszeitraum dar. 
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Abbildung 32: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege unter Angabe 
der absoluten Anzahl auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen 
Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Relational  betrachtet  stellt  die  Gruppe  der  Auszubildenden  ohne  deutsche  Staatsbürgerschaft  im 

Schuljahr 2015/2016 einen Anteil von 3,7%. Dies ist gegenüber 4,8% im Ausgangsschuljahr 2011/2012 

ein weiterer Rückgang des in diesem Beruf ohnehin niedrigen Anteils.  

 

Abbildung 33: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege unter Angabe 
des Anteils der auszubildenden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszu‐
bildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Sieht man, dass der Anteil  im Schuljahr 2013/2014 zwischenzeitlich auf 1,7% (bei 6 Auszubildenden 

ohne deutsche Staatsbürgerschaft  insgesamt) abgesunken war, ergibt sich gegen Ende des Betrach‐

tungszeitraums wieder ein leichter Anstieg, der aufgrund der sehr geringen Fallzahlen allerdings nicht 

überbewertet werden darf. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Aufgrund des ohnehin geringen und im Betrachtungszeitraum insgesamt gesunkenen Anteils 

an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staatsbürgerschaft gegenüber allen 

Auszubildenden muss das definierte Ziel für den Bereich der Gesundheits‐ und Kinderkranken‐

pflege als nicht erreicht bewertet werden.  Jedoch  ist seit dem Schuljahr 2013/14, mit dem 

relativen niedrigsten Wert im Betrachtungszeitraum, wieder ein leichter Anstieg zu verzeich‐

nen. Der weitere Verlauf ist abzuwarten. Zwei Aspekte müssen dieser Bewertung einschrän‐

kend hinzugefügt werden. Zum einen konnte lediglich das Merkmal „deutsche Schüler/innen“ 

/ „ausländische Schüler/innen“ abgebildet werden und nicht das Vorhandensein eines even‐

tuell vorliegenden Migrationshintergrunds. Der Anteil an Personen mit Migrationshintergrund 

dürfte hypothetisch noch einmal (deutlich) höher liegen. Zum anderen liegen die Daten zum 

Merkmal „deutsche Schüler/innen“ / „ausländische Schüler/innen“ nicht  in Verbindung mit 

dem spezifischen Alter der Schüler/innen vor. Daher  ist eine vertiefende Betrachtung insbe‐

sondere zum Anteil jugendlicher Personen mit Migrationshintergrund nicht möglich. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 3: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Kran‐

kenpflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils unter Angabe der absoluten An‐

zahl auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubil‐

denden und unter Angabe des Anteils der auszubildenden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbür‐

gerschaft unter allen Auszubildenden dargestellt. 

 

Im Betrachtungszeitraum ist die Anzahl an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staats‐

bürgerschaft  in  der  Krankenpflegehilfe  absolut  gestiegen  und  zwar  von  19  Personen  im  Schuljahr 

2011/2012 auf 37 Personen im Schuljahr 2015/2016, wobei der höchste absolute Wert mit 49 Perso‐

nen im Schuljahr 2014/15 erreicht wurde.  

 

Abbildung 34: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Krankenpflegehilfe unter Angabe der absoluten Anzahl 
auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Während  in den ersten vier Betrachtungsjahren also ein stetiger Anstieg zu verzeichnen  ist, gibt es 

zwischen dem vorletzten und letzten Betrachtungsjahr einen leichten absoluten Rückgang, der jedoch 
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vor dem Hintergrund des deutlichen Rückgangs in der Gesamtzahl der Auszubildenden in der Kranken‐

pflegehilfe zu bewerten ist. Somit gewinnt der zusätzliche relationale Blick auf die Datenlage an Be‐

deutung. 

Auch relational wird im Schuljahr 2014/2015 mit 21,1% der höchste Wert erreicht, ebenfalls nach ste‐

tigem Anstieg des jeweiligen Anteilswertes über die vorherigen Jahre hinweg. Der Anteil an Auszubil‐

denden ohne deutsche Staatsbürgerschaft sinkt dann  im Schuljahr 2015/2016 wieder  leicht ab auf 

19,3% 

Damit wird auch unter dem relationalen Fokus über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg eine 

Steigerung gegenüber den 13,5% im Ausgangsschuljahr 2011/2012 erzielt. Der leichte Rückgang in der 

absoluten Anzahl der Auszubildenden ohne deutsche Staatsbürgerschaft in der Krankenpflegehilfe zwi‐

schen den  letzten beiden Betrachtungsjahren zeigt sich auch  in der relationalen Perspektive auf die 

Datenlage. 

 

Abbildung 35: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Krankenpflegehilfe unter Angabe des Anteils der auszu‐
bildenden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Aufgrund des deutlich angestiegenen Anteils an Auszubildenden mit einer anderen als der 

deutschen Staatsbürgerschaft gegenüber allen Auszubildenden kann das definierte Ziel für den 

Bereich der Krankenpflegehilfe als erreicht bewertet werden. Auch wenn im letzten betrach‐

teten Schuljahr wieder ein leichter Rückgang zu verzeichnen ist, zeigt sich über den gesamten 

Betrachtungszeitraum hinweg dennoch ein Anstieg um 5,8 Prozentpunkte. Zwei Aspekte müs‐

sen dieser Bewertung  einschränkend hinzugefügt werden.  Zum  einen  konnte  lediglich das 

Merkmal  „deutsche Schüler/innen“  /  „ausländische Schüler/innen“ abgebildet werden und 

nicht das Vorhandensein eines eventuell vorliegenden Migrationshintergrunds. Der Anteil an 

Personen mit Migrationshintergrund dürfte hypothetisch noch einmal (deutlich) höher liegen. 

Zum anderen liegen die Daten zum Merkmal „deutsche Schüler/innen“ / „ausländische Schü‐

ler/innen“ nicht in Verbindung mit dem spezifischen Alter der Schüler/innen vor. Daher ist eine 

vertiefende Betrachtung  insbesondere zum Anteil  jugendlicher Personen mit Migrationshin‐

tergrund nicht möglich. 
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Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 4: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Al‐

tenpflege aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils unter Angabe der absoluten Anzahl 

auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubilden‐

den und unter Angabe des Anteils der auszubildenden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürger‐

schaft unter allen Auszubildenden dargestellt. 
 

Abbildung 36: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflege unter Angabe der absoluten Anzahl auszu‐
bildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Im Betrachtungszeitraum ist die Anzahl an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staats‐

bürgerschaft in der Altenpflege absolut gestiegen und zwar von 285 Personen im Schuljahr 2011/2012 

auf 425 Personen im Schuljahr 2015/2016. Nach anfänglich kurzem Rückgang (271 Auszubildende ohne 

deutsche Staatsbürgerschaft im Schuljahr 2012/2013) zeichnet sich über den restlichen Betrachtungs‐

zeitraum ein stetiger Anstieg ab.  

Relational  betrachtet  stellt  die  Gruppe  der  Auszubildenden  ohne  deutsche  Staatsbürgerschaft  im 

Schuljahr  2015/2016  einen  Anteil  von  15,3%.  Dies  ist  gegenüber  12,7%  im  Ausgangsschuljahr 

2011/2012 ein eher geringer Anstieg, der sich gegenüber der deutlichen Steigerung in der absoluten 

Anzahl der Auszubildenden ohne deutsche Staatsbürgerschaft in der Altenpflege auch dadurch erklä‐

ren lässt, dass die gesamte Anzahl der Auszubildenden in der Altenpflege ebenfalls gestiegen ist. 

 

In absoluter wie auch in relativer Betrachtung konnte demnach eine teils umfangreiche Erhöhung in 

der Anzahl wie auch im Anteil der Auszubildenden ohne deutsche Staatsbürgerschaft im Bereich der 

Altenpflege über den hier abgebildeten Betrachtungszeitraum hinweg erzielt werden. 
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Abbildung 37: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflege unter Angabe des Anteils der auszubilden‐
den Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Trotz des relational eher gering (2,6 Prozentpunkte) angestiegenen Anteils an Auszubildenden 

mit einer anderen als der deutschen Staatsbürgerschaft gegenüber allen Auszubildenden kann 

das definierte Ziel für den Bereich der Altenpflege als definitiv erreicht angesehen werden. In 

absoluten Zahlen  ist ein deutlicher Anstieg zu verzeichnen. Zwei Aspekte müssen dieser Be‐

wertung einschränkend hinzugefügt werden. Zum einen konnte lediglich das Merkmal „deut‐

sche Schüler/innen“ / „ausländische Schüler/innen“ abgebildet werden und nicht das Vorhan‐

densein eines eventuell vorliegenden Migrationshintergrunds. Der Anteil an Personen mit Mig‐

rationshintergrund dürfte hypothetisch noch einmal (deutlich) höher liegen. Zum anderen lie‐

gen die Daten zum Merkmal „deutsche Schüler/innen“ / „ausländische Schüler/innen“ nicht in 

Verbindung mit dem spezifischen Alter der Schüler/innen vor. Daher ist eine vertiefende Be‐

trachtung  insbesondere  zum Anteil  jugendlicher Personen mit Migrationshintergrund nicht 

möglich. 

 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 5: Im Folgenden werden die Auszubildendenzahlen in der Al‐

tenpflegehilfe aus den Schuljahren 2011/2012 bis 2015/2016 jeweils unter Angabe der absoluten An‐

zahl auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubil‐

denden und unter Angabe des Anteils der auszubildenden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbür‐

gerschaft unter allen Auszubildenden dargestellt. 

 

Im Betrachtungszeitraum ist die Anzahl an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staats‐

bürgerschaft  in  der  Altenpflegehilfe  absolut  gestiegen  und  zwar  von  81  Personen  im  Schuljahr 

2011/2012 auf 121 Personen  im Schuljahr 2014/2015, mit  leichtem Rückgang auf 120 Personen  im 

letzten Schuljahr des Betrachtungszeitraums. Damit ist die Gruppe der Auszubildenden mit einer an‐

deren als der deutschen Staatsbürgerschaft in der Altenpflegehilfe gegenüber allen Auszubildenden in 

diesem Feld überproportional gestiegen.  
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Abbildung 38: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflegehilfe unter Angabe der absoluten Anzahl 
auszubildender Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Relational  betrachtet  stellt  die  Gruppe  der  Auszubildenden  ohne  deutsche  Staatsbürgerschaft  im 

Schuljahr  2015/2016  einen  Anteil  von  15,6%.  Dies  ist  gegenüber  12,2%  im  Ausgangsschuljahr 

2011/2012 ein Anstieg um 3,4 Prozentpunkte. 

 

Abbildung 39: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Altenpflegehilfe unter Angabe des Anteils der auszubil‐
denden Migranten/innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Relation zu allen Auszubildenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Der relationale Anstieg an Auszubildenden mit einer anderen als der deutschen Staatsbürger‐

schaft gegenüber allen Auszubildenden  im Betrachtungszeitraum  in Höhe von 3,4 Prozent‐

punkten kann durchaus als Erfolg gesehen werden. Auch wenn der Anstieg zwischen den letz‐

ten beiden Jahren im Betrachtungszeitraum vor allem aus einem Rückgang der Anzahl Auszu‐

bildender insgesamt, bei nahezu gleichbleibender absoluter Anzahl an Personen mit einer an‐

deren als der deutschen Staatsbürgerschaft resultiert, kann das definierte Ziel in der Tendenz 

als erreicht bewertet werden. Zwei Aspekte müssen dieser Bewertung einschränkend hinzu‐
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gefügt werden. Zum einen konnte lediglich das Merkmal „deutsche Schüler/innen“ / „auslän‐

dische Schüler/innen“ abgebildet werden und nicht das Vorhandensein eines eventuell vorlie‐

genden Migrationshintergrunds. Der Anteil an Personen mit Migrationshintergrund dürfte hy‐

pothetisch noch einmal (deutlich) höher liegen. Zum anderen liegen die Daten zum Merkmal 

„deutsche Schüler/innen“ / „ausländische Schüler/innen“ nicht in Verbindung mit dem spezi‐

fischen Alter der Schüler/innen vor. Daher ist eine vertiefende Betrachtung insbesondere zum 

Anteil jugendlicher Personen mit Migrationshintergrund nicht möglich. 

 

 

4.2. Handlungsfeld IV.3: Vereinbarung zur Gewinnung von Menschen mit Migrationshinter‐

grund für Hilfskrafttätigkeiten in der Pflege 

Ziel: Es sollen mehr familienerfahrene Frauen mit Migrationshintergrund als Hilfskräfte für die Pflege 

gewonnen werden. 

 

Datengrundlage: Dieser Teilbereich ist quantitativ nicht darstellbar, da weder in der Pflege‐ noch in der 

der Krankenhausstatistik ein Migrationshintergrund oder eine Staatsbürgerschaft der Beschäftigten 

erhoben wird. Grundlage für die Evaluation sind Ergebnisse aus der Workshop‐Reihe zur „Steigerung 

der Ausbildungszahlen in den Pflegeberufen“. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

In den Workshops wurde deutlich, dass in der Praxis die im Handlungsfeld IV.3 fokussierte Personen‐

gruppe „der familienerfahrenen Frauen mit Migrationshintergrund“ relevant ist und in der Pflege eine 

durchaus  sichtbare Personengruppe darstellt. Vertreter/innen der Einrichtungen machten deutlich, 

dass die Personengruppe bereits derzeit als Hilfskräfte in den Einrichtungen tätig ist. Dies ist vor allem 

in den urbanen Regionen des Bundeslandes der Fall. Eine Entwicklung entsprechender Anteile besag‐

ter Personengruppe an allen Beschäftigten in der Pflege lässt sich jedoch weder quantitativ noch qua‐

litativ valide beschreiben. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Ob es gelungen ist, mehr „familienerfahrene Frauen mit Migrationshintergrund“ für eine Tä‐

tigkeit als Pflegehilfskraft zu gewinnen, kann aufgrund fehlender Datengrundlagen nicht be‐

wertet werden. Somit ist im Sinne der Bewertung festzuhalten, dass die hier fokussierte Per‐

sonengruppe relevant ist und von den Einrichtungen offenbar bereits als Potenzial angesehen 

wird.  
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5. Handlungsfeld V: Wiedereinstiegsqualifizierung für die Stille Reserve 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld V gliedert sich in lediglich einen Teilaspekt, der das Ziel spezifiziert. Das definierte Ziel 

lässt sich nur in geringem Umfang quantitativ darstellen und erfordert in weiten Teilen eine qualitative 

Aufarbeitung um die Zielerreichung bewerten zu können. Im Folgenden wird auf den beschriebenen 

Teilaspekt des Handlungsfelds V näher eingegangen. 

 

Das Handlungsfeld V war im Projektzeitraum zunächst der PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen 

zugewiesen, wurde im November 2013 dann jedoch erstmals von der PG Qualifizierung behandelt und 

blieb im weiteren Verlauf dieser Projektgruppe zugewiesen.  

 

5.1. Handlungsfeld V.1: Vereinbarung zum Wiedereinstieg für die Stille Reserve 

Ziel: Die „stille“ Reserve ehemaliger Pflegekräfte bietet Potenziale zur Deckung des Fachkräftebedarfs. 

Ein betriebliches Rückkehrmanagement mit adressatengerechten Angeboten zur Auffrischung, Ergän‐

zung oder Erweiterung bereits vorhandener Kenntnisse und Kompetenzen erleichtert einen Wieder‐

einstieg für diese Zielgruppe. 

Pflegekräften, die nach längeren Unterbrechungszeiten in den Beruf zurückkehren, soll der Wiederein‐

stieg durch spezielle Wiedereinstiegsprogramme erleichtert werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche sowie die Dokumentation der 

Projektgruppe PG Qualifizierung. Dieser Teilbereich ist quantitativ nicht darstellbar. 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Maßnahmen 

Im Hinblick auf die Laufzeit der Fachkräfteinitiative beschloss die PG Qualifizierung eine Fokussie‐

rung auf  kurzfristig umsetzbare Maßnahmen  zur Gewinnung  von Personen aus der  „Stillen Re‐

serve“. Entlang eines Beispiels aus Baden‐Württemberg wurde in der PG allerdings aufgezeigt, dass 

vor allem die Finanzierung (Selbstzahlung durch die Teilnehmer/innen) ein Grund für das Scheitern 

ansonsten interessanter Maßnahmen sein kann. Die geplante Maßnahme, die von einem der Be‐

rufsverbände in der Pflege initiiert wurde, kam aufgrund der geringen Zahl an Interessierten nicht 

zustande. 

Seitens der Bundesagentur für Arbeit gibt es neben dem „normalen“ Vermittlungs‐ / Beratungsan‐

gebot sowie dem Förderinstrumentarium zu Qualifizierung und Einarbeitung auch ein spezielles 

Maßnahmenangebot „Perspektive Wiedereinstieg“.  

In den Einrichtungen gibt es – zum Teil wenig formalisierte – Aktivitäten, um Pflegekräften, die bei‐

spielsweise in Elternzeit gehen, einen schnellen Wiedereinstieg zu ermöglichen (bspw. durch An‐

bieten von Kindertagespflegeplätzen oder flexiblen Arbeitszeitmodellen). 

 

Expertengespräche 

Aus der Einschätzung von Experten/innen heraus wird das Potenzial einer Rückgewinnung von Per‐

sonen aus der sogenannten Stillen Reserve als sehr ambivalent betrachtet. Strenggenommen sind 
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nur jene Personen dieser Gruppe zuzuordnen, die sich weder arbeitslos gemeldet haben, noch eine 

andere Beschäftigung angenommen haben. Von diesen Personen wird von nicht wenigen Exper‐

ten/innen angenommen, dass der Ausstieg aus dem Pflegeberuf  relativ bewusst  stattgefunden 

habe und eine Rückkehr häufig grundsätzlich nicht angedacht werde. Ausgehend von dieser Ein‐

schätzung wird das Potenzial daher ‐ in absoluten Zahlen grundsätzlich zurückgewinnbarer Perso‐

nen ‐ als vergleichsweise gering eingeschätzt. Betrachtet man im nächsten Schritt die Personen‐

gruppe, die letztlich für eine Rückgewinnung dennoch ansprechbar zu sein scheint, so sehen die 

befragten Experten/innen das Potenzial vor allem darin, diese Personen über optimierte Rahmen‐

bedingungen, Wiedereinstiegskurse und flexiblere Arbeitszeit‐ und Schichtmodelle zurückgewin‐

nen zu können. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Es gibt Initiativen und Programme zum Wiedereinstieg in die Pflegeberufe. Insofern kann unter 

dem Fokus der Zielerreichung ein Teilziel als erreicht betrachtet werden. Inwiefern diese Pro‐

gramme erfolgreich sind, in dem Sinne, dass eine relevante Anzahl an Personen aus der soge‐

nannten „Stillen Reserve“ zurückgewonnen werden kann,  ist aufgrund  fehlender Daten aus 

diesem Bereich nicht abbildbar. 

 Die bestehenden Initiativen und Programme zum Wiedereinstieg treffen den Bedarf der Per‐

sonengruppe in der sogenannten Stillen Reserve. Auch wenn das Potenzial in absoluten Zahlen 

als eher klein bewertet werden muss, sind die aufgezeigten Maßnahmen zur Erleichterung ei‐

ner Rückkehr passgenau und funktional. 
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6. Handlungsfeld VI: Weiterbildungsförderung durch die Agenturen für Arbeit, die ge‐

meinsamen Einrichtungen nach SGB II und die zugelassenen kommunalen Träger nach 

SGB II / Umschulung 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld VI gliedert sich in lediglich einen Teilaspekt, der das Ziel spezifiziert. Das definierte Ziel 

lässt erfordert in weiten Teilen eine qualitative Aufarbeitung um die Zielerreichung bewerten zu kön‐

nen. Im Folgenden wird auf den beschriebenen Teilaspekt des Handlungsfelds VI näher eingegangen. 

 

6.1. Handlungsfeld VI.1: Vereinbarung zur Weiterbildungsförderung durch die Agenturen für 

Arbeit, die gemeinsamen Einrichtungen nach SGB II und die zugelassenen kommunalen Träger 

nach SGB II / Umschulung 

Ziel: Die dreijährige Umschulung zur Altenpflegerin bzw. zum Altenpfleger soll auf hohem Niveau fort‐

geführt werden. Arbeitslos gemeldete Personen sollen als Zielgruppen stärker für die Umschulung zur 

Altenpflegerin bzw. zum Altenpfleger erschlossen werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Daten der Regionaldirektion Rheinland‐Pfalz‐Saar‐

land, Expertengespräche sowie die Dokumentation der Projektgruppe PG Qualifizierung.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ):  

Zahlen zur Umschulung 

Im Rahmen der Sitzungen der PG Qualifizierung wurden in der Sitzung vom 27.05.2014 Zahlen zu be‐

gonnenen Umschulungsmaßnahmen präsentiert. 

Im Jahr 2013 (Schuljahr 2013/2014) haben insgesamt 240 Teilnehmer/innen eine Umschulung zur Al‐

tenpflegefachkraft in Rheinland‐Pfalz begonnen. Ungefähr die Hälfte dieser Personen befand sich da‐

bei in Umschulungsmaßnahmen der verkürzten Form (zweijährige Umschulung). Der größte Teil der 

Teilnehmer/innen, nämlich 220 Personen, sind dem Rechtskreis des SGB III zuzuordnen, nur 20 Perso‐

nen dem Rechtskreis des SGB II. 

 

Die Daten in der folgenden Abbildung wurden seitens des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesund‐

heit und Demografie zur Verfügung gestellt (Personen in Förderung) und in Relation gesetzt zu Zahlen 

des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz (Auszubildendenanzahl). 

Im Bereich der Altenpflege konnten über den Betrachtungszeitraum hinweg deutliche Steigerungen in 

der Anzahl von Personen  in Fördermaßnahmen der Weiterbildung erzielt werden und zwar sowohl 

absolut wie auch relational.  

Der Wert im Ausgangsschuljahr betrug 50 Personen, die sich in Fördermaßnahmen befanden, womit 

im Vergleich zu den insgesamt 2.252 Auszubildenden im gleichen Schuljahr eine Förderrelation in Höhe 

von 2,2% gegeben ist. Die Anzahl der Personen in Fördermaßnahmen stieg dann stetig auf 357 Perso‐

nen im Schuljahr 2014/2015 an, bei gleichzeitig auf 13,5% steigender Förderrelation aufgrund der auf 

2.643 Personen steigenden Auszubildendenanzahl. Im letzten betrachteten Schuljahr 2015/2016 zeigt 

sich ein leichter Rückgang. Hier liegt die absolute Anzahl an Personen in Fördermaßnahmen bei 330 
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was einer Förderrelation von dann nur noch 11,9% entspricht, wenn man die 2.770 Auszubildenden 

im gleichen Schuljahr als Basis heranzieht. 

 

Abbildung 40: Entwicklung der Anzahl Personen in Fördermaßnahmen der Weiterbildung im Bereich der Alten‐
pflege im Vergleich zu allen Auszubildenden in der Altenpflege 

 

Quelle: Daten der Regionaldirektion Rheinland‐Pfalz‐Saarland der Bundesagentur für Arbeit, zur Verfügung gestellt vom Mi‐

nisterium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, eigene Darstellung sowie Daten des Statistischen Landesamtes 

Rheinland‐Pfalz. 

 

Neben den Fördermaßnahmen in der Altenpflege bestehen auch im Bereich der Altenpflegehilfe För‐

dermaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit.  

 

Abbildung 41: Entwicklung der Anzahl Personen in Fördermaßnahmen der Weiterbildung im Bereich der Alten‐
pflegehilfe im Vergleich zu allen Auszubildenden in der Altenpflegehilfe 

 

Quelle: Daten der Regionaldirektion Rheinland‐Pfalz‐Saarland der Bundesagentur für Arbeit, zur Verfügung gestellt vom Mi‐

nisterium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, eigene Darstellung sowie Daten des Statistischen Landesamtes 

Rheinland‐Pfalz. 

 

Hier lässt sich ein deutlich anderer Verlauf feststellen. Der Wert im Ausgangsschuljahr betrug 463 Per‐

sonen, womit im Vergleich zu den insgesamt 664 Auszubildenden im gleichen Schuljahr eine Förderre‐

lation in Höhe von 69,7% gegeben ist. Die Anzahl der Personen in Fördermaßnahmen stieg dann auf 

534 Personen im Schuljahr 2013/2014 an, bei jedoch gleichzeitig auf 65,3% sinkenden Förderrelation 
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aufgrund der auf 818 Personen steigenden Auszubildendenanzahl. Im Schuljahr 2014/2015 sanken die 

Werte für die Personen in Fördermaßnahmen absolut (384 Personen) wie auch relational (46,9%) auf 

den  jeweils  tiefsten Stand  innerhalb des Betrachtungszeitraums.  Im  letzten betrachteten Schuljahr 

2015/2016 liegt die absolute Anzahl an Personen in Fördermaßnahmen bei 420 was einer Förderrela‐

tion von 54,5% entspricht, wenn man die 771 Auszubildenden im gleichen Schuljahr als Basis heran‐

zieht.  

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Maßnahmen 

Im Rahmen der PG Qualifizierung wird in den vorliegenden Protokollen von einer kontinuierlichen 

Steigerung der Eintritte  in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung mit den Bildungszielen Al‐

tenpflegehilfe oder Altenpflege berichtet. Vor dem Hintergrund der laufenden Aktivitäten seitens 

der Agenturen für Arbeit sowie der Jobcenter (inkl. der gemeinsamen Einrichtungen) sieht die PG 

Qualifizierung hinsichtlich des Handlungsfeldes VI.1. keinen zusätzlichen Handlungsbedarf. 

Seitens des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur wird in der PG Qua‐

lifizierung zudem von der positiven Umsetzung des Kompetenzfeststellungsverfahrens berichtet. 

 

WeGebAU 

Die Förderung beschäftigter Arbeitnehmer/innen in der Pflege bildet ein wichtiges Feld für die Aus‐ 

und Weiterbildungsanstrengungen insgesamt (insbesondere über das WeGebAU‐Programm). Das 

in  diesem  Kontext  erfolgreiche Angebot WeGebAU  (Weiterbildung Geringqualifizierter  und  be‐

schäftigter älterer Arbeitnehmer in Unternehmen) wurde bis Ende des Jahres 2017 verlängert.  

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Ziel des Handlungsfeldes ist erreicht worden. Die Anzahl der Personen in entsprechenden 

Fördermaßnahmen zur Weiterbildung  ist über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg 

insgesamt deutlich angestiegen, im Bereich der Altenpflege auf mehr als das sechsfache ge‐

genüber dem Ausgangsjahr. Für den Bereich der Altenpflegehilfe gibt es zwar einen leichten 

Rückgang, jedoch auf hohem Niveau. Deutlich wird hier vor allem auch ein relationaler Rück‐

gang und zwar im Verhältnis aller Auszubildenden in der Altenpflegehilfe zu jenen in Förder‐

maßnahmen. Es wird seitens der Experten/innen im Feld kein Handlungsbedarf zur Nachsteu‐

erung gesehen, was ebenfalls ein Indiz für einen erfolgreichen Verlauf darstellt. 
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7. Handlungsfeld VII: Weiterentwicklung der Pflegeberufe 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld VII gliedert sich in lediglich einen Teilaspekt, der das Ziel spezifiziert. Das definierte Ziel 

lässt erfordert in weiten Teilen eine qualitative Aufarbeitung, um die Zielerreichung bewerten zu kön‐

nen. Im Folgenden wird auf den beschriebenen Teilaspekt des Handlungsfelds VII näher eingegangen. 

 

7.1. Handlungsfeld VII.1: Vereinbarung zur Weiterentwicklung der Pflegeberufe 

Ziel: Die Berufe der Altenpflege, der Gesundheits‐ und Krankenpflege und der Gesundheits‐ und Kin‐

derkrankenpflege sollen zu einem gemeinsamen Pflegeberuf modern weiterentwickelt und den heuti‐

gen Herausforderungen im Berufsfeld angepasst werden. 

Stand der Umsetzung: 

Seit mittlerweile etwa 15 Jahren wird in Deutschland die Diskussion um eine Zusammenführung der 

drei Pflegeausbildungen Altenpflege, Gesundheits‐ und Krankenpflege sowie Gesundheits‐ und Kinder‐

krankenpflege zu einer gemeinsamen Pflegeausbildung geführt. Etwa zeitgleich zur Novellierung des 

Krankenpflegegesetzes (KrPflG) und zum Inkrafttreten des Altenpflegegesetzes (AltPflG) im Jahr 2003 

starteten die ersten Modellversuche einer generalistischen Ausbildung für die Pflegeberufe. Das Kran‐

kenpflegegesetz ermöglichte die gemeinsame Ausbildung von Gesundheits‐ und Krankenpfleger/innen 

und Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger/innen.  In  zahlreichen Modellprojekten wurden unter‐

schiedliche Varianten einer gemeinsamen Ausbildung unter Einbeziehung der Altenpfleger/innen er‐

probt (siehe bspw. „Pflegeausbildung  in Bewegung“) – bis heute  ist eine generalistische Ausbildung 

aber noch nicht Realität. 

Im Jahr 2012 hat die Bund‐Länder‐Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung der Pflegeberufe“ ein Eckpunk‐

tepapier zur Vorbereitung eines neuen Berufsgesetzesentwurfs erarbeitet.  Im Koalitionsvertrag von 

CDU, CSU und SPD aus dem Jahr 2013 ist vorgesehen, ein „einheitliches Berufsbild mit einer gemein‐

samen Grundausbildung und einer darauf aufbauenden Spezialisierung für die Alten‐, Kranken‐ und 

Kinderkrankenpflege“ (S. 85) zu schaffen. Im Mai 2015 haben schließlich die beiden für die Pflegebe‐

rufsgesetze zuständigen Bundesministerien, das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend  (BMFSFJ) und das Bundesministerium  für Gesundheit  (BMG),  einen Arbeitsentwurf  für  ein 

neues Pflegeberufsgesetz (PflBG) vorgelegt. Hier sollen die drei Pflegeausbildungen Altenpflege, Ge‐

sundheits‐ und Krankenpflege und Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege  zu einem  gemeinsamen 

Pflegeberuf zusammengeführt werden.  

Ein Referentenentwurf ist am 27.11.2015 vorgelegt worden. Das Kabinett hat am 13.01.2016 das neue 

Pflegeberufsgesetz beschlossen, und es wurde in der Bundesratsdrucksache vom 15.01.2016 dem Bun‐

desrat vorgelegt. Seitens des Bundesrates wird am 26.02.2016 eingebracht, das Gesetz um ein Jahr zu 

verschieben. Im Laufe des Frühjahrs 2016 gab es zudem offene Diskussionen um den Erhalt der Ge‐

sundheits‐ und Kinderkrankenpflege als eigeneständigem Berufsbild. Weiterhin fand Ende Mai 2016 

eine öffentliche Anhörung zum Pflegeberufsgesetz im Zuge einer gemeinsamen Sitzung des Ausschus‐

ses für Gesundheit und des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend statt. Die Einführung 

des neuen Pflegeberufsgesetzes sollte nach der Sommerpause im Kabinett fortgeführt werden. Zwi‐

schenzeitlich wurden am 02.03.2016 erste Eckpunkte zu einer noch zu erarbeitenden Ausbildungs‐ und 

Prüfungsverordnung vorgelegt. Mit Stand Ende November 2016 gibt es keine neuen Entwicklungen 

zum weiteren Zeitplan. 
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Bewertung der Zielerreichung 

 Die moderne Ausgestaltung und Neuordnung der Berufe der Altenpflege, der Gesundheits‐ 

und Krankenpflege und der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege befindet sich  in der Um‐

setzung. Das konkrete Gesetzgebungsverfahren ist eingeleitet.  
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8. Handlungsfeld VIII: Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld VIII gliedert sich in fünf Teilaspekte, die jeweils spezifischere Ziele im Kontext des be‐

sagten Handlungsfelds definieren. Dabei sind quantitativ messbare Ziele nur in sehr begrenztem Um‐

fang Teil des Handlungsfeldes VIII, das vor allem qualitative Zielbeschreibungen umfasst. Im Folgenden 

wird auf die beschriebenen Teilaspekte des Handlungsfelds VIII näher eingegangen. 

 

8.1. Handlungsfelder VIII.1: Vereinbarung zur familienfreundlichen Unternehmenskultur und 

VIII.4: Vereinbarung zur Werbung für eine familienfreundliche Ausbildungs‐ und Unterneh‐

menskultur 

Teilziel 1 (H. VIII.1): Eine familienfreundliche Unternehmenskultur soll in den Einrichtungen der Pflege 

gefestigt und als Querschnittsaufgabe und Baustein einer qualitativen Organisationsentwicklung in der 

Personalpolitik und der Arbeitsorganisation verankert werden. 

Teilziel 1 (H. VIII.4): Es soll verstärkt für eine familienfreundliche Ausbildungs‐ und Unternehmenskul‐

tur in den Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern und ambulanten Diensten geworben werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche sowie die Dokumentation der 

Projektgruppe PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen. Dieser Teilbereich  ist quantitativ nur sehr 

eingeschränkt darstellbar. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ):  

Akzeptanz der Fortbildungsmaßnahmen 

Im Rahmen der PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen wurde berichtet, dass einerseits zwar ein 

sehr umfassendes Angebot  an  Fortbildungsmöglichkeiten  zum Themenfeld  „familienfreundliche 

Unternehmenskultur“ bestünde, dieses Angebot andererseits jedoch nur in äußerst geringem Aus‐

maß angenommen werde. So wird von 200 zur Verfügung gestellten Fortbildungsplätzen im Kon‐

trast zu 5 eingegangenen Anmeldungen berichtet, so das Protokoll vom 08.11.2013. 

 

Kinderbetreuungsangebote 

Das Angebot an Kinderbetreuungsoptionen, seien es betriebseigene Kindertagesstätten in Pflege‐

einrichtungen oder auch Kooperationen mit Kommunen, kann als Indikator für Unternehmenskul‐

tur verstanden werden, die in Richtung Familienfreundlichkeit ausgerichtet ist. Das Feld der Kinder‐

betreuungsangebote  ist dabei eines der wenigen Felder  in diesem Bereich, das aktuell  fundiert 

quantifizierbar ist. Daher wird an dieser Stelle auf die Darstellungen in 8.2. zum Handlungsfeld VIII.2 

verwiesen. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Aus Expertengesprächen geht eindeutig hervor, dass man sich in den Einrichtungen der Pflege der Be‐

deutung einer  familienfreundlichen Unternehmenskultur nicht nur bewusst  ist, sondern diese auch 

zunehmend in den Vordergrund des organisationalen Handelns rückt. Experten/innen berichten, dass 
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den Arbeitgebern  im Feld der Pflege zunehmend bewusst  ist, dass  im Wettbewerb um Pflegekräfte 

und vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels in den Pflegeberufen arbeitgeberseitige Anreize ein 

nicht  zu unterschätzender Entscheidungsfaktor  sein  können, wenn es darum  geht, neue Mitarbei‐

ter/innen zu gewinnen. 

Vor diesem Hintergrund entstehen, so die befragten Experten/innen, zahlreiche neue Angebote, um 

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu stärken. Ein ganz wesentlicher Fokus liegt im Bereich der 

Kinderbetreuung (vgl. 8.2). Viele Praxisbeispiele finden sich in den Ergebnissen des Landesprojekts 4 

„Attraktive Beschäftigungsbedingungen in der Altenpflege in Rheinland‐Pfalz“.13 Vor allem werden bis‐

lang starre Arbeitszeitmodelle  flexibilisiert, um Vereinbarkeitsprobleme zu  lösen. Mitunter brechen 

Einrichtungen die gesamte Drei‐Schicht‐Struktur in den Pflegeheimen auf. Darüber hinaus gibt es ganz 

pragmatische Unterstützungsaktivitäten  seitens der Arbeitgeber:  Im  Landeskrankenhaus  ist es bei‐

spielsweise für die Angestellten möglich, Mittagessen in der betriebseigenen Kantine vorzubestellen 

und sich zum Mitnehmen verpacken zu lassen. Das ermöglicht den Angestellten, direkt nach Ende ihrer 

Schicht das fertige und verpackte Essen, das zudem auf die Station geliefert wird, direkt mit nach Hause 

zu nehmen. Die Zeit für das Kochen entfällt damit. Diese Option wird zu familienfreundlichen Preisen 

angeboten. Eine Mahlzeit kostet 3,50 Euro und liegt damit deutlich unter den meisten Angeboten ex‐

terner Restaurationen. 

Neben den Angeboten mit Bezug auf Kinder  im Haushalt beschreiben die Experten/innen auch eine 

Zunahme an Erleichterungen im Bereich der Pflege eigener Familienangehöriger. So ist es mittlerweile 

in sehr vielen Einrichtungen problemlos möglich, im Bedarfsfall kurzfristig unbezahlten Urlaub zu neh‐

men, um sich der akuten Betreuung oder Unterbringung von pflegebedürftigen Familienangehörigen 

zu widmen. Aufgrund der Tatsache, dass diese kurzfristigen Freistellungen entgeltfrei erfolgen, handelt 

es sich nur um kurzzeitige Lösungsoptionen. Längerfristige Angebote sind beispielsweise die Möglich‐

keit, die pflegebedürftigen Familienangehörigen in einer betriebseigenen Tagespflege unterzubringen, 

dies unter Umständen auch zu Sonderkonditionen und erleichterten Zugangsvoraussetzungen. Ein an‐

deres Beispiel ist eine Kooperation mit dem Internetportal „betreut.de“, welches den Angestellten ei‐

ner Einrichtung bekannt gemacht wird. Über dieses Portal lassen sich „Alltagshelfer in der Nähe“ fin‐

den. 

Neben diesen konkreten Umsetzungsaktivitäten wird eine  familienfreundliche Unternehmenskultur 

auch auf einer übergeordneten Ebene aktiv gestärkt. Die Einrichtungen befassen sich explizit mit ihrer 

eigenen Unternehmenskultur,  überprüfen  diese  auf  Familienfreundlichkeit  und  optimieren  im  Be‐

darfsfall. Weiterhin wird die Unternehmenskultur bewusst nach außen getragen und kommuniziert, 

indem  sich die Einrichtungen als Arbeitgeber entsprechend auf dem Markt positionieren. Entspre‐

chende Slogans und Leitbilder wurden bereits in einigen Einrichtungen erarbeitet. 

 

Spezifisches Teilziel VIII.4 

Die geführten Gespräche mit Experten/innen haben ergeben, dass zwar keine Kampagnen in diesem 

Bereich bekannt  sind, die einen Wandel der Unternehmenskultur  strukturell mitgestalten würden, 

dass jedoch Bewegung im Feld wahrgenommen werde. So stünden entsprechende Themen zum Aus‐

bau familienfreundlicher Angebote zunehmend auf der Agenda und seien Gegenstand vieler Gesprä‐

che. 

 

                                                            

13 Online unter: https://msagd.rlp.de/fileadmin/msagd/Gesundheit_und_Pflege/GP_Dokumente/Be‐
richte_aus_der_Pflege_27.pdf, letzter Zugriff am 30.06.2016  
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Bewertung der Zielerreichung  

 Die Bedeutung einer familienfreundlichen Unternehmenskultur scheint  in vielen Einrichtun‐

gen der Pflege im Bewusstsein angekommen zu sein. Es findet vielerorts eine explizite Ausei‐

nandersetzung mit dem Thema statt, es wird systematisch  in die Unternehmenskultur  inte‐

griert und auch als strategisches Mittel zur Attraktivierung des Arbeitgebers und zur Gewin‐

nung neuer Fachkräfte eingesetzt. Neben der Verankerung in der jeweiligen Unternehmens‐

kultur geht dieser Prozess mit zahlreichen und teils sehr unterschiedlichen, konkreten Umset‐

zungen einher. Nicht alle Angebote und Lösungen sind überall funktional. In der Praxis erpro‐

ben die Einrichtungen daher passgenaue Lösungen für ihren jeweils spezifischen Anwendungs‐

fall. 

 Auch ohne die Existenz einer explizit auf die verstärkte Umsetzung einer familienfreundlichen 

Ausbildungs‐ und Unternehmenskultur ausgerichteten Kampagne zeigen sich positive Entwick‐

lungen in den Pflegeeinrichtungen, Krankenhäusern und ambulanten Diensten. Das Thema ist 

im Feld angekommen und wird verstärkt weiterentwickelt, so dass gezielte Kampagnen unter 

dem Fokus der aktuellen Entwicklungen als gegebenenfalls verzichtbar bewertet werden kön‐

nen. 

 

 

8.2. Handlungsfeld VIII.2: Vereinbarung zur Kooperation zwischen den Pflegeeinrichtungen 

und Krankenhäusern und den Kommunalverwaltungen 

Ziel: Die Kooperation zwischen den Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern sowie den Kommunal‐

verwaltungen soll intensiviert werden, um adäquate Betreuungsangebote für Kinder von Pflegekräften 

zu schaffen. Durch geeignete Kinderbetreuungsangebote – auch für schulpflichtige Kinder – sollen Pfle‐

gekräfte, die einen Wechsel von einer Teilzeitbeschäftigung in eine Vollzeitbeschäftigung anstreben, 

gezielt unterstützt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind neben einer Auswertung von Primärdaten aus der 

Einrichtungsbefragung im Branchenmonitoring Gesundheitsfachberufe vom Frühjahr 2016 Experten‐

gespräche sowie die Dokumentation der Projektgruppe PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen.  

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Die Verfügbarkeit betriebseigener Kindertagesstätten und das Vorhandensein von Kooperationen zwi‐

schen den Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern  sowie den Kommunalverwaltungen  gelten  als 

zentrale Indikatoren familienfreundlicher Arbeitsbedingungen (vgl. 8.1). Zu diesem Bereich sind keine 

aktuellen quantitativen Daten verfügbar.  Im Zuge des Branchenmonitorings Gesundheitsfachberufe 

Rheinland‐Pfalz 2015, mit dessen Durchführung das Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur beauf‐

tragt ist, wurde die Gelegenheit genutzt, die Krankenhäuser, Rehabilitationskliniken, ambulante und 

stationäre Pflegeeinrichtungen auch  zum Vorhandensein betriebseigener Kindertagesstätten bezie‐

hungsweise zu den Kooperationen mit Anbietern von Kindertagespflege zu befragen. 
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Abbildung 42: Anteil an Einrichtungen (nur Pflegebezug) mit eigener Betriebskindertagesstätte oder mit Koope‐
rationsabkommen mit (externen) Kindertagesstätten im Vergleich 

 

Quelle: Eigene Erhebung im Rahmen des Branchenmonitorings Rheinland‐Pfalz 2015. 

 

Das  Ergebnis  zeigt,  dass  das Vorhandensein  einer  Betriebskindertagesstätte  (bzw.  entsprechender 

kommunaler Kooperationen) offenbar sehr deutlich von der Größe der jeweiligen Einrichtungen ab‐

hängt, was keineswegs überraschend ist. So findet sich der größte Anteil an Einrichtungen mit eigenen 

Kindertagesstätten oder entsprechender Kooperationen  (36,4%) bei den größeren Krankenhäusern 

mit mehr als 200 Betten. Keinerlei Kindertagesstätten oder entsprechende Kooperationen gibt es im 

Bereich der ambulanten Pflegedienste, die weniger als 50 Patienten/innen betreuen. Dazwischen fin‐

den sich zahlreiche Abstufungen, stets in Abhängigkeit der Einrichtungsgröße. Es lässt sich resümieren, 

dass die Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins einer Betriebskindertagesstätte mit der Größe der 

Einrichtung steigt. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Zielsetzungen 

Im Rahmen der PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen wurde davon berichtet, dass Pflege‐

kräfte vermehrt ihre Kinder schon ab einem Lebensalter von wenigen Wochen betreuen lassen kön‐

nen sollten. Es gibt aber zu wenig Betreuungsplätze und Personal. Seitens des Ministeriums für In‐

tegration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen wurde über die Hintergründe und Rahmenbedingun‐

gen der Tagespflege, als Option der Kinderbetreuung, berichtet. Eine Betreuung durch eine Tages‐

pflegeperson  ist demnach  in „anderen geeigneten Räumen außer Kindertagesstätten“ durchaus 

möglich. Vor Aufnahme der Tätigkeit als Tagespflegeperson seien eine Grundqualifizierung sowie 

die Zustimmung des jeweiligen Jugendamts erforderlich. Das Curriculum umfasse 160 Unterrichts‐

einheiten. Details fänden sich auf der folgenden Website: http://www.kita.rlp.de/Offensive‐Kinder‐

tage. 
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Umsetzungsbeispiel 

Im Landeskrankenhaus in Alzey wurde eine Betriebskindertagesstätte mit aktuell 32 Plätzen eröff‐

net. Eine Erweiterung der Kapazitäten ist geplant, da die Resonanz sehr positiv ist. Diese Entwick‐

lung wurde anfangs so nicht erwartet. Mittlerweile erfolgt die Anmeldung von Kindern zur Betreu‐

ung in der Kindertagesstätte meistens schon während der Schwangerschaft. Zusätzlich zu den re‐

gulären Plätzen in der Kindertagesstätte werden neuerdings auch 10 Krippenplätze angeboten. Als 

perspektivisch ideal wird zudem die Betreuung von Schulkindern (Hort, Hausaufgabenbetreuung) 

zumindest diskutiert. Über ausgeweitete Betreuungszeiten wurde  im Vorfeld diskutiert, um den 

Anforderungen des Schichtdienstes gerecht werden zu können. Die Eltern wollten  jedoch  in der 

Praxis „normale“ Öffnungszeiten. Diese reichten vollkommen aus, da selbst im Falle von Frühdienst 

niemand Kinder noch vor 6 Uhr morgens betreuen lassen möchte. Das Bringen / Holen von Kindern 

muss daher sowieso individuell gelöst werden, um den Kindern „normale“ und regelmäßige Zeiten 

ermöglichen zu können. Eine Besonderheit  ist  jedoch, dass die betriebseigene Kindertagesstätte 

keine Schließzeiten (Ferien) hat, um den besonderen Anforderungen des Krankenhausbetriebes ge‐

recht zu werden. Es gibt lediglich „zwischen den Jahren“ eine kurze Zeit, in der die Kindertagesstätte 

geschlossen ist, was jedoch unproblematisch sei. Die betriebseigene Kindertagesstätte biete zudem 

einige „Notfallplätze“ an. Diese sind für die Kinder reserviert, deren Betreuung im Normalfall gere‐

gelt und organisiert  ist, bei denen  jedoch kurzfristige die betreuende Person  (bspw. Großeltern) 

ausfallen. Grundlage ist hier eine funktionierende und konstruktive Kooperation mit der Kommune 

und dem Kreis. Die Betreuer/innen in der betriebseigenen Kindertagesstätte werden zu 75% vom 

Kreis finanziert. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die Bedeutung von betriebseigenen Kindertagesstätten oder auch von entsprechenden Ko‐

operationen zwischen den Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern sowie den Kommunalver‐

waltungen ist in vielen Einrichtungen präsent. Insbesondere im Bereich der Krankenhäuser gibt 

es auch bereits zahlreiche Einrichtungen mit entsprechenden Angeboten. Aufholbedarf dage‐

gen zeigt sich vor allem in den kleineren Krankenhäusern und im Bereich der (teil‐) stationären 

Pflege. Letztlich verfügt auch die ambulante Pflege über nur sehr wenige Angebote in diesem 

Bereich. Hier wären jedoch vermutlich funktionierende Angebote auch erst noch zu definieren, 

da die Rahmenbedingungen gegebenenfalls erschwerend wirken könnten.  Im der genauen 

Ausgestaltung der Betreuungsangebote und Kooperationen berichten Experten/innen von ei‐

ner Offenheit gegenüber alltagspraktischen Anforderungen und Bedarfen. Es wird von  teils 

sehr individuellen Lösungen berichtet, bei denen die spezifischen Bedarfe der Einrichtung und 

der Angestellte systematisch wahrgenommen werden und in die Angebote und Konzepte ein‐

fließen. 

 

 

8.3. Handlungsfeld VIII.3: Vereinbarung zu familienfreundlichen Rahmenbedingungen in der 

Ausbildung 

Ziel: Familienfreundliche Rahmenbedingungen sollen in der Ausbildung stärker Berücksichtigung fin‐

den. 

Datengrundlage: Grundlage für die quantitative Evaluation sind die Auszubildendenzahlen des Statis‐

tischen  Landesamtes  Rheinland‐Pfalz  für  die  Gesundheits‐  und  Krankenpflege  in  den  Schuljahren 
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2014/2015 bis 2015/2016  im Vergleich zwischen Vollzeit‐ und Teilzeitausbildung. Grundlage  für die 

qualitative Evaluation sind Expertengespräche sowie die Dokumentation der Projektgruppe PG Attrak‐

tive Beschäftigungsbedingungen. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Die familienfreundliche Ausgestaltung der Ausbildung in den Pflegeberufen gilt ein möglicher Faktor 

zur Steigerung der Ausbildungszahlen, um Auszubildenden mit Vereinbarkeitsbedarf neue Möglichkei‐

ten zu bieten. Vor diesem Hintergrund besteht seit dem Schuljahr 2014/2015 die Möglichkeit einer 

Ausbildung in Teilzeit im Bereich der Gesundheits‐ und Krankenpflege. 

 

Abbildung 43: Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits‐ und Krankenpflege nach Alter der Auszu‐
bildenden im Zeitraum 2011 (Schuljahr 2011/2012) bis 2015 (Schuljahr 2015/2016) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland‐Pfalz. 

 

Der Anteil der Auszubildenden in Teilzeit ist aktuell noch sehr gering und liegt deutlich unter 1%, mit 

leicht sinkendem Anteil zwischen den beiden betrachteten Schuljahren. So startete die Teilzeitausbil‐

dung im Schuljahr 2014/2015 mit 18 Frauen und einem Mann. Das entspricht 0,60% aller Frauen be‐

ziehungsweise 0,16% aller Männer  in der Ausbildung zur Gesundheits‐ und Krankenpflegefachkraft 

(Voll‐ und Teilzeit). Diese Werte sind  im Schuljahr 2015/2016 gesunken auf 13 Frauen  (0,44% aller 

Frauen) und einen Mann (0,15% aller Männer). Dabei muss jedoch beachtet werden, dass es in Rhein‐

land‐Pfalz nur ein geringes Angebot an entsprechenden Kursen gibt und noch weniger, die dann letzt‐

lich auch zustande kommen (vgl. qualitative Darstellungen). 

Somit kann festgehalten werden, dass die Ausbildung in Teilzeit für den Bereich der Gesundheits‐ und 

Krankenpflege bisher nur eine sehr geringe Rolle spielt, wenn man die Auszubildendenzahlen betrach‐

tet. Männer und Frauen unterscheiden sich dabei nur sehr geringfügig voneinander, bei beiden Ge‐

schlechtern ist der Anteil derer in Teilzeitausbildung vergleichsweise sehr gering. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Aus Gesprächen mit Experten/innen im Feld wird deutlich, dass es zwar durchaus Interesse seitens der 

Auszubildenden an einer Teilzeitausbildung liegt, es aber eine große Herausforderung ist, dieses Inte‐

resse in real stattfindende Teilzeitklassen umzusetzen. Einerseits besteht bei weitem kein flächende‐

ckendes Teilzeitangebot seitens der Krankenpflegeschulen  in Rheinland‐Pfalz. Andererseits  ist es  je‐
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doch bei den (wenigen) bestehenden Angeboten zudem häufig schwierig, eine funktionierende Min‐

destklassengröße zu erreichen. Regional ist das Interesse dann häufig zu gering. Die Interessenten/in‐

nen einer Teilzeitausbildung sind zudem nur selten mobil und bereit, Teilzeitausbildungsangebote in 

anderen Regionen wahrzunehmen – dies entspräche nicht mehr dem häufig ursächlichen Bedarf nach 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Diskutiert wird von einigen Experten/innen die Möglichkeit, die 

Ausbildung derart zu modularisieren, dass es in jeder Klasse Auszubildende gibt, die lediglich einen Teil 

des Curriculums absolvieren und den zweiten Teil im jeweils darauffolgenden Jahr. Somit könnte jede 

Ausbildungsklasse auch stets ein Teilzeitangebot beinhalten. Dies ist jedoch aktuell eine rein theoreti‐

sche Möglichkeit, deren Umsetzbarkeit von vielen Personen angezweifelt wird. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die Bedeutung des Angebots einer Teilzeitausbildung ist im Feld bekannt und erste konkrete 

Angebote bestehen in Rheinland‐Pfalz. Dennoch bleibt die Teilzeitausbildung – die sich quan‐

titativ bisher auch nur in der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege abbilden lässt – in abso‐

luten wie auch relativen Zahlen betrachtet ein Randphänomen. Das Potenzial jedoch ist grö‐

ßer. Zu erschließen wäre dieses Potenzial vermutlich durch  sicheres Zustandekommen von 

Teilzeitklassen in deutlich mehr Regionen im Land. Denkbar wäre auch jeweils (groß‐) regio‐

nale Zentren, in denen die Auszubildenden, die an einer Teilzeitausbildung interessiert sind, 

regional zusammengefasst werden, um das Potenzial zu bündeln und Umsetzbarkeit zu ge‐

währleisten. 

 

 

8.4. Handlungsfeld VIII.5: Vereinbarung zu Betreuung eines pflegebedürftigen Angehörigen 

Ziel: Pflegekräfte, die neben der Ausübung ihres Pflegeberufs die Betreuung eines pflegebedürftigen 

Angehörigen übernehmen, sollen stärker entlastet werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche sowie die Dokumentation der 

Projektgruppe PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen. Dieser Teilbereich ist quantitativ momentan 

nicht darstellbar. 

 

Stand der Umsetzung: 

Zielsetzungen 

Die Diskussionen in der PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen ergaben, dass man darauf hinwirken 

wolle, dass  in den Einrichtungen Regelungen  im Zusammenhang mit der Betreuung eines pflegebe‐

dürftigen Angehörigen entwickelt werden. Diese könnten, so das Protokoll der PG Attraktive Beschäf‐

tigungsbedingungen durchaus individueller Natur sein, aber die Möglichkeiten sollten grundsätzlich im 

Unternehmen bekannt sein. Empfehlenswert sei, eine feste Ansprechperson für Beschäftigte zu den 

Fragen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu benennen. Zudem solle verstärkt auf das Angebot 

der flächendeckend vorhandenen Pflegestützpunkte aufmerksam gemacht werden. 

Die Gespräche mit Experten/innen haben ergeben, dass in den Einrichtungen mittlerweile häufig schon 

entsprechende Ansprechpartner/innen benannt seien, die  im Bedarfsfall zu kontaktieren seien. Die 

gefundenen Lösungen werden dann ausnahmslos  individuell gefunden. Zumeist  ist eine kurzfristige 
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Freistellung (unbezahlt) problemlos möglich, damit die Angestellten die Zeitressourcen zur Verfügung 

haben, die Pflege von Angehörigen zu organisieren. Aber auch eine Reduzierung des Stelleumfangs 

sowie weitere individuelle Lösungen sind in den letzten Jahren zunehmend umgesetzt worden. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Die Herausforderung, die damit einhergeht, neben dem Pflegeberuf auch noch  im privaten 

Umfeld Familienangehörige zu pflegen,  ist den Einrichtungen als Arbeitgeber bekannt. Ent‐

sprechend bestehen vielerorts bereits Angebote, um betroffene Mitarbeiter/innen kurzfristig 

zu entlasten und ihnen die notwendige Flexibilität einzuräumen. Die meisten Angebote zielen 

jedoch vor allem auf Übergangsphase, wie beispielsweise eine zu organisierende, dauerhafte 

stationäre Unterbringung von pflegebedürftigen Familienangehörigen. Es bestehen auch dau‐

erhafte Entlastungsangebote, die aber in den Expertengesprächen nur in geringem Maße sicht‐

bar werden. 
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9. Handlungsfeld IX: Attraktive Beschäftigungsbedingungen und betriebliche Gesund‐

heitsförderung 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld IX gliedert sich in sechs Teilaspekte, die jeweils spezifischere Ziele im Kontext des be‐

sagten Handlungsfelds definieren. Dabei sind quantitativ messbare Ziele nur in sehr begrenztem Um‐

fang Teil des Handlungsfeldes IX, das vor allem qualitative Zielbeschreibungen umfasst. Im Folgenden 

wird auf die beschriebenen Teilaspekte des Handlungsfelds IX näher eingegangen. 

 

9.1. Handlungsfelder IX.1: Vereinbarung zu attraktiven Arbeitsbedingungen, IX. 2: Vereinba‐

rung zur Führungskräftequalifizierung und IX.3: Vereinbarung zur Gesundheitsförderung 

Teilziel 1 (H. IX.1):  Die Arbeitsbedingungen von Pflegekräften in den ambulanten und stationären Pfle‐

geeinrichtungen und Krankenhäusern sollen verbessert werden, damit ihre Arbeitsfähigkeit erhalten 

bleibt bzw. verbessert werden kann. 

Teilziel 2 (H. IX.2): Leitungs‐ und Führungskräfte von Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern sollen 

durch Qualifizierungsmaßnahmen (z.B. Fort‐ und Weiterbildung, Studium) besser in die Lage versetzt 

werden, den aktuellen Herausforderungen in Personalführung und Betriebsleitung gerecht werden zu 

können. 

Teilziel 3  (H.  IX.3): Die Gesundheitsförderung der Beschäftigten  in der Pflege soll weiter verbessert 

werden. Gesundheitsförderung manifestiert  sich  in  Strukturverbesserungen und  einer mitarbeiter‐

freundlichen Organisationskultur ebenso wie  in gezielten Angeboten. Maßnahmen zur Vermeidung 

von physischen und psychischen Fehlbelastungen sollen verstärkt umgesetzt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche, die Ergebnisse der Landespro‐

jekte 1 bis 4, eine Recherche von „Good‐practice“‐Beispielen sowie die Dokumentation der Projekt‐

gruppe PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen. Auf quantitativer Ebene werden Daten zur Entwick‐

lung von angebotenen und nachgefragten Weiterbildungsangeboten aufgearbeitet, die von der Be‐

rufsgenossenschaft  für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege  (BGW) zur Verfügung gestellt wur‐

den. Die vorliegenden Daten im Handlungsfeld IX.2 bilden eine bundesweite Entwicklung ab. Über Ge‐

spräche mit Experten/innen  konnte diese Entwicklung  im Trend auch  für die  Spezifika des  Landes 

Rheinland‐Pfalz in dieser Form bestätigt werden. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Hinsichtlich  des Gesamtangebots  an Weiterbildungsmaßnahmen  (Führungskräfte  und  Beschäftigte 

ohne Führungsverantwortung) mit Bezug zu gesundheitsrelevanten Themen zeigt die Analyse über den 

gesamten Betrachtungszeitraum hinweg einen Anstieg von 132 Seminarangeboten im Jahr 2011 auf 

141 Seminarangebote im Jahr 2015. Das entspricht einem Anstieg um rund 6,8%.  

 



77 

 

Abbildung 44: Entwicklung der Anzahl an Führungskräfteseminaren (bundesweit) für den Zweitraum von 2011 
bis 2015 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 

(BGW). 

 

Die Steigerungen finden sich vor allem in den Grundseminaren zum Thema „Arbeits‐ und Gesundheits‐

schutz“.  In der folgenden Abbildung  ist die Entwicklung der Anzahl an Führungskräfteseminaren für 

den Zweitraum von 2011 bis 2015 nach Seminarart abgebildet. 

Die Aufschlüsselung nach Seminarart zeigt ganz deutliche Schwerpunktsetzungen in einer steigenden 

Nachfrage und zwar bei den Seminararten „Grundseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz ‐ eine ge‐

winnbringende  Führungsaufgabe“ und  „Gesundheitsfördernde  Führung  ‐ Möglichkeiten  und Gren‐

zen“.  

 

Abbildung 45: Entwicklung der Anzahl an Führungskräfteseminaren (bundesweit) für den Zweitraum von 2011 
bis 2015 nach Seminarart 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 

(BGW). Die mit (*) markierten Seminare richteten sich sowohl an Führungskräfte wie auch an Beschäftigte ohne Führungsver‐

antwortung. Die folgende Übersicht erläutert die Seminararten im Einzelnen. 

UM1 U  Grundseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz ‐ eine gewinnbringende Führungsaufgabe 

UM2 U  Aufbauseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz im Betrieb verankern 

UK1 U  Grundseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz in der ambulanten Pflege und Betreuung 
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UMGFU  Gesundheitsfördernde Führung ‐ Möglichkeiten und Grenzen 

UMSPU*  Suchtprävention und Suchthilfe im Betrieb 

SRP1P*  Grundseminar: Prävention von Rückenbeschwerden in der Pflege und Betreuung ‐ Grundlagen 

SRP2P*  Aufbauseminar: Prävention von Rückenbeschwerden in der Pflege und Betreuung – betriebliche Umsetzung 

ALTBD  "Älter werden in der Altenpflege ‐ Ansätze zur Organisations‐ und Personalentwicklung" 

ALTAD  "Älter werden in der Altenpflege ‐ Ansätze zur Organisations‐ und Personalentwicklung" 

ALTKD  Älter werden in der Krankenpflege ‐ Ansätze zur Organisations‐ und Personalentwicklung 

BEM U*  Betriebliches Eingliederungsmanagement 

 

Im Folgenden wird die Entwicklung der Anzahl an Teilnehmer/innen in Führungskräfteseminaren der 

BGW im Zweitraum von 2011 bis 2015 abgebildet. Die Zahl der Teilnehmer/innen in den Seminaren ist 

um 5,01% gestiegen, von insgesamt 1.678 Personen im Jahr 2011 auf 1.762 im Jahr 2015.  

 

 

Abbildung 46: Entwicklung der Anzahl an Teilnehmer/innen in Führungskräfteseminaren (bundesweit) im Zweit‐
raum von 2011 bis 2015 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 

(BGW). 

 

Im Folgenden wird die Entwicklung der Anzahl an Teilnehmer/innen in Führungskräfteseminaren im 

Zweitraum von 2011 bis 2015 nach Seminarart abgebildet. Dabei wird deutlich, dass insbesondere in 

Seminaren zu den Themenblöcken „Arbeits‐ und Gesundheitsschutz“ und „Gesundheitsfördernde Füh‐

rung“ deutliche Zuwächse zu verzeichnen sind. Beide Themenfelder gewinnen demnach deutlich an 

Wichtigkeit. In absoluten Zahlen haben im Jahr 2011 insgesamt 516 an Führungskräfteseminaren zum 

Thema „Arbeits‐ und Gesundheitsschutz  ‐ eine gewinnbringende Führungsaufgabe (Grundseminar)“ 

teilgenommen, wobei dieser Wert auf 635 Personen im Jahr 2015 anstieg. Ähnlich verhält es sich bei 

Seminaren zum Thema „Gesundheitsfördernde Führung ‐ Möglichkeiten und Grenzen“ mit 320 Teil‐

nehmer/innen im Jahr 2011 und 483 Teilnehmer/innen im Jahr 2015. 
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Abbildung 47: Entwicklung der Anzahl an Teilnehmer/innen in Führungskräfteseminaren (bundesweit) im Zweit‐
raum von 2011 bis 2015 nach Seminarart 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 

(BGW). Die mit (*) markierten Seminare richteten sich sowohl an Führungskräfte wie auch an Beschäftigte ohne Führungsver‐

antwortung. Die folgende Übersicht erläutert die Seminararten im Einzelnen. 

UM1 U  Grundseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz ‐ eine gewinnbringende Führungsaufgabe 

UM2 U  Aufbauseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz im Betrieb verankern 

UK1 U  Grundseminar: Arbeits‐ und Gesundheitsschutz in der ambulanten Pflege und Betreuung 

UMGFU  Gesundheitsfördernde Führung ‐ Möglichkeiten und Grenzen 

UMSPU*  Suchtprävention und Suchthilfe im Betrieb 

SRP1P*  Grundseminar: Prävention von Rückenbeschwerden in der Pflege und Betreuung ‐ Grundlagen 

SRP2P*  Aufbauseminar: Prävention von Rückenbeschwerden in der Pflege und Betreuung – betriebliche Umsetzung 

ALTBD  "Älter werden in der Altenpflege ‐ Ansätze zur Organisations‐ und Personalentwicklung" 

ALTAD  "Älter werden in der Altenpflege ‐ Ansätze zur Organisations‐ und Personalentwicklung" 

ALTKD  Älter werden in der Krankenpflege ‐ Ansätze zur Organisations‐ und Personalentwicklung 

BEM U*  Betriebliches Eingliederungsmanagement 

 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Allgemeine Abbildung 

Attraktive und gesundheitsförderliche Beschäftigungsbedingungen sind die Grundlage für erfolg‐

reiche Rekrutierungsbemühungen von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, aber auch für die 

Bindung von Fachkräften an die Unternehmen und einen  längeren Verbleib  im Beruf. Zudem er‐

möglichen  attraktive  und  gesundheitsförderliche  Beschäftigungsbedingungen  eine  Reduzierung 

von Ausfallzeiten durch Krankheit und Arbeitsunfähigkeit sowie den Erhalt der Beschäftigungsfä‐

higkeit auch bei gesundheitlichen oder altersbedingten Einschränkungen. Außerdem erleichtern sie 

es den Beschäftigten, ihren Arbeitszeitumfang bis hin zu einer Vollzeitbeschäftigung auszuweiten.  
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Dass die derzeitigen Beschäftigungsbedingungen in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen ver‐

besserungsbedürftig sind, zeigen zahlreiche Studien  im Berufsfeld. Auf der anderen Seite variiert 

die Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten je nach Arbeitgeber, d.h. den Einrichtungen gelingt es 

unterschiedlich gut, attraktive und gesundheitsförderliche Beschäftigungsbedingungen zu gewähr‐

leisten. Auch die Führungsqualität unterscheidet sich, zum Teil innerhalb der Einrichtungen. Dabei 

ist die Berufsbindung von Pflegekräften stark ausgeprägt, sodass die Verbesserung der Beschäfti‐

gungsbedingungen Potentiale birgt, die es zu heben gilt. 

Das MSAGD hat seit Dezember 2013 vier Landesprojekte im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifi‐

zierungsinitiative Gesundheitsfachberufe“ mit dem Ziel aufgelegt, die Einrichtungen der Altenhilfe, 

die  – wie  das Branchenmonitoring Gesundheitsfachberufe  2010  gezeigt  hat  – besonders unter 

Problemen bei der Rekrutierung von Mitarbeiter/innen leiden, bei der Gestaltung attraktiver und 

gesundheitsförderlicher Beschäftigungsbedingungen zu unterstützen. Wie die folgende Abbildung 

zeigt, wurden Unternehmensanalysen mit Handlungsempfehlungen, Beratungen und Fortbildun‐

gen für Führungskräfte angeboten. 

 

Tabelle 6: Überblick über die vier Landesprojekte 

 
Unternehmensanalysen  

und Handlungsempfehlungen 
Beratungen 

Fortbildung von  

Führungskräften 

Januar – 

Juni 2014 

Landesprojekt 1: Attraktive 

Arbeitsbedingungen in der Al‐

tenpflege RLP (Great Place to 

Work®/IWAK) 

Landesprojekt 2: Democheck 

Altenpflege RLP (contec) 

Landesprojekt 2: Democheck 

Altenpflege RLP (contec) 

Landesprojekt 3: Führung in 

Einrichtungen der Altenhilfe  

(IWAK/Rhein‐Mosel‐Akade‐

mie) 

Juli 2014 – 

Juli 2015 
 

Landesprojekt 4: Attraktive 

Beschäftigungsbedingungen 

in der Altenpflege in RLP  

(IWAK, dip, Great Place to 

Work®, contec, Alexander Fre‐

vel – Beratung zur Arbeitsfä‐

higkeit im demografischen 

Wandel) 

Landesprojekt 3: Führung in 

Einrichtungen der Altenhilfe  

(IWAK/Rhein‐Mosel‐Akade‐

mie) 

 

Das Landesprojekt 1 „Attraktive Arbeitsbedingungen  in der Altenpflege RLP“ bot den Einrichtungen 

einen kostenfreien Check ihrer Attraktivität als Arbeitgeber. Dazu wurden sowohl Führungskräfte als 

auch Mitarbeiter/innen befragt. Das Ergebnis zeigte eine Standortbestimmung im Vergleich zu ande‐

ren Einrichtungen. Diese wurde ergänzt durch eine Stärken‐Schwächen‐Analyse und konkrete Entwick‐

lungsimpulse für die Personal‐ und Führungsarbeit. 103 Einrichtungen haben das Angebot eines Checks 

genutzt. Durchgeführt wurde das Projekt von Great Place to Work® (GPTW®) und dem Institut für Wirt‐

schaft, Arbeit und Kultur (IWAK), Zentrum der Goethe‐Universität Frankfurt am Main.  

Im Landesprojekt 2 „Democheck Altenpflege RLP“ wurde den Einrichtungen ein Online‐Tool zur Verfü‐

gung gestellt, mit dem die Personalpolitik hinsichtlich ihrer Zukunftsorientierung und Demografiefes‐

tigkeit analysiert wurde. 62 Einrichtungen haben das Tool genutzt. Anschließend erfolgte in 49 dieser 
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Einrichtungen eine kostenfreie, individuelle Beratung zum Thema alters‐ und alternsgerechte Ausge‐

staltung von Arbeitsplätzen/zukunftsorientiertes Personalmanagement. Durchgeführt wurde das Pro‐

jekt von der contec GmbH.  

Das Landesprojekt 3 „Führung in Einrichtungen der Altenhilfe“ zielte auf die Stärkung der Führungs‐

kräfte in ihrer Rolle und die Vermittlung von Instrumenten zum mitarbeiterorientierten und gesund‐

heitsförderlichen Führen. Dafür wurden kostenreduzierte, praxisintegrierte Fortbildungen angeboten, 

die von der Rhein‐Mosel‐Akademie durchgeführt wurden. 73 Führungskräfte haben teilgenommen. 

Verantwortlich für das Gesamtprojekt war das Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK). 

Im Landesprojekt 4 „Attraktive Beschäftigungsbedingungen in der Altenpflege in Rheinland‐Pfalz“ stan‐

den weitere Beratungsangebote zur Verfügung. 50 Einrichtungen hatten die Möglichkeit, einen kos‐

tenfreien Beratungstag wahrzunehmen. Dafür wurden drei thematisch leicht unterschiedliche Ange‐

bote konzipiert, die dann jeweils auf die konkreten Bedarfe in den Einrichtungen zugeschnitten werden 

konnten: 

 einrichtungsindividuelle Beratungen mit dem Schwerpunkt Führungs‐ und Unternehmenskul‐

tur (30 Beratungen, durchgeführt von Great Place to Work®) 

 einrichtungsindividuelle Beratungen mit dem Schwerpunkt demografiefeste und zukunftsfä‐

hige Personalpolitik (acht Beratungen, durchgeführt von der contec GmbH) 

 einrichtungsindividuelle  Beratungen  mit  dem  Schwerpunkt  Arbeitsbewältigungsfähigkeit 

(zehn Beratungen, durchgeführt von Alexander Frevel – Beratung zur Arbeitsfähigkeit im de‐

mografischen Wandel) 

Letztlich wurden 48 Beratungen durchgeführt und etwa 280 Personen erreicht. Great Place to Work® 

hat im Anschluss an das Landesprojekt weitere 20 Beratungen durchgeführt, Alexander Frevel weitere 

zehn.  

 

Abbildung 48: Überblick über die Regionen, die sich an den regionalen Workshops beteiligt haben 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Neben den einrichtungsindividuellen Beratungsformen wurden kollegiale Beratungen im Rahmen von 

zehn regionalen Workshops angeboten. Die Workshops wurden in Verbindung mit den regionalen Pfle‐

gekonferenzen organisiert und vom Deutschen Institut für angewandte Pflegeforschung e.V. (dip) und 

dem Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK) durchgeführt. Das Angebot richtete sich an Füh‐

rungskräfte aus Einrichtungen der Altenhilfe und hatte den Austausch über Problemlagen und Gestal‐

tungsansätze  im  Zusammenhang mit  den  Beschäftigungsangeboten  zum  Ziel.  Insgesamt  nahmen 

knapp 300 Personen an den Workshops teil. 

Die Reflexionsbereitschaft der in den Landesprojekten beteiligten Akteure war sehr ausgeprägt. Es gab 

viel Problemeinsicht und Selbstkritik, was bspw. im Landesprojekt 4 in den Vor‐Ort‐Beratungen durch 

die Einbeziehung von Mitarbeiter/innen sowie  in den Workshops durch den Perspektivwechsel am 

Vormittag („Was ist für Ihre Beschäftigten problematisch?“) gefördert wurde. Es gab eine hohe Bereit‐

schaft, konstruktiv mit den Problemen umzugehen. Insbesondere in den Landesprojekten 3 und 4 ist 

an konkreten Umsetzungsideen gearbeitet worden, und viele Ideen wurden in relativ kurzer Zeit par‐

tizipativ entwickelt. Umsetzungsbeispiele finden sich in komprimierter Form im Bericht aus der Pflege 

Nr. 2714. Die Vielzahl an Ansätzen zur Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen, die erarbeitet 

wurden, spricht dafür, dass die Projektaktivitäten auch tatsächlich Veränderungen in Richtung attrak‐

tiverer und gesundheitsförderlicher Beschäftigungsbedingungen angestoßen haben.  

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Ob sich die Arbeitsbedingungen in der Pflege durch die vom MSAGD geförderten Landespro‐

jekte verbessert haben, kann nicht mit Sicherheit gesagt werden. Die Unterstützungsangebote 

sind aber von einem großen Teil der ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen ange‐

nommen und die Formate Unternehmensanalysen, Beratungen und Fortbildungen  für Füh‐

rungskräfte positiv bewertet worden. Dennoch bleibt die Gestaltung guter Arbeitsbedingun‐

gen in der Alten‐ und Krankenpflege eine große Herausforderung. Entsprechend ist zu emp‐

fehlen, solche Unterstützungsformate auch weiterhin zu nutzen. Zentral ist die gezielte Unter‐

stützung der Führungskräfte bei der Bewältigung ihrer Führungsaufgaben. Denn die Führungs‐

kräfte gestalten die Unternehmenskultur, die strukturellen Arbeitsbedingungen und die Mög‐

lichkeiten für ihre Mitarbeiter/innen, die Arbeitsanforderungen gut bewältigen zu können.  

 

9.2. Handlungsfeld IX.4: Vereinbarung zur Entbürokratisierung 

Ziel: Pflegekräfte sollen stärker von pflegefernen Tätigkeiten aus den Aufgabenfeldern Administration, 

Organisation und Dokumentation entlastet werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche und Internetrecherchen.  

 

Stand der Umsetzung: 

Im Jahr 2013  ist seitens des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) eine umfangreiche Neuaus‐

richtung der Dokumentationspraxis  in der  ambulanten und  stationären  Langzeitpflege  angestoßen 

worden mit dem Ziel, eine Entbürokratisierung zu erreichen. Zunächst sind Empfehlungen für eine ent‐

bürokratisierte Pflegedokumentation entwickelt und  in der Praxis erprobt worden (Strukturmodell). 

                                                            

14 Online verfügbar unter: https://msagd.rlp.de/fileadmin/msagd/Gesundheit_und_Pflege/GP_Dokumente/Be‐
richte_aus_der_Pflege_27.pdf, letzter Zugriff: 30.06.2016  
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Anschließend wurde im Jahr 2015 eine bundesweite Implementierungsstrategie mit dem Projekt Ein‐

STEP (Einführung des Strukturmodells zur Entbürokratisierung der Pflegedokumentation) aufgesetzt. 

Die Aktivitäten werden auf Bundesebene mittels eines Projektbüros koordiniert. Dieses bietet Unter‐

stützungsleistungen für die Einrichtungen an, z.B. indem Schulungsmaterialien zur Verfügung gestellt 

werden. Die Schulungen selbst werden von den beteiligten Trägerverbänden übernommen. Ziel ist die 

bundesweite Einführung und Umsetzung der entbürokratisierten Pflegedokumentation in mindestens 

25% der stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen; eine Zielsetzung, die laut Information des 

BMG bereits  im April 2016 mehr als erreicht wurde. Das Projekt Ein‐STEP  läuft dennoch weiter bis 

Oktober 2017. 

 

Zentral in der Pflegedokumentation ist eine neue Form der Informationssammlung, die sogenannte SIS 

(Strukturierte Informationssammlung). Diese soll einen Überblick zur individuellen Situation des bzw. 

der Pflegebedürftigen liefern, wobei die Betroffenenperspektive hier zentral ist. Der Unterstützungs‐

bedarf soll aus der Perspektive von Pflegebedürftigen beschrieben werden. Daneben erfolgt eine pfle‐

gerische Anamnese anhand fünf pflegewissenschaftlich fundierter Themenbereich, aus der die Pflege‐

planung abgeleitet wird. Für zentrale pflegerische Probleme erfolgt zudem eine Risikoeinschätzung.  

Die Autorinnen des Abschlussberichts zur praktischen Erprobung15 kommen zur Einschätzung, dass mit 

der Pflegedokumentation nach dem Strukturmodell eine Entbürokratisierung erreicht werden konnte: 

„Konzept  und  Verfahren  bestätigen  im  Rahmen  des  Praxistests,  dass  die  Pflegedokumentation  

in   Art   und   Umfang   zur   heute   weit   verbreiteten Praxis erheblich reduziert werden kann, ohne 

fachliche Standards zu vernachlässigen oder dass die Sicherstellung der Kommunikation zwischen allen 

Beteiligten zur Situation der Pflegebedürftigen nicht mehr gewährleisten ist“ (Roes 2014: 47). 

Mit Stand vom 02.09.2016 haben  in Rheinland‐Pfalz  insgesamt 379 Pflegeeinrichtungen am Projekt 

Ein‐STEP teilgenommen, davon 208 stationäre und 171 ambulante Einrichtungen. Das entspricht einer 

Teilnahmequote von 41,3% über alle Einrichtungen hinweg beziehungsweise von 44,1% aller stationä‐

ren und 38,3% aller ambulanten Einrichtungen. Im Vergleich der Bundesländer kann Rheinland‐Pfalz 

einen guten mittleren Platz im Ranking der jeweiligen Umsetzungsquoten belegen. In nur fünf Bundes‐

ländern  liegt die Umsetzungsquote höher  (Berlin  (45,6%), Brandenburg  (43,5%), Hamburg  (41,6%), 

Mecklenburg‐Vorpommern  (58,2%),  Saarland  (46,8%)). Mit  einer  durchschnittlichen  Umsetzungs‐

quote von 41,0% über alle Bundesländer hinweg erreicht die Umsetzung des bundesweiten Entbüro‐

kratisierungsprojekts in Rheinland‐Pfalz einen vergleichsweise hohen Umsetzungsgrad. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Mit der  flächendeckenden Einführung der entbürokratisierten Pflegedokumentation wurde 

seitens des Bundes ein Anstoß  zur Entbürokratisierung  in der ambulanten und  stationären 

Pflege gegeben. Inwieweit diese neue Form in der konkreten Umsetzung dazu führt, dass Pfle‐

gekräfte von administrativen Aufgaben entlastet werden,  ist noch abzuwarten, da durchaus 

Spielräume für die praktische Umsetzung vorhanden sind. Als Erfolg kann der vergleichsweise 

hohe Umsetzungsgrad des Entbürokratisierungsprojekts Ein‐STEP in Rheinland‐Pfalz bewertet 

werden. Bedeutsam wird allerdings die Prüfpraxis des Medizinischen Dienstes der Krankenver‐

sicherung (MDK) sein, an der sich viele Einrichtungen und Dienste letztlich orientieren.  

                                                            

15 Vgl. Roes, Martina (2014): Abschlussbericht – Projekt „Praktische Anwendung des Strukturmodells ‐Effizienzsteigerung 
der Pflegedokumentation in der ambulanten und stationären Langzeitpflege“, Berlin/Witten. Online verfügbar unter: 
https://www.ein‐step.de/fileadmin/content/documents/Abschlussbericht_und_Anlagen__fin20140415_sicher.pdf, letzter 
Zugriff: 18.07.2016. 
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9.3. Handlungsfeld IX.5: Vereinbarung zu Löhnen und Gehältern 

Ziel: Die Löhne und Gehälter sollen sich stärker an den unterschiedlichen Anforderungen und Verant‐

wortungsbereichen der Pflegekräfte ausrichten, damit die Pflege auch unter finanziellen Aspekten ein 

attraktives Berufs‐ und Beschäftigungsfeld darstellt. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche, die Recherche von „Good‐prac‐

tice“‐Beispielen sowie die Dokumentation der Projektgruppe PG Attraktive Beschäftigungsbedingun‐

gen. Quantitative Daten wurden dem Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit entnommen (Quelle: 

https://entgeltatlas.arbeitsagentur.de/). Stand der Datenaufbereitung ist der 18.07.2016. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ): 

Die quantitative Darstellung der Löhne und Gehälter basiert auf Daten aus dem Entgeltatlas der Bun‐

desagentur für Arbeit (vgl. „Datengrundlage“). Es handelt sich bei den gemittelten Werten nicht um 

das arithmetische Mittel, sondern um den Median16. 

Die höchsten durchschnittlichen Monatsentgelte  (Arbeitnehmerbrutto, Median) werden  in der Ge‐

sundheits‐ und (Kinder‐) Krankenpflege erreicht. Dem folgt das Durchschnittsentgelt in der Kranken‐

pflegehilfe und mit nur wenig geringerem Entgelt die Altenpflege. Das niedrigste Entgelt wird in der 

Altenpflegehilfe entrichtet. Auffällig ist, dass das durchschnittliche (Median) monatliche Bruttoentgelt 

in allen fünf Pflegeberufen für Rheinland‐Pfalz über dem Bundesdurchschnitt liegt. 

 

Abbildung 49: Durchschnittliches Entgelt (Median) in den fünf Pflegeberufen und im Vergleich zwischen Rhein‐
land‐Pfalz und dem bundesweiten Durchschnitt (jeweils Bruttomonatsentgelt von Vollzeitbeschäftigten) 

 

Quelle: Entgeltatlas (https://entgeltatlas.arbeitsagentur.de/) der Bundesagentur für Arbeit (Stand: 18.07.2016), eigene Dar‐

stellung. 

 

Vergleicht man Unterschiede zwischen den Geschlechtern, so ist auffällig, dass Männer durchgängig 

(deutlich) mehr verdienen als Frauen.  

                                                            

16 Hinweis zum Median: Der Median ist der Wert, der bei einer Auflistung aller Zahlenwerte an der mittleren 
(zentralen) Stelle steht, wenn man die Werte der Größe nach sortiert. Er weicht damit in aller Regel (deutlich)  
vom arithmetischen Mittel ab. Daten zum Entgelt in den fünf Pflegeberufen liegen auf Basis des arithmetischen 
Mittels nicht vor. 
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Abbildung 50: Durchschnittliches Entgelt (Median) in der Gesundheits‐ und Krankenpflege, Gesundheits‐ und 
Kinderkrankenpflege und der Krankenpflegehilfe im Vergleich zwischen Männern und Frauen (jeweils Bruttomo‐
natsentgelt von Vollzeitbeschäftigten) 

 

Quelle: Entgeltatlas (https://entgeltatlas.arbeitsagentur.de/) der Bundesagentur für Arbeit (Stand: 18.07.2016), eigene Dar‐

stellung. 

 

Da der Teilzeitanteil bei Frauen hypothetisch deutlich niedriger sein dürfte, ist es jedoch möglich, dass 

aufgrund der Berechnung über den Median als hier herangezogenem „Mittelwert“ ein großer Anteil 

des ausgewiesenen Entgeltunterschieds auf das statistische Berechnungsverfahren zurückzuführen ist 

und nicht unbedingt  realen  Entgeltunterschieden  zwischen  Individuen  gleichen Beschäftigungsum‐

fangs und unterschiedlichen Geschlechts entspricht. 

Ein Vergleich zwischen den Geschlechtern ist nur für drei der in der Grafik ausgewiesenen Pflegeberufe 

möglich. Für die Altenpflege und Altenpflegehilfe ist aufgrund der geringen Fallzahlen der Männer in 

diesen beiden Berufen keine geschlechtsspezifische Auswertung möglich. 

 

Abbildung 51: Durchschnittliches Entgelt (Median) in der Gesundheits‐ und Krankenpflege sowie in der Gesund‐
heits‐ und Kinderkrankenpflege im Vergleich zwischen drei verschiedenen Altersgruppen (jeweils Bruttomonats‐
entgelt von Vollzeitbeschäftigten) 

 

Quelle: Entgeltatlas (https://entgeltatlas.arbeitsagentur.de/) der Bundesagentur für Arbeit (Stand: 18.07.2016), eigene Dar‐

stellung. 
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Für die Gesundheits‐ und Krankenpflege sowie für die Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege ist zu‐

dem auch eine Auswertung des durchschnittlichen Entgelts (Median) nach Altersgruppen möglich, was 

aufgrund geringer Fallzahlen in einigen Altersgruppen der verbleibenden drei Pflegeberufe nicht ver‐

wirklicht werden konnte. Die altersspezifische Auswertung zeigt sehr eindeutig die mit dem Alter der 

Beschäftigten ansteigende Entgelthöhe. Während die unter 25‐Jährigen im Median 2.751 Euro verdie‐

nen, sind es 3.543 Euro bei den über 50‐Jährigen. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Aus den geführten Expertengesprächen geht hervor, dass es durchaus Zusatzentlohnungen  für die 

Übernahme spezifischer Verantwortungsbereiche gibt. Hierbei können Instrumente wie Leistungszu‐

lagen, Leistungsprämien oder Erfolgsprämien zum Einsatz kommen.  Je nach Kontext erwerben ein‐

zelne Angestellte Zusatzqualifikationen und leisten verantwortungsvollere Aufgaben als andere Kolle‐

gen/innen und werden aufgrund zu definierender Spezifika zusätzlich entlohnt. Gleichzeitig wird  je‐

doch auch davon berichtet, dass sich in nicht wenigen Einrichtungen keine Beschäftigten finden, die 

bereit sind, Verantwortungsbereiche zu übernehmen, weil monetäre Anreize dafür fehlen. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 Das Entgelt steigt eindeutig mit dem Lebensalter der Angestellten in den Pflegeberufen (nach‐

gezeichnet wurde dies hier lediglich für die Gesundheits‐ und Krankenpflege sowie für die Ge‐

sundheits‐ und Kinderkrankenpflege). Auffallend ist jedoch der hohe Entgeltunterschied zwi‐

schen den Geschlechtern, der jedoch in Teilen auf statistischen Verzerrungen beruhen könnte. 

Herauszuheben ist zudem, dass das Entgelt in allen fünf untersuchten Pflegeberufen in Rhein‐

land‐Pfalz stets über dem bundesweiten Durchschnitt liegt. 

 Das Thema einer zusätzlichen Entlohnung für die Übernahme unterschiedlicher Anforderun‐

gen und Verantwortungsbereiche spielt in der Praxis eine Rolle und ist präsent. In manchen 

Einrichtungen werden innovative Lösungen umgesetzt. 

 

 

9.4. Handlungsfeld IX.6: Vereinbarung zur Zusammenarbeit der Berufsgruppen 

Ziel: Die Zusammenarbeit  zwischen Ärzten, Angehörigen  von Gesundheitsfachberufen, Hilfskräften 

und Ehrenamtlichen soll besser strukturiert werden, damit sie sich in ihren Aufgaben optimal ergän‐

zen. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die Evaluation sind Expertengespräche, die Recherche von „Good‐prac‐

tice“‐Beispielen sowie die Dokumentation der Projektgruppe PG Attraktive Beschäftigungsbedingun‐

gen. Dieser Teilbereich ist quantitativ momentan nicht darstellbar. 

 

Stand der Umsetzung: 

In den Expertengesprächen wird deutlich, dass sich die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 

Berufsgruppen weiter verbessert und auf eine strukturierte Zusammenarbeit hingearbeitet wird. Es 

wird davon berichtet, dass gerade die  jüngeren Personen  in den  jeweiligen Berufsgruppen weniger 

hierarchisch geprägt sind, sondern deutlich stärker lösungsorientiert arbeiten. Grundsätzlich erfordert 
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die interdisziplinäre Zusammenarbeit Aushandlungsprozesse. Der jeweilige Träger kann in weiten Tei‐

len darüber entscheiden, welche Berufsgruppen welche Aufgaben übernehmen, was zwangsläufig zu 

hausinternen Verhandlungen zwischen den Berufsgruppen führt. Grundlage  ist dabei natürlich stets 

die „Versicherbarkeit“ der jeweiligen Aufgabenverteilung. Hierbei wird man immer fragen, ob die Per‐

son, die entsprechende Aufgaben übernimmt, auch über eine ausreichende Qualifikation bzw. ausrei‐

chende Kompetenzen verfügt. 

Ein weiteres Beispiel für eine neue, innovative Form der Zusammenarbeit ist die Psychiatrische Akuta‐

mbulanz nach SGB V für Personen, die nicht „wartezimmerfähig“ sind. In Alzey gibt es eine entspre‐

chende Einrichtung. Im konkreten Fall übernehmen die Pflegefachkräfte mit entsprechender Zusatz‐

ausbildung in der ambulanten / häuslichen Pflege von Psychiatrie‐Patient/innen neue Aufgaben. Dabei 

finden in der Regel wöchentliche Besuche Zuhause statt, wobei sich ein Arzt / eine Ärztin (Psychiatrie) 

mit  entsprechend  ausgebildeten  Pflegefachkräften  abwechselt  und  beide  gegenseitig  ihre  unter‐

schiedlichen Kompetenzen in die Betreuung der Patienten/innen einbringen. Dieses Angebot funktio‐

niert im harmonischen Miteinander, so wird berichtet. Die Pflegefachkräfte können stets beim Fach‐

arzt / bei der Fachärztin nachfragen und umgekehrt sind die Fachärzte/innen auf die Einschätzungen 

der Pflegefachkräfte angewiesen. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 In der Zusammenarbeit zwischen den Berufsgruppen sind Öffnungstendenzen zu erkennen. 

Dabei handelt es sich keinesfalls nur um zufällige Einzellösungen, sondern um systematische 

und strategische Konzepte zur Erprobung neuer Behandlungskonzepte, die auf der Basis einer 

neuen Zusammenarbeitsregelung auch neue Versorgungskonzepte entwickeln.  
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10. Handlungsfeld XI: Chancen der Freizügigkeit nutzen 

 

Struktur des Handlungsfeldes: 

Handlungsfeld XI gliedert sich in vier Teilaspekte, die jeweils spezifischere Ziele im Kontext des besag‐

ten Handlungsfelds definieren. Dabei sind quantitativ messbare Ziele ebenso Teil der definierten Ziele 

wie qualitative Zielbeschreibungen. Im Folgenden wird auf die beschriebenen Teilaspekte des Hand‐

lungsfelds XI näher eingegangen. 

 

10.1. Handlungsfelder XI.1: Vereinbarung zur Gewinnung von Pflegekräften auf dem EU‐Ar‐

beitsmarkt, XI.2.: Vereinbarung zur verbesserten Anerkennung im Ausland erworbener Quali‐

fikationen im Pflegebereich und XI.3: Vereinbarung zur verbesserten Berufsanerkennung und 

Anerkennung erworbener Qualifikationen innerhalb der Europäischen Union 

Teilziel 1  (H. XI.1): Die Gewinnung von Pflegekräften auf dem EU‐Arbeitsmarkt soll  im Rahmen des 

Netzwerks der europäischen Arbeitsverwaltungen (EURES) verstärkt werden. 

Teilziel 2 (H. XI.2): Beschäftigte in der Pflege, die über eine ausländische Berufsqualifikation verfügen, 

aber ohne Anerkennung im Helferbereich oder im Rahmen von Praktika arbeiten, sollen verstärkt zur 

Durchführung  von  Anerkennungsverfahren  gewonnen  werden.  (Berufsbegleitende)  Angebote  für 

kompetenzorientierte Ausgleichsmaßnahmen sollen zur Verfügung gestellt werden. 

Teilziel 3 (H. XI.3): Die Berufsanerkennungsverfahren sowie die Verfahren zur Anerkennung erworbe‐

ner Qualifikationen in Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, einem weiteren Vertragsstaat des Ab‐

kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz sollen zügiger, bürgerfreundlicher 

und einheitlicher umgesetzt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die quantitative Evaluation ist die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus EU‐Staaten auf Verfahren zur Berufsanerkennung, welche formal als Anträge auf Führung der Be‐

rufsbezeichnung (Gesundheits‐ und (Kinder‐) Krankenpflege) beziehungsweise als Anträge zur Aner‐

kennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise (Altenpflege und Altenpflegehilfe) gestellt 

werden. Neben der Anzahl an gestellten Anträgen werden auch die durchgeführten Bewilligungen in 

den Bereichen der Gesundheits‐ und Krankenpflege, der Gesundheits‐und Kinderkrankenpflege, der 

Altenpflege und der Altenpflegehilfe für die Schuljahre 2011/2012 bis 2014/2015 abgebildet. Entspre‐

chende Daten stammen vom Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV) in Rheinland‐Pfalz 

(Gesundheits‐  und  (Kinder‐)  Krankenpflege)  sowie  von  der Aufsichts‐  und Dienstleistungsdirektion 

Koblenz (Altenpflege und die Altenpflegehilfe). 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 1: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus EU‐Staaten auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Krankenpflegerin beziehungs‐

weise Gesundheits‐ und Krankenpfleger sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen entsprechen‐

der Anträge für die Schuljahre 2011/2012 bis 2015/2016 dargestellt.  
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Abbildung 52: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus EU‐Staaten auf Führung der Berufsbe‐
zeichnung Gesundheits‐ und Krankenpfleger/in  sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen für den Bereich 
der Gesundheits‐ und Krankenpflege 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland‐Pfalz. 

 

Die Anzahl der Anträge auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Krankenpflegerin bezie‐

hungsweise Gesundheits‐ und Krankenpfleger  aus EU‐Staaten hat für das Berufsfeld der Gesundheits‐ 

und Krankenpflege im Betrachtungszeitraum deutlich zugenommen. Während im Jahr 2011 lediglich 

42 Anträge gestellt wurden, waren es  im Jahr 2015  insgesamt 259 Anträge. Gleichzeitig  ist auch die 

Anzahl der Bewilligungen deutlich angestiegen und zwar von 7 Bewilligungen  im Jahr 2011 auf 142 

Bewilligungen im Jahr 2014 mit anschließend leichtem Rückgang auf 136 Bewilligungen im Jahr 2015. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. Aus 

diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener Be‐

willigungen in Bezug auf gestellte Anträge. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 2: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus EU‐Staaten auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflegerin bezie‐

hungsweise Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen 

für die Schuljahre 2011/2012 bis 2015/2016 dargestellt.  

 

Die Anzahl der Anträge auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflegerin 

beziehungsweise Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger aus EU‐Staaten  ist  stets  sehr niedrig und 

liegt  im Betrachtungszeitraum bei maximal 5 Anträgen pro  Jahr und  lediglich  jeweils einer einzigen 

Bewilligung im Jahr 2013 sowie in 2014. Grund hierfür ist das zumeist fehlende äquivalente Berufsbild 

außerhalb Deutschlands. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. Aus 

diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener Be‐

willigungen in Bezug auf gestellte Anträge. 
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Abbildung 53: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus EU‐Staaten auf Führung der Berufsbe‐
zeichnung Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger/in sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen für den 
Bereich der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland‐Pfalz. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 3: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus EU‐Staaten auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich der Al‐

tenpflege sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen für die Schuljahre 2011/2012 bis 2015/2016 

dargestellt. 

 

Die Anzahl der Anträge auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise ist für das 

Berufsfeld der Altenpflege stets sehr niedrig und liegt im Betrachtungszeitraum bei maximal 3 Anträ‐

gen pro Jahr und lediglich einer einzigen Bewilligung jeweils in den Jahren 2011, 2012 und 2013. Grund 

hierfür ist das zumeist fehlende äquivalente Berufsbild außerhalb Deutschlands. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils   stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. 

Aus diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener 

Bewilligungen in Bezug auf gestellte Anträge. 

 

Abbildung 54: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus EU‐Staaten auf Anerkennung ausländi‐
scher Zeugnisse und Bildungsnachweise sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen für den Bereich der Al‐
tenpflege 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Aufsichts‐ und Dienstleistungsdirektion Koblenz, Rheinland‐Pfalz. 
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Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 4: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus EU‐Staaten auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich der Al‐

tenpflegehilfe  sowie  die  Anzahl  durchgeführter  Bewilligungen  für  die  Schuljahre  2011/2012  bis 

2015/2016 dargestellt.  

 

Abbildung 55: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus EU‐Staaten auf Anerkennung ausländi‐
scher Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich der Altenpflegehilfe sowie die Anzahl durchgeführter Bewilli‐
gungen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der Aufsichts‐ und Dienstleistungsdirektion Koblenz, Rheinland‐Pfalz. 

 

Auch die Anzahl der Anträge auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise im Be‐

reich der Altenpflegehilfe ist für Bürger/innen aus EU‐Staaten stets sehr niedrig und liegt im Betrach‐

tungszeitraum bei maximal 5 Anträgen und 2 Bewilligungen pro Jahr. Grund hierfür  ist das zumeist 

fehlende äquivalente Berufsbild außerhalb Deutschlands. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. Aus 

diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener Be‐

willigung in Bezug auf gestellte Anträge. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Expertengespräche zeigen, dass im Falle von Anpassungsmaßnahmen, die als Bewilligungsauflage im‐

mer wieder angeordnet werden, strukturelle Potenziale zu einer Ausweitung der Bewilligungsquoten 

liegen. So ist es teilweise schwierig, passgenaue Anpassungsmaßnahmen anbieten zu können. Das um‐

fasst den Ort zur Durchführung der Anpassungsmaßnahmen ebenso wie die Inhalte und eine grund‐

sätzliche Bedarfsgerechtigkeit. Zudem stellen die bürokratischen Abläufe zusätzliche Hürden dar. Eine 

grundlegende Abbildung der bestehenden Bedarfe, ein anschließender Abgleich mit den bestehenden 

Angeboten und ein daraus resultieren Katalog an Optimierungsmaßnahmen sowie deren Umsetzung 

könnte die Anzahl an Bewilligungen in den verschiedenen Anerkennungsverfahren hypothetisch wei‐

ter erhöhen. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 In der Gesundheits‐ und Krankenpflege sind sowohl Antrags‐ als auch Anerkennungszahlen von 

EU‐Bürger/innen klar gestiegen. Für die anderen Pflegeberufe gibt es keine komplementären 
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Berufsbilder, weshalb Anerkennungen nur in Einzelfällen erfolgen. Dennoch – das zeigen die 

Ergebnisse ebenfalls – sind die Ausgangsvoraussetzungen sehr unterschiedlich, weshalb sich 

sehr wechselnde Anerkennungsquoten auch für die Zukunft nicht vermeiden lassen werden. 

Strukturelle Optimierungen im Bereich gegebenenfalls angeordneter Anpassungsmaßnahmen 

könnten die Anzahl der Bewilligungen unter Umständen positiv beeinflussen und zu einer noch 

weiteren Erhöhung führen.  

 

 

10.2. Handlungsfeld XI.4: Vereinbarung zur verbesserten Berufsanerkennung und Anerken‐

nung erworbener Qualifikationen in Drittstaaten 

Ziel: Die Berufsanerkennungsverfahren sowie die Verfahren zur Anerkennung erworbener Qualifikati‐

onen in Drittstaaten sollen zügiger, bürgerfreundlicher und einheitlicher umgesetzt werden. 

 

Datengrundlage: Grundlage für die quantitative Evaluation sind die Anzahl der Anträge von Bürger/in‐

nen aus Drittstaaten auf Verfahren zur Berufsanerkennung, welche formal als Anträge auf Führung der 

Berufsbezeichnung (Gesundheits‐ und (Kinder‐) Krankenpflege) beziehungsweise als Anträge zur An‐

erkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise (Altenpflege und Altenpflegehilfe) gestellt 

werden. Neben der Anzahl an gestellten Anträgen werden auch die durchgeführten Bewilligungen in 

den Bereichen der Gesundheits‐ und Krankenpflege, der Gesundheits‐und Kinderkrankenpflege, der 

Altenpflege und der Altenpflegehilfe für die Schuljahre 2011/2012 bis 2014/2015 abgebildet. Entspre‐

chende Daten stammen vom Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV) in Rheinland‐Pfalz 

(Gesundheits‐  und  (Kinder‐)  Krankenpflege)  sowie  von  der Aufsichts‐  und Dienstleistungsdirektion 

Koblenz (Altenpflege und die Altenpflegehilfe). 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 1: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus Drittstaaten auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Krankenpflegerin beziehungs‐

weise Gesundheits‐ und Krankenpfleger sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen für die Schul‐

jahre 2011/2012 bis 2015/2016 dargestellt.  

 

Abbildung 56: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus Drittstaaten auf Führung der Berufsbe‐
zeichnung Gesundheits‐ und Krankenpfleger/in sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland‐Pfalz. 
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Die Anzahl der Anträge auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Krankenpflegerin bezie‐

hungsweise Gesundheits‐ und Krankenpfleger aus Drittstaaten hat im Betrachtungszeitraum deutlich 

zugenommen. Während im Jahr 2011 lediglich 51 Anträge gestellt wurden, waren es im Jahr 2015 ins‐

gesamt 320 Anträge. Gleichzeitig ist auch die Anzahl der Bewilligungen deutlich angestiegen und zwar 

von 12 bewilligten Anträgen im Jahr 2011 auf 117 Bewilligungen im Jahr 2015. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. Aus 

diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener Be‐

willigungen in Bezug auf gestellte Anträge. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 2: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus Drittstaaten auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflegerin bezie‐

hungsweise Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen 

für die Schuljahre 2011/2012 bis 2015/2016 dargestellt.  

 

Abbildung 57: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus Drittstaaten auf Führung der Berufsbe‐
zeichnung Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger/in sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland‐Pfalz. 

Die Anzahl der Anträge auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflegerin 

beziehungsweise Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger aus Drittstaaten  ist stets sehr niedrig und 

liegt im Betrachtungszeitraum bei maximal 3 Anträgen pro Jahr und lediglich einer einzigen Bewilligung 

im Jahr 2011.  

Grund hierfür ist das zumeist fehlende äquivalente Berufsbild außerhalb Deutschlands. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils   stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. 

Aus diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener 

Bewilligung in Bezug auf gestellte Anträge. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 3: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus Drittstaaten auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich der Al‐

tenpflege sowie die Anzahl durchgeführter Bewilligungen für die Schuljahre 2011/2012 bis 2015/2016 

dargestellt.  
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Da für den Bereich der Altenpflege im Betrachtungszeitraum keinerlei Anträge aus Drittstaaten gestellt 

wurden und auch keine Bewilligungen stattfanden, bleibt eine grafische Darstellung hier aus. 

 

Stand der Umsetzung (quantitativ), Teil 4: Im Folgenden wird die Anzahl der Anträge von Bürger/innen 

aus Drittstaaten auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich der Al‐

tenpflegehilfe  sowie  die  Anzahl  durchgeführter  Bewilligungen  für  die  Schuljahre  2011/2012  bis 

2015/2016 dargestellt.  

 

Die Anzahl der Anträge auf Anerkennung ausländischer Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich 

der Altenpflegehilfe aus Drittstaaten ist stets sehr niedrig und liegt im Betrachtungszeitraum bei ma‐

ximal 3 Anträgen pro Jahr und keiner Bewilligung im Betrachtungszeitraum. Grund hierfür ist das zu‐

meist fehlende äquivalente Berufsbild außerhalb Deutschlands. 

Als Hintergrundinformation ist zudem wichtig zu ergänzen, dass die Bewilligungen dem jeweiligen Jahr, 

in dem diese jeweils   stattfinden, zugeordnet werden und nicht etwa dem Jahr der Antragsstellung. 

Aus diesem Grund erfolgte hier kein relativer Vergleich zwischen den Jahren hinsichtlich vollzogener 

Bewilligungen in Bezug auf gestellte Anträge. 

 

Abbildung 58: Entwicklung der Anzahl der Anträge von Bürger/innen aus Drittstaaten auf Anerkennung auslän‐
discher Zeugnisse und Bildungsnachweise im Bereich der Altenpflegehilfe sowie die Anzahl durchgeführter Be‐
willigungen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland‐Pfalz. 

 

Stand der Umsetzung (qualitativ): 

Expertengespräche zeigen, dass die mitgebrachten Qualifikationen, die als Grundlage einer möglichen 

Antragsbewilligung dienen, sehr unterschiedlich sind und von Jahr zu Jahr deutlich schwanken, auch in 

Abhängigkeit von den jeweiligen Herkunftsländern. Es werden häufig Anpassungsmaßnahmen einge‐

fordert. Je nach Umfang dieser Maßnahmen befinden sie die Antragstellerinnen und Antragsteller für 

einen kürzeren oder längeren Zeitraum zunächst in entsprechenden Maßnahmen bevor eine Antrags‐

bewilligung stattfinden kann. Die Dauer dieser Maßnahmen schwankt zwischen drei Monaten und drei 

Jahre, je nach Ausgangsqualifikation. 

Zudem  zeigen Expertengespräche  im Bereich von Anpassungsmaßnahmen Optimierungspotenziale, 

die gegebenenfalls zu einer Ausweitung der Bewilligungsquoten führen könnten. So  ist es teilweise 
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schwierig, passgenaue Anpassungsmaßnahmen anbieten zu können. Das umfasst den Ort zur Durch‐

führung der Anpassungsmaßnahmen ebenso wie die Inhalte und eine grundsätzliche Bedarfsgerech‐

tigkeit. Zudem stellen die bürokratischen Abläufe zusätzliche Hürden dar. Eine grundlegende Abbil‐

dung der bestehenden Bedarfe, ein anschließender Abgleich mit den bestehenden Angeboten und ein 

daraus resultieren Katalog an Optimierungsmaßnahmen sowie der Umsetzung könnte die Anzahl an 

Bewilligungen in den verschiedenen Anerkennungsverfahren hypothetisch weiter erhöhen. 

 

Bewertung der Zielerreichung 

 In der Gesundheits‐ und Krankenpflege sind sowohl Antrags‐ als auch Anerkennungszahlen von 

Bürger/innen aus Drittstaaten gestiegen. Für die anderen Pflegeberufe gibt es keine komple‐

mentären Berufsbilder, weshalb Anerkennungen nur in Einzelfällen erfolgen. Die Ausgangsvo‐

raussetzungen  der  Antragsteller/innen  sind  sehr  unterschiedlich, weshalb  sich  sehr wech‐

selnde Anerkennungsquoten auch für die Zukunft nicht vermeiden lassen werden. 
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11. Resümee 

Die detaillierte Ergebnisdarstellung folgte in der Darstellung einer Gliederung entlang der jeweiligen 

Teilziele innerhalb eines jeden Handlungsfeldes. So war es möglich, jedes der definierten Teilziele einer 

spezifisch Analyse, Darstellung erfolgter Aktivitäten und sowie einer spezifischen Bewertung zu unter‐

ziehen. Darauf aufbauend erfolgt die Bewertung und Abbildung des Zielerreichungsgrades in der Ge‐

samtheit eines jeden Handlungsfeldes. 

Die folgende Tabelle gibt eine zusammenfassende Übersicht der bewerteten Handlungsfelder und der 

jeweils vorgenommenen Bewertung des Zielerreichungsgrades17. Die Begründung einer jeden Bewer‐

tung erfolgt im Anschluss an die Darstellung der Übersicht, gesondert für jedes Handlungsfeld. Dabei 

wird stets Bezug genommen auf die detaillierten Darstellungen aus dem Ergebnisteil. Diese werden 

noch einmal resümiert und daraus der handlungsfeldspezifische Zielerreichungsgrad erläutert. 

 

Tabelle 7: Übersicht der bewerteten Handlungsfelder sowie des jeweiligen Zielerreichungsgrades 

I  Handlungsfeld I 

Verstärkte Ausbildungsanstrengungen und bedarfsori‐
entierte Erhöhung der Ausbildungs‐kapazitäten bei Ein‐
richtungen und Schulen 

Ziele in weiten Teilen erreicht 

II  Handlungsfeld II 

Erschließung des Nachqualifizierungspotenzials in der 
Pflege 

Ziele in weiten Teilen erreicht 

III  Handlungsfeld III 

Vorqualifizierungsmaßnahmen, die auf eine Ausbildung 
in einem Gesundheitsfachberuf hinführen  

Ziele nicht erreicht 

IV  Handlungsfeld IV 

Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen mit Migrati‐
onshintergrund  

Ziele in weiten Teilen erreicht 

V  Handlungsfeld V 

Wiedereinstiegsqualifizierung für die Stille Reserve 

Zielerreichung im Fluss 

VI  Handlungsfeld VI 

Weiterbildungsförderung durch die Agentur für Arbeit / 
Umschulung 

Ziel erreicht 

VII  Handlungsfeld VII 

Weiterentwicklung der Pflegeberufe 

Zielerreichung im Fluss 

VIII  Handlungsfeld VIII 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf  

Zielerreichung im Fluss 

IX  Handlungsfeld IX 

Attraktive Beschäftigungsbedingungen und betriebliche 
Gesundheitsförderung 

Zielerreichung im Fluss 

                                                            

17 Das Handlungsfeld X ist nicht Teil der Bewertung. Wie eingangs bereits dargelegt ist eine Abbildung und Be‐
wertung des Handlungsfeldes X nicht Teil des Projektauftrags. 
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XI  Handlungsfeld XI 

Chancen der Freizügigkeit nutzen 

Ziele erreicht 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

11.1. Zielerreichung in Handlungsfeld I 

Im Handlungsfeld I (Verstärkte Ausbildungsanstrengungen und bedarfsorientierte Erhöhung der Aus‐

bildungskapazitäten bei Einrichtungen und Schulen) wurden die definierten Ziele in weiten Teilen er‐

reicht. Eine Steigerung der Auszubildendenzahlen konnte in alle betrachteten Pflegeberufen erreicht 

werden. Teilweise blieben diese Steigerungen hinter dem anvisierten Umfang zurück, in wenigen Fäl‐

len auch deutlich. Die Hintergrundinformationen zeigen, dass eine funktionale Entwicklung angesto‐

ßen wurde und dass in Teilen mit einer zeitlich leicht verzögerten Wirkung der angestoßenen Verän‐

derungen zu rechnen ist. Auch ist es ‐ außer in der Altenpflegehilfe ‐ durchweg gelungen, vor allem die 

Anzahl jüngerer Auszubildender teilweise deutlich zu steigern. Auch konnte die Anzahl (junger) männ‐

licher Auszubildender in Relation zu den weiblichen Auszubildenden in allen Pflegeberufen gesteigert 

werden; Ausnahme ist hier lediglich die Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege, welche für junge Män‐

ner weniger attraktiv zu sein scheint. Die erzielte Ausweitung in der Anzahl Auszubildender geht in der 

Praxis auch damit einher, dass sich die Zielgruppe der Ausbildungsinteressierten wie auch die sozial‐

strukturelle Zusammensetzung der Auszubildenden verändert; die steigende Heterogenität stellt eine 

Herausforderung für die Einrichtungen und Schulen dar. Die Höhe der Ausbildungsvergütung kann im 

Vergleich mit anderen Ausbildungsvergütungen im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes als überdurch‐

schnittlich bewertet werden und ist als positives Signal für Ausbildungsinteressierte zu sehen. Im re‐

gulatorischen Rahmen ist mit der Fortführung des rheinland‐pfälzischen Ausgleichsverfahrens im Rah‐

men der Ausbildung in der Altenpflege und der Altenpflegehilfe ein funktionierendes Instrument etab‐

liert, welches dafür sorgt, dass Einrichtungen, die ausbilden, kein finanzieller Nachteil daraus erwächst. 

Die Ergebniszusammenfassung zeigt deutlich, dass die Ziele in weiten Teilen erreicht wurden. 

 

11.2. Zielerreichung in Handlungsfeld II 

Im Handlungsfeld II (Erschließung des Nachqualifizierungspotenzials in der Pflege) wurden die definier‐

ten Ziele in weiten Teilen erreicht. Anders als in der Zielsetzung vorgesehen, konnte im Handlungsfeld 

keine flächendeckende Beratungsstruktur implementiert werden. Über die Schaffung von Fördermög‐

lichkeiten im Zuge der „Ausbildungs‐ und Qualifizierungsoffensive Altenpflege“ auf Bundesebene war 

es jedoch möglich, einen funktionalen Rahmen zur Erschließung des Nachqualifizierungspotenzials in 

der Pflege zu schaffen, womit ein zentrales Merkmal des definierten Ziels Umsetzung fand. Zudem ist 

die Anzahl der Einwechsler/innen aus der Altenpflegehilfe‐  in die Altenpflegeausbildung gestiegen. 

Über eine Steigerung im Bereich der Nichtschülerprüfungen konnten weitere Nachqualifizierungspo‐

tenziale erschlossen werden, so dass zusammenfassend  festgestellt werden kann, dass die Ziele  in 

weiten Teilen erreicht wurden. 

 

11.3. Zielerreichung in Handlungsfeld III 

Im Handlungsfeld III (Vorqualifizierungsmaßnahmen, die auf eine Ausbildung  in einem Gesundheits‐

fachberuf hinführen) wurden die definierten Ziele nicht erreicht. Während Vorqualifizierungsmaßnah‐

men in der Einschätzung von Vertreter/innen aus der Praxis grundsätzlich als Chance gesehen werden, 

konnten nur wenige Maßnahmen realisiert werden. Dabei wurden Teilerfolge erzielt, welche jedoch 

deutlich hinter den Erwartungen und Zielsetzungen einer umfassenderen Akquise über das Instrument 
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der Vorqualifizierung zurückblieben. Im Rahmen der wenigen Maßnahmen war die Anzahl der Perso‐

nen, die  letztlich  im Bereich der Pflege verblieben, gering.  Im  Instrument der Vorqualifizierung sind 

dennoch nicht erschlossene Potenziale zur Fachkräftesicherung zu vermuten, für deren Erschließung 

ein detaillierteres Wissen zu bestehenden Hürden bei Umsetzung und Wirkung von Maßnahmen er‐

forderlich wäre. So muss  vor dem aktuellen Hintergrund festgestellt werden, dass die Ziele nicht er‐

reicht wurden. 

 

11.4. Zielerreichung in Handlungsfeld IV 

Im Handlungsfeld  IV  (Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen mit Migrationshintergrund) wurden 

die definierten Ziele in weiten Teilen erreicht. Der Anteil ausländischer Auszubildender ist bis auf den 

Bereich der Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege in allen Pflegeberufen ‐ zum Teil deutlich ‐ gestie‐

gen. Die Zielsetzungen im Handlungsfeld IV sind sehr spezifisch, weshalb nicht alle Teilziele in den je‐

weiligen Spezifika abbildbar sind. Wenn man bedenkt, dass alleine der Anteil an Auszubildenden mit 

einer anderen als der deutschen Staatsbürgerschaft teils deutlich gestiegen ist, dürfte der Anstieg der 

Personen mit Migrationshintergrund hypothetisch noch höher liegen. Im Bereich familienerfahrener 

Frauen mit Migrationshintergrund, die als Hilfskräfte für die Pflege gewonnen werden sollten, lassen 

sich nur Tendenzen abbilden, die jedoch ebenfalls positiv im Sinne der Zielerreichung zu deuten sind. 

Grundsätzlich erscheint eine Öffnung für spezifische Zielgruppen auch weiterhin gewinnbringend im 

Sinne der optimierten Zielerreichung. In der Gesamtbewertung des Handlungsfeldes IV wird hinsicht‐

lich des Zielerreichungsgrades festgestellt, dass die Ziele in weiten Teilen erreicht wurden. 

 

11.5. Zielerreichung in Handlungsfeld V 

Im Handlungsfeld V (Wiedereinstiegsqualifizierung für die Stille Reserve) befindet sich die definierte 

Zielerreichung im Fluss. Auf der Ebene des Aufbaus und der Etablierung passgenauer Maßnahmen, die 

den Wiedereinstieg in die Pflegeberufe ‐ nach einer längeren Unterbrechungszeit ‐ erleichtern sollen, 

sind deutliche Erfolge erzielt worden.  In den Einrichtungen gibt es teils sehr  individuelle und wenig 

formalisierte Lösungen, um Wiedereinsteiger/innen die Rückkehr in den Beruf zu erleichtern und eine 

Anschlussfähigkeit zeitnah herzustellen. Die Maßnahmen werden von Experten/innen in der Regel als 

bedarfsgerecht beschrieben. Es gibt Bewegung im Feld, wobei zugleich das Potenzial der „Stillen Re‐

serve“ als vergleichsweise gering eingeschätzt wird. Auch hierin mag ein Grund liegen, warum die be‐

stehenden Angebote wenig formalisiert sind: Eine hohe Formalisierung erscheint weder praktikabel 

noch gerechtfertigt, wenn man sich die geringen Fallzahlen im Wiedereinstieg vergegenwärtigt.  

 

11.6. Zielerreichung in Handlungsfeld VI 

Im Handlungsfeld VI (Weiterbildungsförderung durch die Agentur für Arbeit / Umschulung) wurde das 

Ziel erreicht. Eine Steigerung der Zahl der geförderten Ausbildungen in der Altenpflege und der Alten‐

pflegehilfe  ist absolut gelungen, der Blick auf die Anteil derer  in Fördermaßnahmen  in Relation zur 

Gesamtzahl der Auszubildenden ist teilweise leicht rückläufig, was jedoch nicht dem definierten Ziel 

entgegensteht.  

 

11.7. Zielerreichung in Handlungsfeld VII 

Im Handlungsfeld VII (Weiterentwicklung der Pflegeberufe) befindet sich die Zielerreichung im Fluss. 

Das Gesetzgebungsverfahren für ein neues Pflegeberufsgesetz ist in die Wege geleitet worden. Aktuell 

(Stand: Dezember 2016) ist die parlamentarische Diskussion noch nicht abgeschlossen. Zudem steht 
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die Ausgestaltung einer anzupassenden Ausbildungs‐ und Prüfungsverordnung aus. Resümierend gibt 

es eine Arbeitsbasis und eine Entwicklung in Richtung der Erreichung des definierten Ziels  im Hand‐

lungsfeld VII, womit festgestellt werden kann, dass sich die Zielerreichung im Fluss befindet. 

 

11.8. Zielerreichung in Handlungsfeld VIII 

Im Handlungsfeld VIII (Vereinbarkeit von Familie und Beruf) befindet sich die Zielerreichung im Fluss. 

Es zeichnen sich deutliche Entwicklungen und Erfolge im Hinblick auf die Schaffung beziehungsweise 

Optimierung einer familienfreundlichen Unternehmenskultur ab. Vor allem  in den größeren Einrich‐

tungen existieren nicht selten betriebseigene Kindertagesstätten beziehungsweise gibt es Kooperatio‐

nen mit kommunalen Einrichtungen. Darüber hinaus werden vielfach individuelle Lösungen gefunden, 

um den Bedarfen der Beschäftigten in der Pflege in der Herausforderung von Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf gerecht zu werden. Dazu gehören Möglichkeiten der kurzfristigen Gewährung von Urlaubs‐

tagen oder Auszeiten, um private Herausforderungen ‐ wie die Pflege Angehöriger oder Betreuung von 

Kindern ‐ regeln zu können. Daneben existieren attraktive Rahmenangebote für die Beschäftigten, die 

ebenfalls erleichternd wirken in der Sicherung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Ferner gibt es 

teilweise feste Ansprechpartner/innen für Angehörigenpflege. Hinsichtlich der strukturellen Gegeben‐

heiten stellt die Möglichkeit zur Durchführung der Ausbildung in Teilzeit eine attraktive Ausbildungs‐

variante dar, welche Vereinbarkeitsherausforderungen entgegenkommt. Die Vielfalt an Angeboten im 

Sinne des Handlungsfeldes VIII ist in jedem Fall gegeben. Eine deutliche Ausweitung der Angebote in 

der Fläche wie im Umfang muss noch erfolgen. Somit sind die Ziele im Handlungsfeld VIII noch nicht 

erreicht, die Zielerreichung befindet sich im Fluss. 

 

11.9. Zielerreichung in Handlungsfeld IX 

Auch im Handlungsfeld IX (Attraktive Beschäftigungsbedingungen und betriebliche Gesundheitsförde‐

rung) befindet sich die Zielerreichung im Fluss. Themen wie betriebliche Gesundheitsförderung stoßen 

in der Praxis auf ein breites Interesse. Deutlich wird dies beispielsweise an der steigenden Nachfrage 

nach entsprechenden Seminaren im Angebot der BGW. Im Rahmen verschiedener Landesprojekte des 

MSAGD wurde für die Themen attraktive Beschäftigungsbedingungen und betriebliche Gesundheits‐

förderung sensibilisiert, und es konnten konkrete Verbesserungen in den Einrichtungen der Altenhilfe 

initiiert werden. Für den Prozess der Entbürokratisierung der Pflegedokumentation wurde auf Bundes‐

ebene ein funktionaler Rahmen gesetzt, der im Bundesland breite Nutzung erfährt. Die Vergütung in 

den Pflegeberufen liegt in Rheinland‐Pfalz über dem Bundesdurchschnitt, was ebenfalls in der Tendenz 

ein gutes Ergebnis  im Sinne der Zielerreichung darstellt. Hinsichtlich der  interdisziplinären Öffnung 

zeichnen sich zumindest positive Tendenzen ab. In der Gesamtbewertung zeigt sich, dass es Bewegun‐

gen  in Richtung der definierten Ziele gibt, dass viele Aktivitäten noch ausgebaut und  in der Fläche 

etabliert werden müssen, so dass sich feststellen lässt, dass die Zielerreichung im Fluss ist. 

 

11.10. Zielerreichung in Handlungsfeld XI 

Im Handlungsfeld XI (Chancen der Freizügigkeit nutzen) wurden die definierten Ziele erreicht. Der ein‐

deutige Anstieg der Anträge auf Führung der Berufsbezeichnung Gesundheits‐ und Krankenpfleger/in 

in Kombination mit der ebenfalls gestiegenen Anzahl bewilligter Anträge sind eindeutige Zeichen der 

gelungenen Zielerreichung. In den anderen Pflegeberufen konnten keine vergleichbaren Veränderun‐

gen verzeichnet werden, was mit dem Fehlen komplementärer Berufsabschlüsse im Ausland zusam‐

men hängt. Entsprechend erscheint ein Anstieg in der Antrags‐ und Bewilligungszahlen, der jenem der 
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Gesundheits‐ und Krankenpflege ähnlich wäre, unrealistisch. Da Krankenpfleger/innen aber intersek‐

toral mobil sind und auch in der Altenhilfe tätig, kann festgestellt werden, dass das Ziel erreicht wurde. 
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Ausblick 

Im abschließenden Kapitel des vorliegenden Berichts wird der Frage nachgegangen, ob und wie die 

„Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe“ fortgeführt werden sollte. Die Initi‐

ative wurde vom Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie (MSAGD) im Jahr 2012 

als Reaktion auf die ersten Ergebnisse des Landesleitprojekts „Branchenmonitoring und Fachkräftebe‐

darf in den Gesundheitsfachberufen in Rheinland‐Pfalz“ ins Leben gerufen. Damals zeigten sich für alle 

Pflegeberufe schon aktuell Engpässe; Vorausberechnungen von Angebot und Nachfrage deuteten da‐

rauf hin, dass diese Engpässe in den kommenden Jahren noch größer werden würden. Die Aktivitäten 

der Initiative waren darauf ausgerichtet, die Zahl der „Köpfe“ auf dem rheinland‐pfälzischen Pflegear‐

beitsmarkt zu steigern. Die Zahl der Absolventen/innen der Pflegeausbildungen sollte steigen, die Zahl 

der nachqualifizierten Pflegekräfte, die Zahl der aus dem Ausland zugewanderten Pflegekräfte, die Zahl 

der Pflegekräfte mit Migrationshintergrund u.v.m. Zugleich sollten die bereits in der Pflege tätigen Per‐

sonen durch bessere Beschäftigungsbedingungen und Vereinbarkeitsmöglichkeiten motiviert werden, 

ihren Arbeitszeitumfang zu steigern, länger im Beruf zu bleiben und Unterbrechungszeiten im Erwerbs‐

verlauf zu minimieren. Auch dadurch werden letztlich „Köpfe“ für den Pflegearbeitsmarkt gewonnen.    

 

Dass diese Denklogik die richtige ist, zeigen die Ergebnisse aus der aktuellen Welle des Branchenmo‐

nitorings Gesundheitsfachberufe: Zwar wurden für Altenpfleger/innen, Gesundheits‐ und Krankenpfle‐

ger/innen und Gesundheits‐ und Kinderkrankenpfleger/innen für das Jahr 2015 weiter große Mismat‐

ches von Angebot und Nachfrage gemessen, die Engpässe sind jedoch weniger stark ausgeprägt, als 

dies im Vorgängerprojekt für 2015 prognostiziert worden war. Für Altenpflegehelfer/innen und Kran‐

kenpflegehelfer/innen zeigten sich – entgegen der Prognose – sogar Angebotsüberhänge (siehe Ta‐

belle unten).  

Betrachtet man alle  fünf Pflegeberufe  in der Gesamtschau, entspricht der tatsächliche Engpass nur 

36% des prognostizierten Engpasses. Statt 5.367 fehlenden Pflegekräften beträgt die Lücke 1.912 feh‐

lende Pflegekräfte. 

 

Tabelle 8: Prognostizierte Mismatches und tatsächliche Mismatches für 2015 im Vergleich 

  prognostizierter 
Mismatch 2015 

tatsächlicher Mis‐
match 2015 

Abweichung in % 

Altenpflege  ‐1.662  ‐912  55% 

Gesundheits‐ und Krankenpflege  ‐2.042  ‐1.142  56% 

Gesundheits‐ und Kinderkrankenpflege  ‐294  ‐196  67% 

Altenpflegehilfe  ‐446  279  ‐63% 

Krankenpflegehilfe  ‐923  59  ‐6% 

Gesamt  ‐5.367  ‐1.912  36% 

Quellen: Gutachten Gesundheitsfachberufe (BadP Nr. 18), Gutachten Fachkräftebedarf Gesundheitsfachberufe 2016 

 

Woran liegt es, dass sich prognostizierte und tatsächliche Mismatches zum Teil recht stark unterschei‐

den? Dafür muss man einzelne Berechnungsparameter genauer betrachten. Eine wesentliche Größe 

sind beispielsweise die Absolventenzahlen: Diese  sind  seit dem  Jahr der Prognoserechnung  (2011) 

stark gestiegen, wodurch das verfügbare Fachkräfteangebot im Jahr 2015 letztlich viel größer war als 
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prognostiziert. Auch die verstärkte Zuwanderung von Pflegekräften nach Rheinland‐Pfalz trägt zu ei‐

nem Angebot bei, das größer ist als erwartet. Gleichzeitig ist die Nachfrage nach Pflegekräften, d.h. die 

Zahl der zu besetzenden Stellen in den Krankenhäusern, Rehabilitationskliniken und ambulanten wie 

auch stationären Pflegeeinrichtungen zwischen 2010 und 2015 kaum gestiegen, mit Ausnahme der 

Nachfrage nach Gesundheits‐ und Krankenpfleger/innen  im Krankenhaussektor. Die Nachfrage nach 

Pflegehelfer/innen ist sogar rückläufig. Womöglich hängt die Nachfrageentwicklung auch mit Erfolgen 

bei der Bindung der Beschäftigten zusammen.   

 

Insgesamt zeigt der vorliegende Bericht, dass die positiven Entwicklungstendenzen auf dem rheinland‐

pfälzischen Pflegearbeitsmarkt auch auf die Aktivitäten  im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizie‐

rungsinitiative Gesundheitsfachberufe 2012‐2015“ zurückzuführen sind. Da die Mismatches für Pfle‐

gefachkräfte aber weiterhin stark ausgeprägt sind, sollte die Initiative in jedem Fall fortgeführt werden. 

Dabei bleibt auch die dahinter liegende Logik richtig, mehr „Köpfe“ für den Arbeitsmarkt zu gewinnen. 

Unterscheiden lassen sich drei Strategiebereiche, denen die elf Handlungsfelder zugeordnet werden 

können. Die meisten Handlungsfelder waren bislang auf die „Gewinnung von Absolventen/innen“, als 

erstem  Strategiebereich,  ausgerichtet,  dafür wurden  unterschiedliche Qualifizierungswege  genutzt 

und Rahmenbedingungen geschaffen. Der zweite Strategiebereich bezieht sich auf die „Bindung der 

Beschäftigten in der Pflege“, der dritte auf die „Gewinnung externer Potenziale“, d.h. von Personen, 

die derzeit (noch) nicht auf dem rheinland‐pfälzischen Pflegearbeitsmarkt verfügbar sind. 

 

Tabelle 9: Strategiebereiche und Handlungsfelder 

Strategiebereich  Maßnahmen 

1. Gewinnung von Absolven‐
ten/innen  

• Handlungsfeld I: Verstärkte Ausbildungsanstrengungen und be‐
darfsorientierte Erhöhung der Ausbildungskapazitäten bei Ein‐
richtungen und Schulen 

• Handlungsfeld II: Erschließung des Nachqualifizierungspotenzials 
in der Pflege 

• Handlungsfeld III: Vorqualifizierungsmaßnahmen, die auf eine 
Ausbildung in einem Gesundheitsfachberuf hinführen  

• Handlungsfeld IV: Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen mit 
Migrationshintergrund 

• Handlungsfeld VI: Weiterbildungsförderung durch die Agentur für 
Arbeit / Umschulung 

• Handlungsfeld VII: Weiterentwicklung der Pflegeberufe 
• Handlungsfeld X: Gesellschaftliche Bedeutung der Gesundheits‐

fachberufe durch Öffentlichkeitsarbeit fördern 

2. Bindung der Beschäftigten 
in der Pflege 

• Handlungsfeld VIII: Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
• Handlungsfeld IX: Attraktive Beschäftigungsbedingungen und be‐

triebliche Gesundheitsförderung 

3. Gewinnung externer Po‐
tenziale 

• Handlungsfeld V: Wiedereinstiegsqualifizierung für die Stille Re‐
serve 

• Handlungsfeld XI: Chancen der Freizügigkeit nutzen 

Quellen: eigene Darstellung 

 

Im Folgenden werden Ideen zu möglichen Schwerpunkten bei einer Fortführung der „Fachkräfte‐ und 

Qualifizierungsinitiative“ skizziert, jeweils subsummiert unter die drei Strategiebereiche.    
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1. Gewinnung von Absolventen/innen  

Die Steigerung der Absolventenzahlen  ist in den vergangenen Jahren gelungen, obwohl die Zahl der 

jungen Menschen (15‐24‐Jährige), die den größten Teil der Auszubildenden stellen, rückläufig war. Die 

Herausforderung wird sein, die Absolventenzahlen in der Pflege auch weiterhin hoch zu halten, denn 

der Wettbewerb um Auszubildende zwischen den Branchen wird größer werden. Wichtig ist in diesem 

Zusammenhang die Außendarstellung der Pflege: Wie bewirbt man die Pflegeausbildungen und Arbeit 

in Krankenhäusern und Altenhilfeeinrichtungen? Welche Bilder und welches Wording sind passend für 

welche Zielgruppe? In der Workshop‐Reihe zur „Steigerung der Ausbildungskapazitäten in den Pflege‐

berufen“, die das  IWAK  im Jahr 2016 durchgeführt hat, wurde eine große Uneinigkeit dahingehend 

sichtbar, wie man die Pflegeberufe bewerben sollte. Dies hängt unter anderem mit der derzeitigen 

Unsicherheit zusammen, wann das neue Pflegeberufsgesetz in Kraft treten wird und in welcher Form 

die Umsetzung erfolgt. Aber auch unterschiedliche berufliche Sozialisationen (bspw. Krankenhaus ver‐

sus Pflegeheim) spielen hierbei eine Rolle. Es braucht in den kommenden Jahren einen vertieften Aus‐

tausch über Berufsbilder und berufliche Identitäten, vor allem im Vorfeld von Aktivitäten zur Öffent‐

lichkeitsarbeit. 

Ein neues Handlungsfeld wird im Zuge der Ausweitung der Ausbildungskapazitäten und der Weiterbil‐

dungsförderung durch die Agenturen für Arbeit, die gemeinsamen Einrichtungen nach SGB II und die 

zugelassenen kommunalen Träger nach SGB II sichtbar: Die Ausbildungssituation scheint sich verän‐

dert zu haben, die Auszubildenden sind eine heterogenere Gruppe als noch vor einigen Jahren. Dies 

birgt die Gefahr steigender Abbrecherquoten und erfordert eine intensivere, auch psychosoziale Un‐

terstützung der Auszubildenden. Aus Sicht der Praxiseinrichtungen stellen sich zudem neue Herausfor‐

derungen für den Übergang von der Ausbildung in den Beruf. Ein größerer Teil der Absolventen/innen 

benötigt eine längere Einarbeitungszeit, beispielsweise mit Unterstützung erfahrener Pflegefachkräfte, 

die als Mentoren/innen fungieren oder mit ihnen im Tandem arbeiten. Es werden geeignete Konzepte 

benötigt, um eine Überforderung der Absolventen/innen und – damit verbunden – einen frühzeitigen 

Berufsausstieg zu verhindern. Solche Entwicklungen sind bei einer Fortführung der Initiative mitzuden‐

ken und in Zielplanung und Maßnahmengestaltung zu berücksichtigen.  

 

Qualifizierungsmaßnahmen im Vorfeld der Pflegehelferausbildungen wird im Feld ein großes Potenzial 

zugeschrieben, um auch leistungsschwächeren Personen den Einstieg in die Pflege zu ermöglichen und 

Abbrecherquoten in der Ausbildung zu reduzieren. Sie sind in den vergangenen Jahren allerdings nur 

in geringem Maße durchgeführt worden (siehe Handlungsfeld III). Es müsste genauer analysiert wer‐

den, bei welchen Personengruppen erschließbare Potenziale liegen, wie der Übergang in eine anschlie‐

ßende Ausbildung aktuell gestaltet wird und welche Verbesserungen möglich sind. 

 

Darüber hinaus sollte das Land auf die Beibehaltung der Möglichkeiten einer Verkürzung der Fachkraft‐

Ausbildung in der Altenpflege sowie die Möglichkeit einer dreijährigen Weiterbildungsförderung hin‐

wirken. Denn nicht nur aktuell, sondern auch zukünftig ist mit Angebotsüberhängen für Altenpflege‐

helfer/innen und Krankenpflegehelfer/innen zu rechnen.  Insbesondere die Erstgenannten sind eine 

Berufsgruppe mit niedrigem Durchschnittsalter und entsprechend geringem altersbedingtem Ersatz‐

bedarf, sie stehen dem Arbeitsmarkt noch eine geraume Zeit zur Verfügung. Die Hürde für eine Wei‐

terqualifizierung oder Nachqualifizierung nicht zu hoch zu hängen, dürfte auch zur Bindung ans Berufs‐

feld beitragen.  
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Wichtig ist letztlich auch die Fortführung von Projekten und Aktivitäten im ersten Strategiebereich, die 

durch das MSAGD in den vergangenen Jahren angestoßen wurden, von der bedarfsgerechten Anpas‐

sung des Ausbildungsstättenplans als Teil der  Landeskrankenhausplanung über die  Landesprojekte 

zum Umgang mit Problemen im Zusammenhang mit dem Theorie‐Praxis‐Transfer bis hin zum Regio‐

nen‐spezifischen Umgang mit Hürden bei der Ausweitung der Ausbildungskapazitäten. Solche Projekte 

sind notwendig, um den „Dialog“ mit der Basis zu halten,  frühzeitig Entwicklungstendenzen an der 

Basis zu erkennen und entsprechend reagieren zu können. 

 

2. Bindung der Beschäftigten in der Pflege 

Dass die Gestaltung attraktiver und gesundheitsförderlicher Arbeitsbedingungen zur Bindung der Be‐

schäftigten beiträgt, scheint in den Einrichtungen flächendeckend bekannt zu sein. Handlungsnotwen‐

digkeiten   und  innerbetriebliche „Stellschrauben“ sind offenkundig. Dies zeigten die vier Landespro‐

jekte der PG Attraktive Beschäftigungsbedingungen, die  im Rahmen der „Fachkräfte‐ und Qualifizie‐

rungsinitiative“ durchgeführt wurden. In den Einrichtungen wird Vieles erprobt, wozu auch die vom 

Land finanzieren Unternehmensanalysen, einrichtungsindividuellen Beratungen und Gruppenberatun‐

gen in regionalen Workshops beigetragen haben. Themen wie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, 

betriebliche Gesundheitsförderung und die Steigerung der Führungsqualität bleiben relevant und soll‐

ten auch bei einer Fortführung der Initiative berücksichtigt werden. Eine Zielsetzung könnte beispiels‐

weise sein, die vorhandenen und im Land erprobten Konzepte für eine Weiterqualifizierung von Füh‐

rungskräften  in der Altenhilfe und  im Krankenhaus stärker  in die Fläche zu tragen. Gleiches gilt  für 

Good‐Practice‐Ansätze zur Gestaltung attraktiver und gesundheitsförderlicher Beschäftigungsbedin‐

gungen. Hierfür könnte eine handlungsinstruktive Broschüre mit einfachen Werkzeugen, ergänzt durch 

Good‐Practice‐Beispiele, erarbeitet werden. Die Anwendung ambitionierterer Tools könnte durch Mul‐

tiplikatoren/innen aus Trägerorganisationen oder durch Intermediäre wie die Berufsverbände, die Un‐

fallkasse oder die Berufsgenossenschaft  für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege  (BGW) unter‐

stützt werden.  

Ein neues Handlungsfeld bei der Fortführung der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative“ sollte der 

Umgang mit der zunehmenden Heterogenität in den Einrichtungen sein. Die Beschäftigten sind hete‐

rogener als noch vor Jahren: Die Zahl der Pflegekräfte mit Migrationshintergrund bzw. die Zahl der 

angeworbenen oder autonom zugewanderten Pflegekräfte steigt (siehe Strategiebereich 3). Viele Ein‐

richtungen der Altenhilfe, aber auch Krankenhäuser, setzen zudem Leiharbeitskräfte in der Pflege ein, 

was zu Verwerfungen und Konflikten innerhalb der Teams führen kann. Zur steigenden Heterogenität 

trägt auch ein im Zuge der Ausweitung der Ausbildungskapazitäten gestiegener Anteil jüngerer Pflege‐

kräfte bei, mit der Folge von „Generationenkonflikten“. So können die Vorstellungen von einer ange‐

messenen Work‐Life‐Balance innerhalb eines Teams sehr unterschiedlich sein. Dies kann sich beispiels‐

weise  in  einer  unterschiedlichen Bereitschaft  äußern,  für  erkrankte  Kollegen/innen  einzuspringen. 

Nicht zuletzt unterscheiden sich die Beschäftigten hinsichtlich  ihrer Qualifikationen. Eine steigende 

Zahl akademisch qualifizierter Pflegekräfte sucht Tätigkeitsfelder und Aufgabenbereiche nicht nur im 

Management‐Bereich. Zugleich gibt es eine große Zahl un‐ und angelernten Pflegehilfskräfte, die zum 

Teil seit Jahren in den Einrichtungen der Altenhilfe beschäftigt sind und über eine Vielzahl  informell 

erworbener Kompetenzen verfügen, die nach außen hin kaum sichtbar sind.   

 

Die Einrichtungen bzw. die Führungskräfte in den Einrichtungen müssen der zunehmenden Heteroge‐

nität begegnen, indem sie ihren Fokus stärker als bislang auf die betriebliche Integration aller beschäf‐

tigten Pflegekräfte richten und die Personal‐ und Organisationsentwicklung so gestalten, dass die In‐
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tegration aller Gruppen von Pflegekräften gewährleistet ist. Sollen entsprechende Zielsetzungen defi‐

niert werden, könnte eine davon sein, die  informell erworbenen Kompetenzen un‐ und angelernter 

Pflegehilfskräfte besser zu erfassen, sichtbarer zu machen und gegebenenfalls auch auf Aus‐ oder Wei‐

terbildungsanteile anzurechnen. Zudem könnten neue Formen der Arbeitsorganisation und Arbeitstei‐

lung unter Einbeziehung aller Qualifikationsebenen konzipiert und erprobt werden. Größere Kranken‐

häuser, vor allem Universitätsklinika, erproben neue Strukturen zur Einbindung akademischer Pflege‐

kräfte in der patientennahen Versorgung. Auf die dabei gemachten Erfahrungen ließe sich zurückgrei‐

fen, um darauf aufbauend systematische Strukturveränderungen voranzutreiben, welche der gegebe‐

nen Heterogenität der Belegschaften gerecht werden. Zudem bietet die Einbettung von Rheinland‐

Pfalz in die Großregion die Möglichkeit, von der betrieblichen Praxis im nahen Ausland zu lernen. In 

Lothringen, in Luxemburg und in der Wallonie ist der Anteil der Pflegehelfer/innen an den beschäftig‐

ten Pflegekräften deutlich höher als in Rheinland‐Pfalz. Wie die Arbeitsteilung dort konkret aussieht, 

mit welchen Kompetenzanforderungen  sie  für die verschiedenen Qualifikationsebenen einher geht 

und welche Anregungen sich daraus für Rheinland‐Pfalz ziehen lassen, könnte im Rahmen eines grenz‐

überschreitenden,  vergleichenden  Forschungsprojekts  eruiert werden.  Auch  zur  Leiharbeit  in  der 

Pflege sind derzeit kaum Informationen vorhanden. Der Aufbau einer systematischen Datengrundlage 

– quantitativ wie qualitativ – könnte Handlungsbedarfe, aber auch Steuerungs‐ und Gestaltungsspiel‐

räume für die Landespolitik sichtbar machen, die derzeit nicht transparent sind. 

Insgesamt werden zum Umgang mit der zunehmenden Heterogenität innovative betriebsinterne Steu‐

erungskonzepte  für  einen  effizienten  Personaleinsatz  benötigt.  Mittels  einer  Bestandsaufnahme 

könnte exploriert werden, inwieweit es solche Konzepte bereits gibt und unter welchen Bedingungen 

sie funktional sind. Eine systematische Erprobung mit Piloten und eine Verbreitung der Konzepte im 

Bundesland könnten sich an die Bestandsaufnahme anschließen. Wenn sich zeigt, dass die Führungs‐

kräfte Qualifizierungsbedarf zum Umgang mit Heterogenität bzw. betrieblichem Kompetenzmanage‐

ment haben, könnte ein entsprechendes Weiterbildungsangebot konzipiert und erprobt werden. Auch 

die regionalen Pflegekonferenzen als einrichtungs‐ und trägerübergreifendes Format zum Austausch 

und Peer‐Learning sollten weiterhin genutzt werden. Als Workshop gestaltet, bieten die Pflegekonfe‐

renzen Führungskräften die Möglichkeit, sich sehr praxisnah über Good‐Practice‐Ansätze zum Umgang 

mit innerbetrieblichen Herausforderungen auszutauschen.   

 

Zur Bindung der Beschäftigten trägt auch deren Entlastung von „pflegefernen“ Tätigkeiten wie der Do‐

kumentation bei. Das Projekt Ein‐STEP zur Entbürokratisierung der Pflegedokumentation in der ambu‐

lanten und stationären Pflege bietet dafür Potenzial, und ein großer Teil der rheinland‐pfälzischen Ein‐

richtungen hat sich damit bereits vertraut gemacht. Allerdings ist zu bedenken, dass es Spielräume für 

die konkrete Umsetzung gibt und der Dokumentationsaufwand nicht zwangsläufig sinkt. Der Grad der 

Entlastung ist abhängig von der einrichtungsinternen Umsetzung. Diese ist wiederum in vielen Einrich‐

tungen vor allem von der Prüfpraxis des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) ge‐

prägt. Es besteht die Gefahr, dass die Einrichtungen aus Angst vor einem schlechten Prüfergebnis mehr 

dokumentieren als notwendig und der Zeitaufwand für die Dokumentation in der Folge nicht sinkt. Bei 

einer Fortführung der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative“ sollte deshalb die Umsetzung der ent‐

bürokratisierten Pflegedokumentation in den Einrichtungen der Altenhilfe im Blick sein.  

 

3. Gewinnung externer Potenziale 

Der Strategiebereich „Gewinnung externer Potenziale“ dürfte zukünftig an Bedeutung gewinnen. Die 

Zahl der angeworbenen und zugewanderten Pflegekräfte ist in den vergangenen Jahren stark gestie‐

gen, und ein Ende des Trends ist nicht in Sicht. Eine Zielsetzung bei der Fortführung der „Fachkräfte‐ 
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und Qualifizierungsinitiative“ sollte sein, die Anerkennungsquote zu erhöhen. Auch wenn die vorlie‐

genden Daten vorsichtig interpretiert werden müssen, ist deutlich, dass weit mehr Anträge auf Aner‐

kennung eines ausländischen Berufsabschlusses gestellt als schließlich Anerkennungen ausgesprochen 

werden. Inwieweit die Personen, die eine Ausgleichsmaßnahme benötigen, zeitnah ein entsprechen‐

des Angebot finden, ist unklar. Ebenso ist nicht transparent, wie lange die Qualifizierungsmaßnahmen 

üblicherweise dauern, ob  sie  individuell passfähig  sind und wo es Verbesserungsbedarfe gibt. Dies 

wäre  im Rahmen einer Bestandsaufnahme genauer  in den Blick zu nehmen, um darauf aufbauend 

Maßnahmen zur Erhöhung der Anerkennungsquoten ergreifen zu können.  

Eine größere Transparenz  ist darüber hinaus auch hinsichtlich der Ausgestaltung des Vermittlungs‐

marktes notwendig. Es existieren diverse privat‐gewerbliche Anbieter, die ausländische Pflegekräfte 

vermitteln. Dieser Markt ist nicht reguliert, und die Aufteilung der Kosten für Sprachkurse, Ausgleichs‐

maßnahmen usw. zwischen Vermittlungsfirma, Arbeitgeber und Pflegekraft kann sehr zuungunsten 

der Pflegekraft ausfallen.   

 

Für die Krankenhäuser, ambulanten und  stationären Pflegeeinrichtungen  stellen angeworbene wie 

auch autonom zugewanderte Pflegekräfte neben der damit verbundenen Möglichkeit zur Personalbe‐

darfsdeckung auch eine Herausforderung dar, denn sie steigern die Heterogenität in den Belegschaften 

und müssen nachhaltig in die Betriebe integriert werden. Ansonsten besteht die Gefahr der Fluktua‐

tion in andere Einrichtungen, Sektoren oder gar einer Rückkehr ins Herkunftsland. Die Bemühungen 

der Einrichtungen, auch beim Spracherwerb oder der sozialen Integration zu unterstützen, laufen da‐

mit ins Leere und personelle und finanzielle Ressourcen werden verschwendet. Derzeit ist unklar, wel‐

che Fluktuationsströme es zwischen Einrichtungen und Sektoren oder auch zwischen den Regionen 

des Bundeslandes gibt, es fehlt eine systematische Datenbasis. Prinzipiell bestünde die Möglichkeit, im 

Rahmen der Befragungen des Branchenmonitoring Gesundheitsfachberufe und mit Unterstützung der 

Einrichtungsträger eine  Informationsgrundlage zum Verbleib angeworbener wie auch von autonom 

zugewanderten Pflegekräften aufzubauen. 

 

Die  Schwierigkeiten  bei  der  Integration  hängen mit  unterschiedlichen  beruflichen  Identitäten  und 

Selbstverständnissen sowie divergierenden Vorstellungen von pflegeüblichen Aufgaben und Tätigkei‐

ten zusammen. In den Krankenhäusern und Altenhilfeeinrichtungen gibt es noch wenig Wissen über 

die beruflichen Qualifikationen und Selbstverständnisse von Pflegekräften aus dem Ausland. Zudem 

existiert nur wenig Raum für einen Austausch und Aushandlungsprozesse auf Augenhöhe. In den Ein‐

richtungen ist ein Perspektivwechsel vonnöten, Heterogenität und Diversität sollten als Ressource und 

nicht als Problem angesehen werden. Dies erfordert einen Wandel in der Betriebskultur. Womöglich 

bedarf es einer größeren Innovationsbereitschaft in den Einrichtungen, und auch hier könnte der Blick 

in andere Teilgebiete der Großregion anregend wirken. Beispielsweise sind die Belegschaften  in Lu‐

xemburgischen Krankenhäusern und Pflegeheimen extrem heterogen in Bezug auf die Herkunftsländer 

der Beschäftigten. Sprachliche und kulturelle Unterschiede spielen auch hier eine Rolle. In rheinland‐

pfälzischen Einrichtungen, vor allem  in Krankenhäusern, werden zunehmend Mentorenmodelle zur 

Integration ausländischer Pflegekräfte implementiert. Die Exploration solcher und weiterer Good‐Prac‐

tice‐Ansätze würde einen Überblick über bereits stattfindende Aktivitäten  im Bundesland schaffen. 

Gleiches gilt für innerbetriebliche Konzepte für die Integration ausländischer Fachkräfte, was als Be‐

standteil des betrieblichen Kompetenzmanagements  (siehe  Strategiebereich 2)  angesehen werden 

kann.      
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Fazit  

Eine Fortsetzung der „Fachkräfte‐ und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe“  ist vor dem 

Hintergrund der  immer noch bedeutsamen Engpässe  für Pflegefachkräfte unbedingt zu empfehlen. 

Handlungsfelder, Zielsetzungen und Maßnahmen sollten wie oben beschrieben nachjustiert werden, 

um auf neue Entwicklungen zu reagieren. Darüber hinaus bietet das partizipative Vorgehen  im Bun‐

desland die Möglichkeit für die Politik, frühzeitig ein Gefühl für die Auswirkungen neuer regulatorischer 

Rahmenbedingungen (wie bspw. das neue Pflegeberufsgesetz oder die Pflegestärkungsgesetze II und 

III) auf den Pflegearbeitsmarkt zu bekommen. Für die Konstellation der Unter‐Arbeitsgruppe ist zu be‐

denken, dass es mit der Landespflegekammer Rheinland‐Pfalz einen neuen Akteur gibt, der in die Ak‐

tivitäten einzubeziehen ist.  

Zu empfehlen ist nicht zuletzt regelmäßiges, engmaschiges Monitoring der Aktivitäten der „Fachkräfte‐ 

und Qualifizierungsinitiative“. Zum einen lassen sich damit Bedarfe zur Nachsteuerung zeitnah erken‐

nen. Zum anderen führen nicht alle angestoßenen Aktivitäten bereits kurzfristig zum Erfolg, manche 

wirken erst  längerfristig. Das Branchenmonitoring Gesundheitsfachberufe und die dazugehörige,  im 

Aufbau befindliche  Internetplattform bieten die Möglichkeit, Momentaufnahmen des Umsetzungs‐

standes über ad‐hoc‐Befragungen zu generieren.  
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In der Reihe „Berichte aus der Pflege“ des Ministeriums  
für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie des Landes  
Rheinland-Pfalz sind bisher erschienen: 
 
 Nr.1 – September 2005 

Rahmenlehrplan und Ausbildungsrahmenplan für die Ausbildung in der Gesund-
heits- und Krankenpflege und Gesundheits- und Kinderkrankenpflege des Landes 
Rheinland-Pfalz 
 

 Nr. 2 – August 2005 
Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur: 
Abschlussbericht. Fachkräftesituation und Fachkräftebedarf in der Pflege in 
Rheinland-Pfalz 
 

 Nr. 3 – September 2005 
Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur: 
Branchenmonitoring Pflege Rheinland-Pfalz. Verfahren und Erhebungsbogen 
 

 Nr. 4 – Oktober 2005 
Arbeit und Zukunft e.V.: 
Gesunde Beschäftigung und gute Servicequalität in der ambulanten Pflege 
 

 Nr. 5 –  September 2006 
Richtlinien zu den Prüfungen in der Gesundheits- und Krankenpflege sowie in der 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege des Landes Rheinland-Pfalz 
 

 Nr. 6 – März 2007 
Optimierung der Versorgung von Menschen mit Demenzerkrankungen in  
Pflegeeinrichtungen 
 

 Nr. 7 – November 2007 
Abschlussbericht Branchenmonitoring Pflege Rheinland-Pfalz 2005/2006 
 

 Nr. 8 – September 2008 
Zwischenbericht Arbeitsbewältigung in der ambulanten Pflege 
PIZA II-Ergebnisse 
 

 Nr. 9 – Oktober 2008 
Gutachten: Zukünftige Handlungsfelder in der Krankenhauspflege 
 

 Nr. 10 – Oktober 2008 
Alternsgerechte Arbeit in der ambulanten Pflege 
- Bestandsaufnahme und Ausblick 
 

 Nr. 11 – Oktober 2008 
Abschlussbericht des Modellprojektes „Optimierung der  
Ernährung und Flüssigkeitsversorgung in stationären Pflegeeinrichtungen in  
Rheinland-Pfalz“ 

 
 



 
 Nr. 12 – Mai 2009 

 Forschungsstudie zur Verweildauer in den Pflegeberufen in Rheinland-Pfalz  
 

 Nr. 13 –  August 2009 
 Expertise: Pflege und Unterstützung im Wohnumfeld 
 

 Nr. 14 –  August 2010 
Soziale Dialoge zur Förderung der Arbeitsbewältigung in der ambulanten Pflege 
 

 Nr. 15 – Dezember 2010 
 Kommunale Pflegestrukturplanung - Ein Handbuch für die Praxis – 
 

 Nr. 16 – August 2011 
 Entwicklung und Erprobung einer Ausbildung zur Servicemitarbeiterin bzw. zum     
 Servicemitarbeiter im Gesundheitswesen 
 

 Nr. 17 – Februar 2012 
Branchenmonitoring Gesundheitsfachberufe Rheinland-Pfalz  
- Ergebnisse aus dem Landesleitprojekt „Fachkräftesicherung in den Gesundheits-
fachberufen“ – 
 

 Nr. 18 – April 2012 
Gutachten zum Fachkräfte- und Ausbildungsbedarf in den Gesundheitsfachberufen 
- Ergebnisse aus dem Landesleitprojekt „Fachkräftesicherung in den Gesundheits-
fachberufen“ - 
 

 Nr. 19 – Oktober 2012 
Zentrale Ergebnisse aus dem Landesleitprojekt „Fachkräftesicherung in den Ge-
sundheitsfachberufen 
 

 Nr. 20 – März 2013 
GePP-Projekt - Gesund Psychiatrisch Pflegen 
Ein Gesundheitsprojekt zur Ausweitung der sozialen und organisationalen Res-
sourcen täglicher Arbeit von psychiatrisch Pflegenden im Rahmen einer wissen-
schaftlichen Interventionsstudie (Mai 2007 – Juni 2011) 
 

 Nr. 21– Juli 2013 
Abschlussbericht Befragungs- und Registrierungsstelle zur Einrichtung einer Lan-
despflegekammer in Rheinland-Pfalz 
 

 Nr.22– August 2013  
Bestandsaufnahme Ausbildungsstätten  
-Teilprojekt des Landesleitprojektes „Fachkräftesicherung in den Gesundheits-
fachberufen“  
 

 Nr. 23 – August 2013  
Gutachten Ausbildungsstätten Gesundheitsfachberufe  
-Teilprojekt des Landesleitprojekts „Fachkräftesicherung in den Gesundheitsfach-
berufen“  
 



 
 Nr.24 – November 2013 

Ausbildungsstättenplan Gesundheitsfachberufe 2013 
-Teilprojekt des Landesleitprojekts „Fachkräftesicherung in den Gesundheitsfach-
berufen“  
 

 Nr.25 – November 2013 
Vereinbarung zur Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe 
2012 - 2015, Berufsfeld Pflege 
 

 Nr.26 – Juli 2014 
Abschlussbericht Modellvorhaben in rheinland-pfälzischen Krankenhäusern zur 
Optimierung der Arbeitsabläufe und zur besseren Aufgabenverteilung zwischen 
den Berufsgruppen 
 

 Nr.27 – Oktober 2015 
Attraktive Beschäftigungsbedingungen in der Pflege in 
Rheinland-Pfalz - „Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberu-
fe 2012-2015, Berufsfeld Pflege“ 
 

 Nr.28 – Mai 2016 
Landesprojekt: Theorie-Praxis-Transfer in der Ausbildung in den Pflegeberufen, 
„Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfachberufe, Berufsfeld Pfle-
ge“ 
 

 
Die Berichte liegen ausschließlich in digitaler Form vor und sind zu beziehen über 
das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, Bauhofstraße 9, 
55116 Mainz oder per E-Mail an: bestellservice@msagd.rlp.de 




